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Bildungsgerechtigkeit, Leistungsentwicklung und Begabungsförderung
sind drängende Herausforderungen für das deutsche Bildungssystem, 
 wie nationale und internationale Vergleichsstudien (TIMSS, IGLU, PISA)

zeigen. Es ist erforderlich, dass benachteiligte und talentierte Kinder auf ihren
jeweiligen Kompetenzstufen gezielte Unterstützung und individuelle Förderung
erfahren. Das Herausfordern und Fördern von Begabungen und Talenten soll 
dazu beitragen, dass offensichtliche wie verborgene Potenziale bei Kindern aus
sozial benachteiligten Lagen sowie bei Kindern mit Beeinträchtigungen ent-
wickelt und entfaltet werden können. Vom 19. bis 22. September 2018 widmete
sich der 6. Münstersche Bildungskongress mit dem Thema „Begabungsförderung,
Leistungsentwicklung, Bildungsgerechtigkeit – für alle!“ ebendiesen Chancen 
und Herausforderungen mit dem Ziel, die Begabungsförderung und Potenzial-
entwicklung in die Mitte der Gesellschaft zu rücken und so mehr Bildungs-
gerechtigkeit zu schaffen.
Mit über 130 Beiträgen haben Wissenschaftler*innen und Praktiker*innen neue 
Impulse gesetzt, Themen diskutiert und neue Ansätze vorgetragen. Dank der 
interessanten Beiträge und anregenden Gespräche wurde der 6. Münstersche 
Bildungskongress zu einem anspruchsvollen Format wissenschaftlichen 
Austausches und interdisziplinären Gesprächs. Viele der vorgetragenen und 
diskutierten Beiträge werden hier zusammengefasst. 
Dieser zweite Band umfasst Beiträge aus der Begabungsförderung aus der
fachspezifischen und fachübergreifenden schulischen sowie außerschulischen
Praxis. Zusätzlich finden sich in diesem Band auch Beiträge aus dem Verbund-
projekt „Leistung macht Schule“ (LemaS), dessen 1. Jahrestagung in den
Kongress eingebunden wurde und diesen durch Beiträge bereichert hat,
sowie Beiträge zu internationalen Perspektiven in der Begabungsförderung.
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Spätestens seit der Corona-Krise rücken Fragen zur Räumlichkeit von 
Bildungsprozessen wieder verstärkt in das Blickfeld empirischer For-
schung sowie theoreƟ scher DebaƩ en der BildungswissenschaŌ en. Mit 
dem ThemenheŌ  werden jüngere Entwicklungen – der digitale Wandel, 
Inklusion und Teilhabe sowie die Kommunalisierung von Bildung – zum 
Anlass genommen, den vielfachen Verfl echtungen von Bildung und 
Raum nachzugehen. In den einzelnen Beiträgen werden sowohl unter-
schiedliche RaumbesƟ mmungen vorgenommen als auch gegenwärƟ ge 
Entwicklungen in der räumlichen Gestaltung von Lernumgebungen auf 
verschiedenen Maßstabsebenen vorgestellt und refl ekƟ ert. Das The-
menheŌ  lässt sich damit nicht zuletzt als ein Plädoyer verstehen, Raum 
als eine Nahtstelle pädagogischer Beziehungen (wieder) denk-würdig zu 
machen.

HeŌ  1 erscheint im Februar 2022.

Vorschau

Themenschwerpunkt: Räume der Bildung
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At least since the Corona crisis, empirical research and theoreƟ cal de-
bates within educaƟ onal science have once more intensifi ed their inter-
est in quesƟ ons regarding the spaƟ ality of educaƟ onal processes. The 
coming issue will use current developments – the digital transformaƟ on, 
inclusion and parƟ cipaƟ on, and the communalizing of educaƟ on – as an 
opportunity for exploring  the mulƟ ple interrelaƟ ons of educaƟ on and 
space. Individual contribuƟ ons to the issue will give diff erent defi niƟ ons 
of space as well as present and refl ect upon current trends in the spaƟ al 
design of learning environments. The issue can, therefore, not least be 
understood as a plea to make space worth thinking about (again) as an 
interface of pedagogical relaƟ onships. 

Issue 1 will be out in February 2022.

Preview

Focus Topic: Spaces of Educa  on
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Editorial zum Schwerpunktthema: 
Chancenungleichheit aus bildungsrechtlicher 
Perspektive. Inklusion, Übergänge und 
Homeschooling im Fokus

EDITORIAL

Editorial to the Focus Topic: 
Inequality of Opportunities from an Educational Law Perspective. 
Inclusion, Transitions, and Homeschooling

Seit jeher thematisieren und kritisieren Schulforschung, Bildungs- und Erziehungs-
wissenschaft  Chancenungleichheiten im deutschen Bildungssystem. Dabei wird jen-
seits normativer Vorstellungen von Gleichheit und Gerechtigkeit vermehrt auch auf 
rechtliche Regelungen rekurriert. Wenngleich Bildung und Schule zur Kulturhoheit 
der Länder zählen (BVerfGE, 1957) und damit landesrechtlich zu regeln sind, fungie-
ren insbesondere Normen mit Verfassungsrang als Bezugspunkte im Diskurs.

So Artikel  3 des Grundgesetzes (GG), dessen Absatz  1 konstatiert: „Alle Menschen 
sind vor dem Gesetz gleich.“ Neben diesem formalen, allgemeinen Gleichheitsgrund-
satz normiert Absatz 3 in der Folge das Verbot von Diskriminierungen (und Bevortei-
lungen) aufgrund von Geschlecht, Abstammung, rassistischen Gründen, Sprache, Hei-
mat, Herkunft , Glauben, religiöser Ausrichtung, politischer Weltanschauung (Satz 1) 
sowie Behinderung (Satz  2). Ferner wird regelmäßig auf Artikel  2 Absatz  1 GG Bezug 
genommen, der das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit garantiert.

Grundrechtlich verbürgte Gleichheitsrechte, Benachteiligungsverbote und Persönlich-
keitsrechte legen für juristische Lai*innen – auch in Verbindung mit dem in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte (Art.  26 AEMR) und in der Kinderrechts-
konvention (Art.  28 KRK) verankerten Recht auf Bildung, das nach Artikel  24 der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) Kindern und Jugendlichen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf in gleicher Weise zusteht – u. a. den Schluss nahe, es 
gebe ein von allen Schüler*innen einklagbares gleiches Recht auf Bildung, das „auf 
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der Grundlage der Chancengleichheit“ zu verwirklichen sei (Art.  24 Abs.  1 Satz  1 UN-
BRK).

Abgesehen von der begriff stheoretisch und rechtsphilosophisch voraussetzungsrei-
chen Frage danach, was unter (Chancen-)Gleichheit im Kontext von Bildung zu ver-
stehen ist (vgl. Hugo & Heinrich, i. Dr.), erweisen sich juristische Auseinandersetzun-
gen mit diesem Th emenkomplex in der Regel als diff erenzierter und die ableitbaren 
rechtlichen Folgerungen als weniger eindeutig: Zwar bilden die oben genannten Nor-
men ohne Zweifel zentrale Bezugspunkte für rechtliche Argumentationen, z. B. wenn 
es um den Anspruch auf Nachteilsausgleich geht; doch sind in die rechtswissenschaft -
liche Analyse stets weitere Aspekte einzubeziehen.

Um nur einige Beispiele zu nennen: Unterschiedliche Rechtsquellen (transnationale 
Abkommen, Verfassungsrecht, Bundesrecht, Landesrecht etc.) haben unterschiedliche 
‚Ränge‘ und damit Geltungsbereiche. Hierzu zählt die bereits angesprochene Zustän-
digkeit der Landesgesetzgebung in Bildungssachen oder die Notwendigkeit, die UN-
BRK als völkerrechtliche Konvention zunächst in Landesrecht zu transformieren. Fer-
ner ist zu prüfen, ob aus dem objektiv gesetzten Recht1 (wie z. B. Art.  24 UN-BRK zum 
Recht auf inklusive Bildung) überhaupt ein subjektiv einklagbarer Rechtsanspruch des 
bzw. der Einzelnen (wie der Anspruch eines Kindes mit sonderpädagogischem För-
derbedarf auf Zugang zu einer Regelschule) ableitbar ist. Bei gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen – gerade im Zusammenhang mit Gleichheitsfragen und Inklusion – ist 
weiterhin auf den Einzelfall (des jeweiligen Kindes) abzustellen, ohne daraus per se 
generalisierbare Aussagen (für alle Kinder) ableiten zu können. Außerdem sind gege-
benenfalls miteinander kollidierende Grundrechte (z. B. Elternrecht aus Art.  6 Abs.  2 
GG vs. staatliche Schulhoheit aus Art.  7 Abs.  1 GG) gegeneinander abzuwägen.

Bisweilen kommt die juristische Argumentation sogar zu – für Rechtslai*innen – kon-
traintuitiven Ergebnissen: Eingriff e in Grundrechte (wie die verbindliche Übergangs-
empfehlung als Eingriff  in die Freiheit der Berufswahl aus Art.  12 Abs.  1 GG) sind 
zwar grundsätzlich nicht verfassungsmäßig; mitunter sind sie aber notwendig und 
rechtfertigbar, sofern die Grundrechte Dritter tangiert werden und eine Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung durch die Rechtsprechung positiv ausfällt. In diesem Fall stuft  das Ge-
richt die fragliche Maßnahme (z. B. die Pfl icht zum Schulbesuch) als zulässig, geeig-
net, erforderlich und angemessen im Hinblick auf einen legitimen Zweck ein.

Dem aus Rechtsnormen bzw. ihrer intuitiven Rezeption abgeleiteten Soll-Zustand 
(wie das oben skizzierte gleiche Recht auf Bildung für alle Schüler*innen) steht ein 
durch die empirische Forschung beschriebener Ist-Zustand ungleicher Bildungschan-
cen gegenüber, woraus routinemäßig politische Handlungsbedarfe abgeleitet werden. 

1 Recht im objektiven Sinne umfasst „die Rechtsordnung, dh (sic) die Gesamtheit der Rechts-
vorschrift en“ (Weber, 2019, S.  1155).
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Spätestens seit den 1970er Jahren (vgl. Deutscher Bildungsrat, 1970) werden soziale 
Ungleichheiten im deutschen Bildungssystem fortlaufend kritisiert, analysiert und bil-
dungspolitisch diskutiert. Trotz zahlreicher Reformbestrebungen handelt es sich off en-
kundig um ein Dauerthema der Erziehungs- und Bildungswissenschaft en bzw. einen 
Dauerbefund der empirischen Bildungsforschung (vgl. Böttcher, 2021).

Chancenungleichheit wird dabei – das liegt in der Natur der Sache – stets mit Blick 
auf bestimmte Schüler*innengruppen diskutiert, etwa solche mit niedrigem sozioöko-
nomischem Status (vgl. z. B. OECD, 2018), mit Migrationshintergrund oder mit Flucht-
erfahrung (vgl. z. B. Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2020). Einem weiten 
Inklusionsbegriff  folgend bilden Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf oder chronischer Krankheit eine weitere relevante Gruppe. Dabei wird das Aus-
maß bestehender Ungleichheiten vornehmlich an Indikatoren der Bildungsbeteiligung 
(etwa gruppenspezifi sche Partizipationsraten oder Abschlussquoten in verschiede-
nen Bildungsgängen) und in jüngerer Zeit verstärkt auch an gruppenspezifi schen 
Kompetenzungleichheiten festgemacht, wie sie aus nationalen (z. B. IQB-Bildungs-
trend, vgl. Stanat, Schipolowski, Mahler, Weirich & Henschel, 2018) und internatio-
nalen Schulleistungsvergleichsstudien (z. B. PISA, TIMSS etc.; vgl. Reiss, Sälzer, Schie-
pe-Tiska, Klieme & Köller, 2016) hervortreten. Angestoßen durch die Ratifi zierung 
der UN-BRK und die damit einhergehende Verpfl ichtung zum Aufb au eines inklusi-
ven Bildungssystems in Deutschland verweisen jüngst statistische Inklusions- und Ex-
klusionsquoten (vgl. z. B. Klemm, 2018) auf die ungleichen Zugangschancen zu einer 
Regelschule von Kindern und Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf.

Für die (Re-)Produktion besagter (Chancen-)Ungleichheiten stechen immer wieder 
diverse Bedingungsfaktoren hervor: So beispielsweise die Selektivität des deutschen 
Bildungssystems als „Hindernisparcours“ (Helsper & Kramer, 2007, S.  439), die ins-
besondere an den Übergangsmodalitäten vom Primar- in den Sekundarbereich sowie 
am hie rarchischen Aufb au der Sekundarstufe festgemacht wird. Hierbei spielen pri-
märe und sekundäre Herkunft seff ekte (vgl. Boudon, 1974)2, aber auch rechtliche und 
institutionelle Rahmenbedingungen der Schulorganisation zusammen (vgl. Dumont, 
Maaz, Neumann & Becker, 2014).

An die säkulare Kritik der Struktur des deutschen Schulwesens schließt sich die ak-
tuell kurante Frage nach der Legitimation von Förderschulen und anderen separieren-
den Organisationsformen bei gleichzeitiger Verpfl ichtung Deutschlands zum Aufb au 
eines inklusiven Schulsystems an (Art.  24 Abs.  1 i. V. m. Art.  4 Abs.  2 UN-BRK). Ana-

2 Mit dem Konzept der primären Herkunft seff ekte werden die im Schnitt schlechteren 
Schulleistungen von Schüler*innen aus bildungsfernen und damit i. d. R. weniger lernförder-
lichen Elternhäusern beschrieben; sekundäre Herkunft seff ekte beziehen sich demgegenüber 
auf vom Leistungsstand der Kinder und Jugendlichen unabhängige Unterschiede, etwa das 
je nach sozialer Zugehörigkeit divergierende Schulwahlverhalten von Eltern (vgl. Boudon, 
1974).
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lysen, statistische Kennwerte und Bestandsaufnahmen der letzten zehn Jahre zeugen 
durchweg von einer defi zitären Umsetzung der UN-Konvention sowohl auf rechtlicher 
wie auf institutioneller Ebene. Dies wird von Erziehungs- und Rechtswissenschaft  glei-
chermaßen moniert (vgl. jüngst Steinmetz, Wrase, Helbig & Döttinger, 2021).

Aktuell ist die antizipierte Verschärfung sozialer Disparitäten durch den pandemiebe-
dingt eingeschränkten Schulbetrieb und den Distanzunterricht im Elternhaus Gegen-
stand von Forschung und Diskussion. Wenngleich statistische Analysen verschiedent-
lich Hinweise auf entsprechende Eff ekte geben (vgl. z. B. Destatis, WZB & BiB, 2021), 
ist die empirische Befundlage zu dieser Frage insgesamt heterogen (vgl. die Über-
sichtsbeiträge in Fickermann, Edelstein, Gerick & Racherbäumer, 2021). Das infekti-
onsschutzrechtlich legitimierte Schulbesuchsverbot hat zur Frage nach dem Wesens-
gehalt der aus dem staatlichen Bildungs- und Erziehungsauft rag (Art.  7 Abs.  1 GG) 
abgeleiteten Schulpfl icht geführt (vgl. Reimer, 2021). Bis dato ging die traditionelle 
Konzeptualisierung als Schulbesuchspfl icht mit einem grundsätzlichen, mithin straf-
bewehrten Verbot jeglicher Homeschooling-Formate einher (vgl. jüngst Hauck, 2020).

Mit dem exemplarischen Fokus auf Inklusion, Übergänge und Homeschooling nimmt 
das vorliegende Heft  damit erziehungs- und bildungswissenschaft liche Th emenfelder 
in den Blick, die in engem Zusammenhang mit Fragen der Chancenungleichheit ste-
hen und um die darüber hinaus ein breiter juristischer Fachdiskurs existiert (vgl. z. B. 
Bernhard (2016) sowie Gasterstädt (2019) zu Inklusion; Barczak (2011) zu Übergangs-
regelungen; von Lucius (2017) zu Homeschooling). Ziel ist es, sich mitunter auft reten-
den Divergenzen zwischen erziehungswissenschaft licher Rezeption und rechtswissen-
schaft licher Auslegung rechtlicher Regelungen anzunähern und damit den inter- und 
transdisziplinären Austausch anzuregen. Als Hilfestellung sind die wesentlichen recht-
lichen Regelungen, auf die in den nachfolgenden Beiträgen Bezug genommen wird, 
in einem das Heft  begleitenden Online-Anhang zusammengetragen: https://www.
waxmann.com/artikelART104608. Ein Link zum entsprechenden Dokument befi ndet 
sich im jeweiligen Beitrag zu Beginn des Literaturverzeichnisses.

Der Einstieg in die bildungsrechtliche Materie erfolgt anhand von drei Grundlagenbei-
trägen, in denen die im jeweiligen Gegenstandsbereich herrschende Rechtsdogmatik 
aus völker- und/oder verfassungsrechtlicher Perspektive dargestellt wird. 

Der Beitrag von Susanne Kroworsch zum Fokus Inklusion führt in (völker-)rechtliche 
Verpfl ichtungen, Herausforderungen und Irrtümer bei der Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention in Deutschland ein. Hierfür werden Inhalte und Ansprüche 
der Konvention dem Status quo der Umsetzung einerseits und der in diesem Zusam-
menhang ergangenen Rechtsprechung andererseits gegenübergestellt. Im Ergebnis lei-
tet die Autorin eine klare Positionierung ab: Inklusive Bildung und damit Chancen-
gleichheit sei nur durch die Abschaff ung von Förderschulen zu erreichen.

https://www.waxmann.com/artikelART104608
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Ebenfalls aus verfassungsrechtlicher Perspektive unterzieht der Beitrag zum Fokus 
Übergänge von Wolfram Cremer und Antonia Tobisch die in den Bundesländern gel-
tenden Übergangsregelungen einer rechtlichen Überprüfung anhand des Maßstabs 
des Grundgesetzes. Die dezidiert juristische Analyse der Frage, inwiefern die jewei-
ligen Übergangsregimes verfassungsmäßig sind – oder nicht – bietet den Leser*in-
nen einen Einblick in authentische juristische Deduktion. Die Übergangsregelungen 
werden zunächst in „Verbindliche“ und „Unverbindliche“ sowie das sogenannte „Be-
ratungsmodell mit Präklusionswirkung“ diff erenziert. Es zeigt sich, dass nicht zuletzt 
wegen des Einfl usses von Herkunft seff ekten auf die Übergangsempfehlung ausschließ-
lich unverbindliche Regelungen verfassungsmäßig sind.

Ausgangspunkt von Franz Reimers Beitrag zum Fokus Homeschooling ist die verfas-
sungsrechtlich begründete Notwendigkeit von Schulpfl icht zur Realisierung des staat-
lichen Bildungs- und Erziehungsauft rags und damit von Chancengleichheit. Vor dem 
Hintergrund der Corona-Pandemie unternimmt er eine Neubewertung eines bekann-
ten Problemkomplexes: nämlich der Frage, ob Schulpfl icht in Schulbesuchspfl icht auf-
geht. Dabei wird die in Deutschland übliche Gleichung „Schulpfl icht = Schulbesuchs-
pfl icht“ als „Anomalie“ im europäischen Vergleich ausgewiesen. Das im Rahmen der 
Pandemie infektionsschutzgesetzlich legitimierte Schulbesuchsverbot einerseits und 
Homeschoolinggebot andererseits fördern nach Ansicht des Autors eine Verwechslung 
der bisherigen Rechtsdogmatik zu Tage. Demnach ist Schulbesuchspfl icht lediglich 
Mittel zur Erreichung des übergeordneten Telos von Schulpfl icht, nämlich der Bildung 
und Erziehung von Kindern und Jugendlichen. In den Fällen, in denen sich das Mit-
tel als teleologisch dysfunktional erweist, gelte es von dieser Gleichung abzuweichen.

Ob die bildungsrechtliche Auseinandersetzung tatsächlich zu einem Abbau von Di-
vergenzen geführt hat bzw. führen kann, diskutiert Wolfgang Böttcher in einem die 
Grundlagenbeiträge kommentierenden Diskussionsbeitrag, der, nun aus erziehungs- 
und bildungswissenschaft licher Perspektive, sich ergebende Fragen, Spannungsmo-
mente und Einsichten refl ektiert. Er kommt zu folgender Erkenntnis: Wenngleich ju-
ristische Argumentationen neue Aspekte zu Tage brächten, so eigneten sie sich nicht 
dazu, die „Dilemmata der Pädagogik“ aufzulösen. Gleichwohl erscheint ihm ein stär-
kerer Austausch der beiden Disziplinen, der Rechts- und Erziehungswissenschaft , so 
unabdingbar wie aussichtsreich.

Die rechtliche Auseinandersetzung mit den im Heft  behandelten Th emenfeldern wird 
anschließend anhand von drei fallbezogenen Bericht en fortgesetzt, die auf die Beschrei-
bung und Diskussion paradigmatischer Beschlüsse und Urteile der Rechtsprechung 
fokussieren, die für Lehrkräft e, Schulleitungen und Eltern, aber auch für die Schulad-
ministration von besonderem Interesse sind.

Wolfgang Bott gibt ausgehend von den rechtlichen Auswirkungen der UN-BRK einen 
Überblick über die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zu Inklusion und fragt, 
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inwiefern die Umsetzung von inklusiver Bildung durch die Judikative gefördert wer-
den kann. Er resümiert, dass die Rechtsprechung Chancengleichheit nur formell auf 
Verfahrensebene sichern könne. Die Frage nach materieller Chancengleichheit erwei-
se sich demgegenüber als Einzelfallentscheidung.

Die Vielfalt möglicher rechtlicher Übergangsmodalitäten ist Gegenstand des Beitrags 
von Wolfgang Bott und Heinz Kipp. Zunächst werden im historischen Überblick die 
Empfehlungspraktiken im Bundesland Hessen dargestellt und rechtlich eingeordnet. 
Es zeigt sich, dass in fast allen Bundesländern den Eltern das Letztentscheidungsrecht 
bei der Schulwahl zukommt. Diese Liberalisierung der Übergangsregelung geht mit 
einer Zunahme der Verantwortung auf Seite der einzelnen, aufnehmenden Schule ein-
her. Daher wird – in Reaktion auf die rechtliche Einordnung – anschließend der Ver-
such eines pädagogischen Kommentars unternommen. Auf Basis schulpraktischer Er-
fahrungen unterbreitet Heinz Kipp einen Vorschlag für die pädagogische Begleitung 
eines gelingenden Übergangsmodus.

In Ergänzung zu Reimers verfassungsrechtlicher Perspektive untersucht der Beitrag 
von Andreas Vogt konkrete Fälle des Bundesverfassungsgerichts sowie der Familienge-
richte zum Th ema Homeschooling. Entgegen der gängigen Rechtsprechung argumen-
tiert er, dass Homeschooling nicht per se Kindeswohlgefährdung bedeute. Schulpfl icht 
im Sinne einer Schulbesuchspfl icht stelle sich diesbezüglich als unzulässiger Eingriff  
in die Rechte der Eltern und Kinder dar, der die Umstände des Einzelfalls nicht ange-
messen berücksichtige.

Das Heft  schließt mit einem Werkstattbericht von Marcel Helbig und Rita Nikolai zu 
einem Projekt, das in eigener Weise auf schulrechtliche Informationsbedürfnisse re-
agiert: eine durch Auswertung schulrechtlicher Regelungen der 16 Bundesländer aus 
den Schuljahren 1949/50 bis 2009/10 entstandene Datenbank, in der verschiedens-
te rechtliche Indikatoren abgerufen werden können (etwa zum Aufb au des Schul-
wesens, zu Übergangs- und Versetzungsregelungen u. v. m.). Die Autor*innen zeigen 
Anschlussmöglichkeiten der in der Datenbank aufb ereiteten und zur Verfügung ge-
stellten Informationen für Fragen der Erziehungswissenschaft  und Bildungsforschung, 
der Politikwissenschaft , der Rechtsgeschichte und -soziologie auf. Die Datenbank steht 
damit paradigmatisch für einen gelingenden inter- und transdisziplinären Austausch.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Bedeutung der Bildungsforschung für die Bil-
dungspolitik bereits 2002 herausgestrichen: „Seine [des Staates] Aufgabe ist es aber, 
auf der Grundlage der Ergebnisse der Bildungsforschung bildungspolitische Entschei-
dungen zu treff en“ (BVerfG, 2002). Die bildungsrechtlichen Auseinandersetzungen 
mit genuin erziehungs- und bildungswissenschaft lichen Th emen in diesem Heft  zei-
gen, dass ungleiche Bildungschancen und diesbezügliche empirische Erkenntnisse auf 
die eine oder andere Weise stets auch Eingang in juristische Analysen fi nden. Es bleibt 
zu hoff en, dass das vorliegende Heft  Einsichten zutage fördert, die einem konstrukti-
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ven Dialog zwischen Rechts- und Erziehungswissenschaft  – nicht nur zu den drängen-
den Fragen von Inklusion, Übergängen und Homeschooling – förderlich sind.
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Zusammenfassung
Die UN-BRK verpfl ichtet Deutschland zur Schaff ung eines inklusiven Schulsystems und 
damit zur Schaff ung von gleichen Zugangs- und Teilhabechancen für Schüler*innen mit 
und ohne Behinderungen. Tatsächlich führt jedoch Deutschlands schleppender Umset-
zungsprozess, insbesondere die Aufrechterhaltung des Förderschulsystems neben dem all-
gemeinen, dazu, dass Chancengleichheit nicht gewährleistet werden kann. Der folgende 
Beitrag beschreibt die völkerrechtlichen Verpfl ichtungen, Herausforderungen sowie Irrtü-
mer bei der Umsetzung.
Schlüsselwörter: Inklusion, Bildungssystem, Chancenungleichheit, Behinderung, Förder-
schulsystem, Bildungsrecht

No Equal Opportunities Without an Inclusive Education System 
Legal Obligations Under the UN Convention on the Rights of Persons with 
Disabilities and Challenges in the Practical Implementation in Schools

Abstract
Th e CRPD obligates Germany to create an inclusive school system and thus to create 
equal access and participation opportunities for students with and without disabilities. 
In fact, however, Germany’s slow implementation process, in particular the maintenance 
of the special school system alongside the general one, means that equal opportunities 
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cannot be guaranteed. Th e following article describes the obligations under international 
law as well as challenges and misconceptions in the implementation.
Keywords: inclusion, education system, unequal opportunities, disability, special school 
system, segregated school system, education law

1 Einleitung

Das UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
BRK; im Folgenden: die Konvention) hat das Recht auf Bildung zu einem Menschen-
recht auf inklusive Bildung für Menschen mit Behinderungen entwickelt, in der 
Überzeugung, dass nur eine inklusive Beschulung die gleichen Bildungschancen für 
Schüler*innen mit und ohne Behinderungen bieten kann. Dabei geht es nicht nur um 
Chancengleichheit beim Zugang zum Recht auf Bildung. Art.  24 UN-BRK räumt die-
sem Recht zugleich einen zentralen Stellenwert für gleiche Chancen auf Teilhabe am 
gesellschaft lichen Leben ein. Verpfl ichtung Deutschlands als Vertragsstaat der Kon-
vention ist es demnach, auf der Grundlage von gleichen Zugangs- und Teilhaberech-
ten für alle eine inklusive Lernwelt als Voraussetzung und Ziel für eine inklusive Le-
benswelt zu schaff en.

Von Chancengleichheit zwischen Schüler*innen mit und ohne Behinderungen ist 
Deutschland weit entfernt. Deutschland verstößt damit nicht nur gegen die UN-BRK, 
sondern befördert den Beginn von Exklusionsketten, aus denen Menschen mit Behin-
derungen oft  nicht wieder herauskommen: Die schulische Aussonderung, die in der 
Regel ohne Schulabschluss endet, setzt sich in den meisten Fällen in einer Tätigkeit 
in einer Werkstatt für behinderte Menschen oder einem Übergang in die Arbeitslo-
sigkeit fort. Um diese soziale Ausgrenzungsspirale einzudämmen, muss das deutsche 
Bildungssystem Kindern mit Behinderungen qualitativ hochwertige inklusive Bildung 
garantieren. 

2 Das Recht auf inklusive Bildung nach der UN-
Behindertenrechtskonvention 

Im März 2009 ist für die Bundesrepublik Deutschland die im Jahr 2006 verabschie-
dete UN-BRK in Kraft  getreten. Die UN-BRK hat innerhalb Deutschlands gemäß 
Art.  59 Abs.  2 Grundgesetz den Rang einfachen Bundesrechts (BVerfG 2 BvR 2115/01 
vom 19.09.2006, Abs.  52) und ist daher von allen staatlichen Organen wie jedes ande-
re Gesetz des Bundes umzusetzen und einzuhalten sowie bei der Anwendung anderer 
Gesetze, aber auch des Grundgesetzes zur Auslegung heranzuziehen.
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Die UN-BRK verbrieft  keine neuen Menschenrechte, sondern konkretisiert und er-
gänzt bereits bestehende für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderun-
gen erstmalig in einem eigenen Völkerrechtsvertrag. Mit der UN-BRK soll ein Pa-
radigmenwechsel weg vom Fürsorgeprinzip und hin zu auf Inklusion und Teilhabe 
ausgerichteter Politik in der Wahrnehmung und im Umgang mit Menschen mit Be-
hinderungen vollzogen werden, wobei die Abkehr von einem medizinischen, defi zi-
torientierten hin zu einem menschenrechtlichen Behinderungsbegriff  ein zentraler 
Bestandteil ist (vgl. Aichele, 2010a, S.  14 f.; Bielefeldt, 2009, S.  6 ff .). Behinderung ent-
steht demnach durch das Zusammenwirken von realen oder zugeschriebenen lang-
fristigen körperlichen oder psychischen Beeinträchtigungen und Einstellungen sowie 
Barrieren der sozialen Umwelt, die bewirken, dass die Betroff enen an der gleichbe-
rechtigten gesellschaft lichen Teilhabe gehindert werden (vgl. lit. e der Präambel) – 
oder wie die Behindertenbewegung den Perspektivwechsel auf den Punkt bringt: Be-
hindert ist man nicht, behindert wird man. 

Danach erfasst der Behinderungsbegriff  der Konvention im Hinblick auf Bildung die-
jenigen Kinder und Jugendlichen, denen ein sonderpädagogischer Förderbedarf in ei-
nem der Förderschwerpunkte formell und längerfristig durch eine entsprechende Di-
agnose zugeschrieben worden ist. Darüber hinaus fallen darunter aber auch solche 
Kinder und Jugendliche, die eine längerfristige sonderpädagogische Förderung erhal-
ten, auch wenn ein formales Feststellungsverfahren nicht durchgeführt wurde. Auch 
Kinder und Jugendliche, denen in den Förderschwerpunkten „Lernen“ oder „Emoti-
onale und soziale Entwicklung“ eine langfristige Beeinträchtigung attestiert wird, fal-
len damit in den Anwendungsbereich der UN-BRK ( vgl. Riedel, 2010; Wrase, 2018). 

Im Fokus der Gewährleistungspfl icht aus Art.  24 UN-BRK steht der Anspruch auf 
diskriminierungsfreien Zugang zum und Teilhabe am Bildungssystem auf der Grund-
lage von Chancengleichheit. Menschen mit Behinderungen dürfen gemäß Art.  24 
Abs.  2 UN-BRK nicht aufgrund ihrer Beeinträchtigung vom allgemeinen Bildungs-
system ausgeschlossen werden (lit. a). Sie haben vielmehr das Recht auf Zugang zu ei-
nem inklusiven, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und 
weiterführenden Schulen (lit. b). Auch wenn in der amtlichen deutschen Überset-
zung, wobei das Deutsche im Übrigen nicht zu den sechs verbindlichen UN-Amts-
sprachen gehört (vgl. Art.  50 UN-BRK), Begriff e wie „integrativ“ und „Integration“ 
verwendet werden, verfolgt die UN-BRK nach historischem Kontext, Wortlaut (z. B. 
„inclusive education system“), Systematik, ihren Zielsetzungen sowie einer men-
schenrechtlichen Perspektive ein inklusives Bildungssystem. Integration setzt auf eine 
Anpassungsleistung von Menschen mit Behinderungen an bestehende Strukturen, 
wohingegen dem Konzept der Inklusion zugrunde liegt, dass alle Schüler*innen un-
geachtet ihrer individuellen Unterschiede gemeinsam unterrichtet und Barrieren für 
das Lernen und die Teilhabe abgebaut werden. 
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Aus der zentralen Gewährleistungspfl icht eines diskriminierungsfreien Zugangs zum 
allgemeinen Bildungssystem folgt, dass Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
einen Anspruch darauf haben, in einer allgemeinen Schule unterrichtet zu werden 
(Aichele, 2010b; UN CRPD Committee, 2016, Abs.  27). Bevor also – und das auch 
nur in Ausnahmen und unter besonderer Begründung – eine gesonderte Beschulung 
in Frage kommt, muss gründlich geprüft  werden, ob nicht unter Bereitstellung soge-
nannter angemessener Vorkehrungen (ausf. vgl. Kap.  3.2) eine inklusive Beschulung 
an einer allgemeinen Schule möglich wäre. Der Staat, vertreten durch die Schulbe-
hörden, trägt hierfür die Darlegungs- und Begründungslast (vgl. ausf. Siehr & Wra-
se, 2014). 

Neben dem subjektiven Recht der Rechteinhaber*innen enthält Art.  24 Abs.  1 UN-
BRK auf struktureller Ebene einen objektiv-rechtlichen Gestaltungsauft rag des Staa-
tes. Um das Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zu einem hochwertigen inklusi-
ven Unterricht in jedem individuellen Fall sicherzustellen, müssen – dem Begriff  der 
Inklusion inhärente – systemische Veränderungen des Schulwesens unter Verfolgung 
der in den Buchstaben a) bis c) genannten Ziele (kurz zusammengefasst: Empower-
ment, Menschenrechtsbildung, Persönlichkeitsentfaltung und Befähigung zu sozialer 
Teilhabe) vollzogen werden (vgl. UN CRPD Committee, 2016). Ausschließlich ein in-
klusives Bildungssystem wird als diskriminierungsfrei im Sinne der Konvention aner-
kannt (vgl. Art.  2 Unterabs.  3 UN-BRK). 

Für die Schaff ung eines solchen inklusiven Schulsystems müssen Arbeits- und Orga-
nisationsformen der allgemeinen Schulen auf eine inklusive Beschulung fortlaufend 
angepasst werden. Das bedeutet allerdings nicht, dass sämtliche allgemeinen Schu-
len für jede potenzielle Art von Beeinträchtigung Vorkehrungen treff en müssen. Al-
lerdings besteht das Recht, an einer wohnortnahen allgemeinen Schule („in der Ge-
meinschaft , in der sie leben“, Art.  24 Abs.  2 lit. b UN-BRK i. V. m. Art.  19 UN-BRK) 
unterrichtet werden zu können. Dies stellt vor allem die Schulplanung vor die Aufga-
be, unter Umschichtung vorhandener (sonder-)pädagogischer, pfl egerischer und sons-
tiger Unterstützung ein entsprechendes Angebot für alle Schüler*innen an einer all-
gemeinen Schule in Wohnortnähe sicherzustellen (vgl. UN CRPD Committee, 2016, 
Abs.  21, Abs.  27). 

Grundsätzlich separierende Organisationsformen der sonderpädagogischen Förde-
rung wie Förderschulen, aber auch Sonder- oder Förderklassen in allgemeinen Schu-
len, widersprechen den Vorgaben der Konvention, da sie nicht das Ziel der möglichst 
weitgehenden Inklusion verfolgen (vgl. ausf. Wrase, 2017). Stattdessen müssen For-
men des diff erenzierenden Unterrichts für alle vorgesehen sein (vgl. UN CRPD Com-
mittee, 2016, Abs.  34 f.). Unterstützungsleistungen müssen innerhalb des allgemei-
nen Unterrichts so gestaltet werden, dass jedem Kind möglichst die gleichen Chancen 
auf Teilhabe an den Unterrichtsinhalten und dem sozialen Leben der Klassengemein-
schaft  ermöglicht werden und es bestmöglich gefördert wird. Dafür müssen die in-
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dividuellen Bedürfnisse des Kindes möglichst genau ermittelt werden, ohne dass es 
dabei zu Diskriminierungen und Stigmatisierungen kommt (vgl. UN CRPD Commit-
tee, 2016, Abs.  46). Ist (sonder-)pädagogische Unterstützung erforderlich, besteht ein 
Anspruch auf ein dem (bisherigen) Niveau der Förderschule gleichwertiges Angebot 
an der allgemeinen Schule (vgl. Siehr & Wrase, 2014, S.  181). Auch ohne förmliches 
Feststellungsverfahren muss sichergestellt werden, dass diese Unterstützung den indi-
viduellen Bedarfen entsprechend und qualitativ hochwertig realisiert wird.

Um die Rahmenbedingungen für Unterstützungsleistungen zu verbessern, müssen 
strukturierte Kooperationsformate zwischen staatlichen Schulverwaltungen, Schulauf-
sichten, Schulen, Sozial- und Jugendhilfeträgern sowie Dienstleistungsangeboten vor 
Ort etabliert werden. Auf der Ebene der einzelnen Schule sind systemische Reformen 
bei der Organisation innerhalb der Schule und innerhalb der Klasse, bei Lehrplänen, 
Lehr- und Lernmethoden umzusetzen. Insbesondere empfi ehlt es sich, geeignete Ver-
fahren wie Klassenkonferenzen, Teambesprechungen und gemeinsame Bildungs-, Hil-
fe- beziehungsweise Teilhabeplanung zu nutzen, um gemeinsam Verantwortung für 
inklusive Bildungsprozesse zu übernehmen (vgl. Kroworsch, 2017, S.  7).

Ein inklusives Bildungssystem muss zudem zugänglich im Sinne von barrierefrei 
sein. Art.  9 UN-BRK defi niert ein dynamisches Konzept der Zugänglichkeit (vgl.  UN 
CRPD Committee, 2014), das eine schrittweise Umsetzung von Barrierefreiheit un-
ter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit vorsieht. Das bedeutet, dass alle bil-
dungsrelevanten Aspekte regelmäßig auf ihre Zugänglichkeit hin überprüft  und ge-
gebenenfalls angepasst werden müssen. Dazu zählen Gebäude, Bildungsinfrastruktur, 
Information und Kommunikation, Lehrpläne und -methoden, Unterrichtsmaterialien, 
Beurteilungsverfahren oder Sprach- und Unterstützungssysteme in zugänglichen For-
maten sowie die Investition in innovative Technologien (vgl. UN CRPD Committee, 
2016, Abs.  22-24, Abs.  26).

Ergänzt wird das Strukturelement der Barrierefreiheit in der Konvention durch soge-
nannte angemessene Vorkehrungen, auf die Menschen mit Behinderungen ein Recht 
haben (Art.  2 Unterabs.  4 UN-BRK). Dabei handelt es sich um spezifi sche personen-
bezogene Hilfsmaßnahmen, um Barrieren überwinden und an der Gesellschaft  teil-
haben zu können, wenn im konkreten Fall keine generelle Barrierefreiheit gegeben 
ist. Die ungerechtfertigte Versagung angemessener Vorkehrungen stellt einen Verstoß 
gegen das Diskriminierungsverbot aus Art.  5 UN-BRK dar. Vorkehrungen könnten 
beispielsweise darin bestehen, Nachteilsausgleiche in Form von Schreibverlängerung, 
Ruhepausen, Anpassung inhaltlicher Anforderungen usw. zu gewährleisten, unter-
schiedliche Kommunikationsformen innerhalb der Klasse anzubieten oder Lernenden 
eine Schreibassistenz oder assistive Technologien zur Verfügung zu stellen und zu ge-
statten. Auch ein weitgehend barrierefreies Produkt oder Gebäude könne angesichts 
der Vielfalt individueller Beeinträchtigungen angemessene Vorkehrungen, beispiels-
weise vergrößerte Hinweisschilder, notwendig machen (ebd., Abs.  30). Welche Anpas-
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sungen im schulischen Umfeld erforderlich sind, kann nur mit Blick auf die bereits 
verwirklichte Barrierefreiheit in der jeweiligen Schule und das jeweilige Kind beant-
wortet werden. 

Um den Anspruch auf Unterstützung (Art.  24 Abs.  2 lit. d) UN-BRK) für eine er-
folgreiche Bildung zu verwirklichen, bedarf es zudem ausreichend ausgebildeter und 
unterstützter Lehrkräft e, Schulberater*innen, Psycholog*innen und anderer ein-
schlägiger Fachleute aus dem Bereich Gesundheit und soziale Dienste. Mit Blick auf 
Art.  24 Abs.  4 UN-BRK ist die ausreichende Anzahl an qualifi zierten und engagier-
ten Mitarbeiter*innen an Schulen ein wesentlicher Faktor, damit inklusive Bildung 
nachhaltig gelingen kann. Das Kerncurriculum des Lehramtsstudiums muss neben 
einer inklusiven Pädagogik und dem Menschenrechtsansatz auch Wissen zur unter-
stützten Kommunikation vermitteln und praktische Anleitung und Unterstützung im 
Bereich des personalisierten Unterrichtens enthalten. Ein wichtiger Bestandteil der 
Fortbildung sollten praktische, experimentelle Lernerfahrungen sein, um zukünft ige 
Lehrkräft e auf die Arbeit in einem inklusiven Umfeld vorzubereiten (vgl. Kroworsch, 
2017, S.  7). 

Darüber hinaus muss Deutschland in die Einstellung und fortlaufende Weiterbildung 
von Lehrkräft en mit Behinderungen investieren, um zur Förderung gleicher Rechte 
von Menschen mit Behinderungen beizutragen, deren Kompetenzen und Fähigkeiten 
in Lernumgebungen einzubringen und Vorbilder zu schaff en. Es sollten grundsätz-
lich alle an den allgemeinen Schulen pädagogisch tätigen Fachkräft e Qualifi kationen 
erwerben, die für die pädagogische Arbeit mit heterogenen Lerngruppen notwendig 
sind, ebenso wie spezifi sche Kompetenzen in Bezug auf sonderpädagogische Förder-
bedarfe. Um ein adäquates Unterstützungs- und Ressourcensystem für Lehrer*innen 
zu gewährleisten, sind Partnerschaft en von großer Bedeutung, insbesondere mit Be-
hindertenselbsthilfeorganisationen, aber auch mit Eltern und vor allem mit den Kin-
dern selbst in Form von gegenseitiger Unterstützung (Peer Mentoring) (vgl. ausf. UN 
CRPD Committee, 2016, Abs.  32, Abs.  36, Abs.  71 f.). 

Vor dem Hintergrund der geschilderten Anforderungen besteht die längerfristige 
Herausforderung darin, segregierende Schulsysteme so zu reformieren, dass sie alle 
Schüler*innen mit und ohne Behinderungen optimal fördern und niemanden we-
gen einer Beeinträchtigung ausgrenzen oder zusätzliche Benachteiligungen bedingen. 
Gleichzeitig besteht die Verpfl ichtung, einzelne Elemente des Rechts auf inklusive Bil-
dung – etwa auf den diskriminierungsfreien Zugang zu inklusiver Bildung – sofort 
einzulösen. Diese Verpfl ichtung wird noch immer oft  verkannt. Auch die Pfl icht zur 
schrittweisen Verwirklichung (Art.  4 Abs.  2 UN-BRK) bedeutet, dass die Vertrags-
staaten die Rahmenbedingungen schnellstmöglich, wirksam und zielgerichtet unter 
Ausschöpfung der verfügbaren Mittel weiter verbessern müssen ( UN ESCR Commit-
tee, 1990, Abs.  43 ff .). Damit sind nicht nur fi nanzielle, sondern auch personelle und 
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sächliche Mittel gemeint, die bereits im System vorhanden sind und gegebenenfalls 
umgeschichtet werden müssen. 

Der Aufb au eines inklusiven Bildungssystems kann schrittweise erfolgen. Ziel muss 
es jedoch sein, die erforderliche Förderung und Unterstützung im allgemeinen Sys-
tem zu leisten und in diesem Zuge auch die segregierenden Strukturen abzubauen. 
Dieser Progressionsvorbehalt darf nicht in einen Finanzierungsvorbehalt umgedeutet 
werden. Wegen seiner menschenrechtlichen Dimension soll in nur sehr engen Gren-
zen ein gesetzlich konkretisierter Finanzierungsvorbehalt möglich sein (vgl. Riedel, 
2010). Im Gegensatz dazu steht, dass die meisten Bundesländer den Anspruch auf in-
klusive Beschulung noch unter einen Finanzierungsvorbehalt stellen. Ein solcher Vor-
behalt muss unter der der UN-BRK zugrunde liegenden Prämisse ausgelegt werden, 
dass ein inklusives Bildungssystem insgesamt Kosten einsparen kann. Um diesen Vor-
behalt geltend zu machen, muss unter der Beachtung des Grundsatzes „in dubio pro 
inclusione“ detailliert dargelegt werden, warum die Belastungen durch die inklusive 
Beschulung eines*r konkreten Schüler*in in einem bestimmten Einzelfall eklatant un-
verhältnismäßig sind.

Unabhängig von der staatlichen Verpfl ichtung, unter Ausschöpfung der verfügbaren 
Mittel schrittweise die volle Verwirklichung eines inklusiven Bildungssystems zu er-
reichen, ist, wie dargelegt, das Diskriminierungsverbot, das zum unmittelbar anwend-
baren Kern des Rechts auf Bildung gehört, nicht nach und nach, sondern – auch in 
Anbetracht von Art.  4 Abs.  2 UN-BRK – sofort anwendbar. Denn die Vertragsstaaten 
haben die unmittelbar umzusetzende Verpfl ichtung, unerlässliche Mindeststandards 
zu gewährleisten, zu denen neben der Gewährleistung von angemessenen Vorkeh-
rungen und einer verpfl ichtenden, kostenlosen Grundbildung für alle die Diskrimi-
nierungsfreiheit bei allen Aspekten der Bildung gehört (vgl. UN CRPD Committee, 
2016, Abs.  41).

3 Das Recht auf inklusive Bildung als Herausforderung in der 
Praxis

3.1 Im Hinblick auf den Umsetzungsstand 

In Deutschland, wo die Doppelstrukturen historisch stark gewachsen sind, sieht es al-
lerdings vielfach noch anders aus. Oft mals kommen Menschen von einer Sonderwelt 
in die andere, von der Förderschule in die Werkstatt für Menschen mit Behinderun-
gen und in stationäre Wohneinrichtungen. In anderen Gesellschaft en wird nicht so 
stark ausgesondert; viele Länder (mit mitunter sehr guten PISA-Ergebnissen) haben 
schon viel früher, lange vor Inkraft treten der UN-BRK, mit einer strukturellen Um-
setzung von inklusiver Bildung begonnen als Deutschland. Auch die Unterteilung der 
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Ausbildung in Sonderpädagogik und Pädagogik gibt es in anderen Ländern nicht in 
dieser Form.

Als die Bundesländer 2009 mit der Umsetzung der UN-BRK begannen, starteten sie 
zudem von sehr unterschiedlichen Ausgangspunkten aus: Während Bundesländer wie 
Berlin, Hamburg und Schleswig-Holstein schon viele Jahre Erfahrung mit dem ge-
meinsamen Unterricht von Kindern mit und ohne Behinderungen gesammelt hatten, 
gab und gibt es bis heute in anderen Bundesländern eine nahezu unveränderte Pra-
xis der schulischen Ausgliederung in Förderschulen. Die unterschiedliche Ausgangs-
lage ist einer der Gründe, weshalb die Etablierung eines inklusiven Schulsystems über 
zwölf Jahre nach dem Inkraft treten der UN-BRK je nach Bundesland sehr unter-
schiedlich stark fortgeschritten ist. 

In allen Bundesländern sind seit Inkraft treten der UN-BRK – zum Teil nicht un-
erhebliche – Änderungen des jeweiligen Landesschulrechts zur Umsetzung der 
menschenrechtlichen Vorgaben aus der Konvention erfolgt (vgl. Übersicht der 
Kultusminister*innenkonferenz „Inklusives Schulsystem – Entwicklungen in den Län-
dern“, KMK, 2020a).1 Jedoch in nur einigen Ländern haben Schüler*innen mit Be-
hinderungen einen expliziten Rechtsanspruch auf den Zugang zu einer allgemeinen 
Schule mit gemeinsamem Unterricht für Schüler*innen mit und ohne Behinderungen 
(zum Teil mit Einschränkungen), obwohl die Länder in der rechtlichen Pfl icht zur 
Schaff ung eines solchen Anspruchs stehen. Kein Bundesland hat bisher den notwen-
digen gesetzlichen Rahmen für die Etablierung und Gewährleistung einer inklusiven 
Schule abschließend entwickelt.

Ein wesentliches Hindernis ist aber vor allem der unterschiedlich stark ausgepräg-
te politische Wille zur systemischen Umsetzung der UN-BRK, der im Widerspruch 
dazu steht, dass die Umsetzung nicht ins Belieben der politischen Verantwortlichen 
gestellt ist: Während Bundesländer wie Hamburg den Auft rag zur Gestaltung ei-
nes inklusiven Unterrichts, u. a. durch die Einführung eines unbedingten Rechtsan-
spruchs von Schüler*innen auf Zugang zu einer allgemeinen Schule mit gemeinsa-
mem Unterricht und inklusiver Beschulung, engagiert angenommen haben, setzen 
sich andere Bundesländer, etwa Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, das 
Saarland oder Sachsen-Anhalt, nicht hinreichend für die Sache ein, auch wenn sie es 
anders verlautbaren, und verstoßen damit gegen die UN-BRK. 

Vielfach deckt sich das Verständnis, das die Regierungen von Inklusion haben, auch 
nicht mit dem menschenrechtlichen Verständnis von inklusiver Bildung, beispiels-
weise indem sie die Förderschulen als Teil eines inklusiven Schulsystems deklarieren 

1 Aufgrund eines zeitlich früheren Redaktionsschlusses konnte die im September 2021 er-
schienene Studie von Steinmetz, Wrase, Helbig & Döttinger, „Die Umsetzung schulischer In-
klusion nach der UN-Behindertenrechtskonvention in den deutschen Bundesländern“ (https://
doi.org/10.5771/9783748924401-1), nicht mehr berücksichtigt werden.
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und ihren Umsetzungsauft rag im Hinblick auf die Gewährleistung inklusiver Struk-
turen fälschlicherweise als erfüllt betrachten. Es ist in Widerspruch zur UN-BRK den 
wenigsten Bundesländern gelungen, Inklusion über den Abbau der spezifi schen För-
der- und Sonderstrukturen voranzubringen und den Aufb au eines inklusiven Sys-
tems mithilfe der Umverteilung der erforderlichen Ressourcen zu betreiben (vgl. ausf. 
Deutsches Institut für Menschenrechte, 2019).

Dies zeigt der Abgleich der bildungsstatistischen Daten der allgemeinbildenden Schu-
len der Schuljahre 2008/09 und 2018/19 (vgl. Hollenbach-Biele & Klemm, 2020 auf 
Grundlage von KMK, 2020b) am besten über den Indikator der Exklusionsquote, die 
den Anteil der Schüler*innen außerhalb des allgemeinen Schulsystems erfasst. Im 
Schuljahr 2008/09 wurden in Deutschland 7.990.121 Schüler*innen der Jahrgangs-
stufen 1 bis 9/10 in allgemeinen und 383.582 Schüler*innen in Förderschulen unter-
richtet. Im Schuljahr 2018/19 waren es 309.844 Schüler*innen an Förderschulen und 
7.370.856 Schüler*innen an allgemeinen Schulen. Das entspricht einer Senkung der 
Exklusionsquote von 4,8 auf 4,2 Prozent, also einem Rückgang von gerade einmal 0,6 
Prozentpunkten. Die Verringerung der Exklusionsquote bedeutet unter bundeswei-
ter Berücksichtigung der insgesamt sinkenden Schüler*innenzahlen eine Reduzierung 
der Zahl der exklusiv in Förderschulen unterrichteten Kindern und Jugendlichen um 
73.738 (vgl. ausf. Hollenbach-Biele & Klemm, 2020). Unter den Bundesländern ha-
ben Bremen mit 0,9 Prozent und Schleswig-Holstein mit 2,2 Prozent es geschafft  , auf 
die geringsten Exklusionsquoten zu kommen; Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vor-
pommern rangieren mit 6,1 beziehungsweise 5,7 Prozent diesbezüglich auf den letz-
ten Plätzen. Es werden also immer noch viel zu viele Kinder außerhalb des allgemei-
nen Schulsystems unterrichtet. 

Hinzu kommt, dass Kinder mit schweren Beeinträchtigungen mehrheitlich weiterhin 
auf den Förderschulen verbleiben und – parallel zu den nur langsam sinkenden Ex-
klusionsquoten – steigende Inklusionsquoten2 in erster Linie darauf zurückzuführen 
sein könnten, dass in zahlreichen Bundesländern die Ressourcenzuweisung an allge-
meine Schulen an die Zahl der dort diagnostizierten Schüler*innen mit Förderbedarf 
gekoppelt ist (vgl. ausf. Hollenbach-Biele & Klemm, 2020, S.  13 ff .). Derzeit verlassen 
in Deutschland fast 67,8 Prozent der Schüler*innen (Stand: 2018) mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf die Förderschule ohne einen Hauptschulabschluss ( vgl. ebd., 
S.  18), wodurch der Weg in die Werkstatt für behinderte Menschen und somit in die 
nächste Sonderwelt oder in die Arbeitslosigkeit vorgezeichnet ist. Im Gegensatz zur 
UN-BRK, die eine „progressive Entwicklung“ fordert, sind Stagnationen und teilwei-
se sogar Rückwärtsbewegungen durch beispielsweise Neuöff nungen von Förderschu-
len zu verzeichnen. 

2  Anteil der Schüler*innen mit Förderbedarf, die inklusiv in allgemeinen Schulen unterrichtet 
werden, an allen Schüler*innen in allgemeinbildenden Schulen der Primar- und Sekundar-
stufe I.
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Deutschland ist bereits deutlich vom UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, der die Einhaltung und Umsetzung der UN-BRK überprüft , für 
die Aufrechterhaltung seiner separierenden Strukturen – neben der Bildung auch in 
den Bereichen Arbeit und Wohnen – gerügt worden. Auch wenn sich keine juristisch 
verbindlichen Verpfl ichtungen für einen im Staatenprüf- oder Individualbeschwerde-
verfahren durch den Ausschuss gerügten Staat ableiten lassen, liegt in der am Ende 
der Verfahren erfolgten Veröff entlichung der Rügen und Empfehlungen durch das 
Prinzip des shame and blame – der Beschämung und Schuldzuweisung – eine Chan-
ce zur Verbesserung der Lage, da kein Staat offi  ziell gegen Menschenrechte versto-
ßen will. Deutschland erfüllt seine Verpfl ichtung zur Umsetzung der UN-BRK nicht, 
solange es neben dem allgemeinen Schulsystem ein Sonderschulsystem aufrechter-
hält (vgl. UN CRPD Committee, 2015). Diese deutliche Beurteilung klärt verschie-
dene Irrtümer im Verständnis von Art.  24 UN-BRK im deutschen Diskurs auf, die 
bis heute von Skeptiker*innen und Widersacher*innen der Inklusion hochgehalten 
werden. Ein Festhalten am segregativen deutschen Schulsystem widerspreche klar der 
Verpfl ichtung aus der UN-BRK, ebenso der Versuch, bestehende Förder- und Sonder-
schulstrukturen als vermeintlichen Teil eines inklusiven Systems defi nitorisch einzu-
gliedern (vgl. Aichele & Kroworsch, 2017, S.  4). 

Auch über die Argumentation mit dem Elternwahlrecht lässt sich die Aufrechterhal-
tung zweier Schulsysteme menschenrechtlich nicht rechtfertigen. Das Recht auf in-
klusive Bildung ist ein Recht des Kindes, nicht der Eltern (vgl. Aichele & Kroworsch, 
2017, S.  4). Ein dauerhaft es Vorhalten einer Wahlmöglichkeit durch das staatli-
che Schulsystem widerspricht dem Auft rag aus der UN-BRK, wonach eine inklusi-
ve Schulstruktur den Bedürfnissen eines jeden Kindes gerecht werden muss. Ein in-
klusives Schulsystem bräuchte kein Elternwahlrecht hinsichtlich der Schulform. Ohne 
einen Ansatz, wie Segregation im Bildungssystem überwunden werden kann, steht 
ein dauerhaft es Elternwahlrecht zugunsten einer Förderschule mit der UN-BRK nicht 
im Einklang. Die staatliche Verantwortung, einen Systemwechsel herbeizuführen, 
kann nicht dem „Elternwillen“ überantwortet werden (vgl. ebd.). Zugleich verleiht 
das Erziehungsrecht der Eltern keinen Anspruch auf das Fortbestehen des derzeiti-
gen Schulsystems. 

Eine Ursache für die schleppende Umsetzung und die Rückschläge kann darin ge-
sehen werden, dass die Größe der Aufgabe unterschätzt wurde. Dadurch ist es ein-
zelnen Bundesländern noch nicht hinreichend gelungen, die für die Transformation 
des Systems erforderlichen staatlichen Planungs- und Steuerungsleistungen zu erbrin-
gen sowie die notwendigen fi nanziellen und personellen Ressourcen zur Verfügung 
zu stellen. Hinzu kommt, dass es nicht gelungen ist, das Vertrauen von insbesonde-
re Schüler*innen, Eltern, Lehrkräft en und anderen Fachkräft en in den Systemwechsel 
und die Bereitschaft  zu Veränderungen zu stärken. Gleichzeitig wurden viele hand-
werkliche Fehler bei der Konzeptionierung und Umsetzung schulischer Inklusion ge-
macht (vgl. Aichele & Kroworsch, 2017, S.  4).
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3.2 Im Hinblick auf die Rechtsprechung

Die unter 2. geschilderten Vorgaben des Art.  24 UN-BRK sind von deutschen Ge-
richten sowohl bei der Interpretation einfacher Gesetze als auch bei der Auslegung 
des Diskriminierungsverbots aus Art.  3 Abs.  3 Satz  2 GG zu beachten. Die Gerichte 
in Deutschland haben Art.  24 UN-BRK jedoch bislang nicht in dem gebotenen Maße 
berücksichtigt.3 Dabei können die gegen die Entscheidungserheblichkeit von Art.  24 
UN-BRK angeführten Gründe nicht überzeugen, denn die Norm hat innerstaatliche 
Geltung erlangt, ist potenziell unmittelbar anwendbar und kann zudem subjektive 
Rechtspositionen vermitteln (vgl. ausf. Riedel, 2010, S.  7 ff .).

Nach der hier vertretenen Auff assung, die sich mit zahlreichen Stimmen in der Li-
teratur (Degener, 2000; Heun, 2013 Siehr & Wrase, 2014 m. w. N.), bildungswissen-
schaft lichen Erkenntnissen (vgl. Blanck, 2020; Bless, 1995; Hildeschmidt & Sander, 
1996; Klemm, 2009; Kocaj, Kuhl, Kroth, Pant & Stanat, 2014; Myklebust, 2006; Neu-
mann, Lütje-Klose, Wild & Gorges, 2017; Wocken, 2007)4 und der jüngeren Recht-
sprechung des EGMR (Çam v. Türkei, EGMR v. 23.02.2016, Az. 51500/08; G.  L. v. Ita-
lien, EGMR v. 10.09.2020, Az. 59751/15) deckt, sind auch die Grundsätze aus dem 
Beschluss des Senats des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 96, 288 = BVerfG, Be-
schluss vom 08.10.1997 – 1 BvR 9/97) zur integrativen Beschulung aus dem Jahr 1997 
im Lichte der zwischenzeitlich in Kraft  getretenen UN-BRK auf den Prüfstand zu 
stellen und weiterzuentwickeln. 

Neben einer Abkehr von dem in der damaligen Entscheidung verwendeten medizi-
nisch-defi zitorientierten Behinderungsbegriff  kann auch ein genereller Ressourcen-
vorbehalt, wie er damals als Schranke anerkannt wurde, mit Blick auf die dargestellte 
völkerrechtliche Verpfl ichtung Deutschlands zur Schaff ung eines inklusiven Schulsys-
tems und einer damit einhergehenden Verpfl ichtung zur Bereitstellung der entspre-
chenden Ressourcen sowie der Gewährleistung von Individualrechten wie dem dis-
kriminierungsfreien Zugang zu inklusiver Bildung keinen Bestand mehr haben (vgl. 
Riedel, 2010, S.  26 ff .). 

Auch die Verpfl ichtung zur Bereitstellung angemessener Vorkehrungen macht eine 
Neubewertung der damaligen Annahme nötig, wonach die Notwendigkeit sonderpä-

3  Die Landesschulgesetze waren und sind auch immer wieder Gegenstand von verwaltungs-
rechtlichen Streitigkeiten im Hinblick auf die Umsetzung von schulischer Inklusion. Siehe in 
diesem Heft  auch den Beitrag Bott, „Inklusion und Chancen(un)gleichheit – Eine Betrachtung 
anhand gerichtlicher Entscheidungen“ (S. 433–441) mit Fokus auf das Kriterium Chancen-
gleichheit.

4  Insbesondere Bildungsvergleichsstudien zeigen, dass Kinder mit dem sonderpädagogischen 
Förderbedarf „Lernen“ oder mit anderen Förderbedarfen vom inklusiven Unterricht profi -
tieren. Schüler*innen mit Behinderungen, die an allgemeinbildenden Schulen lernen, sind 
beispielsweise in ihrer Lese- und Rechtschreibkompetenz erfolgreicher als Kinder an För-
derschulen (vgl. Neumann et al., 2017).
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dagogischer Förderung als zwingender Grund für eine Förderschulzuweisung gesehen 
wurde. Angemessene Vorkehrungen sind entsprechend den Vorgaben aus der UN-
BRK vielmehr individuell im allgemeinen Bildungssystem zu gewährleisten, statt sie 
in Sondereinrichtungen zu verlagern. Hierauf besteht ein Anspruch aus dem Diskri-
minierungsverbot des Art.  3 Abs.  2 Satz  2 GG im Lichte von Art.  5 UN-BRK.

Art.  24 UN-BRK muss deshalb in dargestellter Weise Berücksichtigung in der deut-
schen Rechtsprechung fi nden, insbesondere zu einer Umkehrung des noch in der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1997 angelegten Re-
gel-Ausnahme-Verhältnisses führen, wonach nun die inklusive Beschulung von Kin-
dern mit Behinderungen die Regel, die Beschulung auf einer Förderschule allenfalls 
noch für eine unumgängliche Übergangszeit bis zur Etablierung eines vollständig in-
klusiven Schulsystems zulässig und auch während dieser Übergangszeit höchstens der 
Ausnahmefall sein muss. 

4 Ausblick

Mit der der UN-BRK folgenden Grundsatzentscheidung, dass Chancengleichheit am 
besten mit gemeinsamer Unterrichtung aller Kinder erreicht werden kann, ist die Be-
schulung an einer Förderschule im Zweifelsfall als für die betroff enen Kinder nachtei-
lig einzustufen, da ihnen Entwicklungs- und Teilhabechancen vorenthalten werden, 
die anderen an einer allgemeinen Schule off enstehen. Chancengleichheit wird zudem 
aber auch verwehrt, wenn angemessene Vorkehrungen versagt werden, die helfen, tat-
sächliche Ungleichheiten zu korrigieren. Der Staat und damit die jeweils zuständige 
Schulbehörde sind verfassungsrechtlich verpfl ichtet, es Kindern mit Behinderungen 
in gleicher Weise wie Kindern ohne Behinderungen zu ermöglichen, sich nach ihren 
individuellen Fähigkeiten optimal zu einer selbstbewussten und selbstbestimmt in ei-
ner von gegenseitigem Respekt geprägten Gesellschaft  lebenden Person zu entwickeln. 

Obwohl die Verpfl ichtungen aus der rechtsverbindlichen UN-BRK eindeutig sind, es 
eine Reihe wissenschaft licher Studien, die die Vorteile inklusiver Beschulung für alle 
Schüler*innen belegen (s.  o.), und eine Vielzahl an Modellen, wie inklusiv arbeitende 
Schulen hervorragend funktionieren können (vgl. bspw. Träger des Jakob Muth-Prei-
ses), gibt, wird in Deutschland vielfach weiter so getan, als stünde das Recht auf in-
klusive Bildung zur Diskussion. Es bleibt aber festzuhalten, dass das in Art.  24 UN-
BRK enthaltene Recht auf inklusive Schulbildung eine weitreichende strukturelle und 
organisatorische Umstellung des deutschen Bildungssystems verlangt.

Neben fl ächendeckend gut ausgestatteten inklusiven Schulen, die es nur geben 
kann, wenn Förderschulen geschlossen werden und deren Ressourcen zur Verfü-
gung stehen, gilt es vor allem, mangelndes Wissen über das Wesen und die Vortei-
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le von inklusiver Bildung und Vielfalt sowie Ängste vor Veränderung zu überwinden. 
Fachkräft e beider Systeme brauchen die Möglichkeit, eine inklusive Haltung zu entwi-
ckeln, Wissen über Inklusionspädagogik und den Menschenrechtsansatz zu erwerben 
sowie praktische Anleitung und Unterstützung im Bereich des personalisierten Un-
terrichtens zu bekommen. Chancengleichheit muss nicht nur als eine Verpfl ichtung, 
sondern als sinnvoll verstanden werden. Auf dem Menschenrechtsansatz fundierte 
Bewusstseinsbildung – eine durchgängige Verpfl ichtung aus der UN-BRK (Art.  8 UN-
BRK) – und qualitativ hochwertige Unterstützungs- und unterrichtsbegleitende Fort-
bildungsmaßnahmen in multiprofessionellen Teams sind hier der Schlüssel und müs-
sen verbindlich stattfi nden sowie fortwährend weiterentwickelt werden. 

Solange Förderschulen jedoch weiter in hoher Anzahl bestehen, die Exklusionsquo-
ten nahezu gleichbleibend hoch sind, eine Neujustierung der fachlichen Ressourcen 
nicht konsequent vollzogen wird sowie die Rechtsprechung die Verpfl ichtungen aus 
Art.  24 UN-BRK nicht in dem gebotenen Maße berücksichtigt, ist die Gewährleistung 
von Chancengleichheit von Kindern mit und ohne Behinderungen weiterhin grund-
legend gefährdet. 
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Zusammenfassung1

Wie viel Freiheit Eltern sowie Schüler*innen im Hinblick auf die weiterführende Schul-
form nach der Grundschule gelassen werden sollte, ist schulpolitisch umstritten. Das 
schlägt sich in einer großen Vielfalt von Übergangsmodellen in den einzelnen deutschen 
Bundesländern nieder. Der folgende Beitrag bietet zunächst einen Überblick über die 
Rechtssituation in den verschiedenen Bundesländern. Im Anschluss werden die unter-
schiedlichen Regelungsmodelle unter Einbeziehung von Erkenntnissen der Bildungsfor-
schung einer Bewertung am Maßstab des Grundgesetzes unterzogen. 
Schlüsselwörter: Bildungsrecht, Bildungsmonitoring, Übergänge

Transitions from Primary to Secondary School 
from a Constitutional Perspective
Abstract
How much freedom parents and pupils should have with regard to the secondary school 
form aft er primary school is strongly controversial in terms of school politics. Th is is re-
fl ected in a wide variety of regulatory models in the individual federal states. Th e fol-
lowing article fi rst provides an overview of the legal situation in the various federal 
states of Germany. Subsequently, the diff erent regulatory models, taking into account the 
fi ndings of educational research, will be subjected to an assessment on the scale of the 
German constitution.
Keywords: educational law, educational monitoring, transitions

1 Der Artikel schließt an den von Wolfram Cremer in dem Sammelwerk „Selektion und Ge-
rechtigkeit in der Schule“ (Institut für Bildungsforschung und Bildungsrecht e. V., 2012) ver-
öff entlichten Beitrag „Die verbindliche Übergangsempfehlung zur Sekundarstufe zwischen 
Verfassungsauft rag und Verfassungswidrigkeit“ an (ebd., S.  79–108).
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 A Die Regelung des Übergangsregimes in den 16 Bundesländern

Die in den 16 Bundesländern vorhandenen Regelungen zum Übergang in die Sekun-
darstufe werden in der Bildungsforschung regelmäßig zwei Grundtypen zugeordnet, 
der verbindlichen oder der unverbindlichen Übergangsempfehlung (vgl. nur Bellen-
berg & Tillmann, 2011, S.  62 f.). Diese Unterscheidung wird auch hier zugrunde ge-
legt; indes wird hier ein dritter Grundtyp eingeführt, nämlich das sog. Beratungs-
modell mit Präklusionswirkung. Dabei stellt die Zuordnung einer landesrechtlichen 
Regelung als verbindlich oder unverbindlich (resp. als Beratungsmodell mit Präklusi-
onswirkung) hier prinzipiell auf den Zeitpunkt des erstmaligen Wechsels von der Pri-
mar- in die Sekundarstufe ab. Damit schließt die Einstufung als „unverbindlich“ nach 
der hier vorgenommenen Kategorisierung nicht aus, dass im Anschluss an eine allein 
den Eltern zugebilligte Schulformwahl in einem ersten Schritt (i. d. R. nach Klasse 4), 
verbindliche Versetzungen an eine andere (niedrigere) Schulform in einem zweiten 
Schritt (insbesondere nach Klasse 6) erfolgen können.

I Verbindliche Grundschulempfehlungen

Verbindliche Grundschulempfehlungen beim Übergang in die Sekundarstufe sehen 
die Bundesländer Bayern, Brandenburg und Th üringen vor. Das gilt freilich nur in-
soweit, als die Eltern abweichend von der Empfehlung für den Besuch einer höheren 
Schulform votieren. Die grundsätzliche Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung 
kann jeweils (mit leichten Abweichungen in der jeweiligen Ausgestaltung) nur durch 
das erfolgreiche Bestehen eines Probeunterrichts oder, im Fall von Bayern und Th ü-
ringen, durch das Erreichen gewisser Notenstufen überwunden werden. Details hier-
zu sind den §§  2 f.  BayRSO, §§  2 f.  BayGSO, §  53  BbgSchulG, §§  40 ff .  Bbg.  Sek  I-VO, 
§  7  Abs.  2  Th ürSchulG sowie §§  125, 131  Th ürSchulO zu entnehmen. 

II Unverbindliche Grundschulempfehlungen

In Baden-Württemberg, Niedersachsen, dem Saarland und in Sachsen-Anhalt und 
obliegt die Schulformwahl allein den Eltern. Es fi nden zwar (teils obligatorische) Be-
ratungsgespräche statt. Die Erziehungsberechtigten sind jedoch bei der Anmeldung 
ihres Kindes an die Empfehlungen in den Beratungsgesprächen nicht gebunden. Dies 
ergibt sich aus den §§  6 Abs.  5 und 59  NdsSchulG, aus §  5 Abs.  2  SchulG BW, §  3 
AufnVO BW, aus §  34  SchulG LSA, §  1 Sek-I-Üg-VO  LSA und aus §  16 SaarlZVO-
GS.

In Berlin, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rhein -
land-Pfalz und Schleswig-Holstein dürfen zwar grundsätzlich die Eltern die weiter-
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führende Schul form frei wählen. Es gibt allerdings hier die Einschränkung, dass bei 
Besuch einer höheren Schule entgegen der Empfehlung eine gewisse Probezeit gilt 
(in der Regel die 5. und 6.  Jahrgangsstufe), in der die Schüler*innen ihre tatsäch liche 
Eignung für diese Schulform zeigen und sich bewähren müssen. Wird in der Probe-
zeit eine entsprechende Eignung nicht festgestellt, so kann eine Querversetzung in 
eine niedrigere Schulform erfolgen. Einzelheiten sind §  56  BerlSchulG, §  42 Hamb-
SchulG, §§  75 Abs.  3, 77  HessSchulG, §  66 SchulG MV, §§  9 Abs.  3, 24  SchulG SH, 
§§  12 Abs.  2, 20 f., 30  ÜSchulO Rh.-Pf. und §§  11 Abs.  5, 13 SchulG NRW zu entneh-
men. 

III Beratungsmodelle mit Präklusionswirkung

In Bremen und Sachsen fi nden sich schließlich Regelungen zum Übergang von der 
Primar- in die Sekundarstufe, die sich einer „schlichten“ Zuordnung als verbindlich/
unverbindlich entziehen. Vielmehr enthalten die Schulgesetze einen hier als Bera-
tungsmodell mit Präklusionswirkung fi rmierenden Regelungsmodus.

In Bremen fi ndet nach dem 1.  Halbjahr der 4.  Jahrgangsstufe ein verbindliches Bera-
tungsgespräch mit den Erziehungsberechtigten über den weiteren Bildungsgang statt 
(§  37a BremSchulG, §  13 GrSchulOrgV BR). Grundsätzlich wählen die Erziehungsbe-
rechtigten den weiteren Bildungsgang für ihr Kind. Nehmen die Erziehungsberech-
tigten allerdings nicht an der verbindlichen Beratung teil, weist die Grundschule die 
Schüler*innen einer Schulart zu (§  37a BremSchulG).

In Sachsen dürfen die Eltern gem. §  34 Abs.  1 Satz  1  SächsSchulG zwar grundsätzlich 
die weiterführende Schule wählen. Melden Eltern ihr Kind jedoch entgegen der Bil-
dungsempfehlung an einem Gymnasium an, wird durch das Gymnasium ein Bera-
tungsgespräch vereinbart und bei der Einladung auf die Folgen des Nichterscheinens 
hingewiesen (§  34 Abs.  2 Satz  2  SächsSchulG). Erscheint ohne wichtigen Grund kein 
Elternteil zum vereinbarten Beratungsgespräch, gilt die Anmeldung als zurückgenom-
men (§  34 Abs.  2 Satz  4  SächsSchulG). Aber auch, wenn das Beratungsgespräch statt-
fi ndet, erfolgt eine Aufnahme am Gymnasium nur, wenn die Eltern innerhalb von 
drei Wochen schrift lich mitteilen, dass sie an der Anmeldung festhalten wollen, so-
fern nicht im Gespräch eine Empfehlung zum Besuch eines Gymnasiums erteilt wird 
(§  6 Abs.  1 Satz  2 Nr.  2 SächsSOGYA). 
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B Verfassungsmäßigkeit verbindlicher Übergangsempfehlungen

Im Anschluss an diese Kategorisierung der verschiedenen Übergangsregimes wird 
nunmehr zunächst nach der Verfassungsmäßigkeit verbindlicher Übergangsentschei-
dungen gefragt. Dabei soll hier eine Verengung des Prüfungsmaßstabs dahingehend 
erfolgen, dass die neben dem Grundgesetz für die Rechtmäßigkeit der Schulgesetzge-
bung der Länder maßgeblichen Landesverfassungen außer Betracht bleiben. Dieses 
wird dadurch legitimiert, dass sich aus den Landesverfassungen − soweit ersichtlich 
− für diesen Zusammenhang keine über das Grundgesetz hinausgehenden Vorgaben 
für die Schulgesetzgebung ergeben bzw. im Übrigen eine grundgesetzkonforme Aus-
legung erfolgen müsste (vgl. dazu Barczak, 2011, S.  126 f.; Meinel, 2007, S.  67 f.).

I Zum einschlägigen Verfassungsrecht

Zentral für einen etwaigen Verfassungsrechtsverstoß im Falle eines Nichtübereinstim-
mens von verbindlicher Übergangsentscheidung und Elternwunsch ist das Elternrecht 
aus Art.  6 Abs.  2 Satz 1 GG, wonach „Pfl ege und Erziehung der Kinder […] das na-
türliche Recht der Eltern und die ihnen zuvörderst obliegende Pfl icht“ sind. Verstärkt 
wird das Elternrecht durch verschiedene Grundrechtspositionen des betroff enen Kin-
des (vgl. dazu Tettinger, 2005, S.  333), jedenfalls soweit dessen Wunsch mit dem El-
ternwunsch übereinstimmt. Zu nennen ist vor allem die in Art.  12 Abs.  1  GG ge-
schützte Berufsfreiheit (vgl. dazu Scholz, 2020, Rn.  188; a. A. Beaucamp, 2009, S.  281). 
Neben Art.  12 Abs.  1  GG wird das Allgemeine Persönlichkeitsrecht der Schüler*innen 
gem. Art.  2 Abs.  1 i. V. m. Art.  1 Abs.  1  GG durch hoheitliche Übergangsempfeh-
lungen, ob verbindlich oder unverbindlich, berührt (a. A. wohl Meinel, 2007, S.  70). 
Letztlich kommt dem Schüler*innenwunsch und den korrespondierenden Grund-
rechtspositionen freilich neben dem Elternrecht regelmäßig keine entscheidende ver-
fassungsrechtliche Bedeutung zu. Den Eltern kommt prinzipiell und nicht nur gegen-
über dem Staat (so bereits BVerfGE 4, 52 (56)), sondern auch gegenüber ihren noch 
nicht grundrechtsmündigen2 Kindern ein Interpretationsprimat zur Bestimmung des 
Wohls eben dieser, ihrer Kinder, zu (Roth, 2003, S.  141). Dabei darf der Wille der 
Kinder von Verfassungs wegen in diesem Konfl ikt gleichwohl nicht gänzlich unbe-
rücksichtigt bleiben (Hölbling, 2010, S.  146 ff .). 

Bleibt zu fragen, welche verfassungsrechtlich relevanten Positionen dem Elterngrund-
recht und den dieses regelmäßig verstärkenden Schüler*innengrundrechten ent-
gegenstehen. Generell fi ndet das Elterngrundrecht aus Art.  6 Abs.  2 S.  1 GG erst in 
Art.  6 Abs.  2 S.  2 GG und dem dort statuierten staatlichen Wächteramt seine Gren-
ze (Jeand’Heur, 1993). Für den Schulbereich gilt freilich zumindest partiell anderes, 

2 Grundrechtsmündigkeit bezeichnet nach verbreitetem Verständnis die Fähigkeit, eigene 
Rechte selbst gerichtlich durchzusetzen.
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denn in Art.  7 Abs.  1 GG heißt es: „Das gesamte Schulwesen steht unter der Auf-
sicht des Staates“. Daraus leiten BVerfG und die ganz herrschende Meinung (h. M.) 
zunächst einmal ganz grundsätzlich eine Befugnis (und Pfl icht) des Staates zur Orga-
nisation, Leitung und Planung des Schulwesens ab (vgl. nur BVerfGE 26, 228 (238)). 
Daraus folgt z. B., dass Eltern (und Kinder) das landesrechtliche Angebot an Schul-
formen – soweit es nicht grob interessenwidrig ausgestaltet ist, etwa jegliche Diff e-
renzierung bis zum Ende der Schullaufb ahn vermissen lässt (so mindestens impli-
zit BVerfGE 45, 400 (415 f.)) – akzeptieren müssen. Art.  6 Abs.  2 GG lässt sich der 
Gedanke entnehmen, dass der Staat dort, wo er die elterliche Entscheidung im Ein-
zelfall korrigiert bzw. substituiert, einer besonderen Rechtfertigung bedarf. Es gilt 
angesichts Art.  7 Abs.  1 GG (staatliche Schulhoheit) zwar nicht die hohe Interven-
tionsschwelle des Art.  6 Abs.  2 Satz  2 GG (staatliches Wächteramt, vgl. BVerfGE 34, 
165 [183)), wohl aber vermag Art.  7 Abs.  1 GG allein den Grundrechtseingriff  in 
Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG (Elternverantwortung) nicht zu legitimieren (vgl. auch Mei-
nel, 2007, S.  68 ff .). In diesen Kontext gehört auch die Schulformwahl. Diesbezüglich 
gilt es zu beachten, dass der Staat mit der Statuierung verbindlicher Übergangsent-
scheidungen möglicherweise auch die Grundrechte (potenzieller) Mitschüler*innen, 
namentlich Art.  12 Abs.  1 GG (Berufsfreiheit), durch das Fernhalten ungeeigneter 
Schüler*innen schützt. 

Bei einer verfassungsrechtlichen Würdigung ist neben den genannten Aspekten auch 
ein Verstoß gegen das Gleichheitsgebot, insbesondere eine Verletzung des Art.  3 
Abs.  3 Satz  1 6.  Alt. GG (Diskriminierungsverbot aufgrund der Herkunft ), in Betracht 
zu ziehen. Die Prüfung einer Verletzung des Elterngrundrechts und eines Verstoßes 
gegen das Gleichheitsgebot stehen dabei nicht unverbunden nebeneinander, denn ein 
Verstoß gegen Art.  3 Abs.  3 Satz  1 6.  Alt. GG begründete nach Maßgabe der Elfes-
Doktrin zugleich eine Verletzung von Art.  6 Abs.  2 Satz 1 GG (Elternverantwortung) 
und ggf. der korrespondierenden Grundrechte der Kinder. Aus der sog. Elfes-Dok-
trin (BVerfGE 6, 32 ff .) geht der umfassende Abwehrgehalt der Freiheitsgrundrechte 
und damit die Forderung hervor, dass ein grundrechtseinschränkendes Gesetz in je-
der Hinsicht verfassungsmäßig sein muss (näher hierzu Frotz, 2006, S.  45 ff .). Ein we-
gen Verstoßes gegen Art.  3 GG verfassungswidriges Gesetz kann demnach nicht als 
rechtmäßige Schrankenbestimmung fungieren. 

II Anwendung der verfassungsrechtlichen Maßstäbe

Nachdem nun die relevanten Verfassungsgüter ausgemacht wurden, gilt es, diese auf 
die Übergangsmodelle mit verbindlicher Übergangsempfehlung anzuwenden. Inso-
fern muss zwischen einer sog. Positivkorrektur der elterlichen Entscheidung, wenn 
das Kind entgegen dem Willen der Eltern eine höhere Schulform besuchen muss, und 
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einer sog. Negativkorrektur der elterlichen Entscheidung unterschieden werden, wenn 
das Kind entgegen dem Willen der Eltern eine niedrigere Schulform besuchen muss.

1. Positivkorrektur der elterlichen Entscheidung

Eine Positivkorrektur der elterlichen Entscheidung beeinträchtigt ihr Elternrecht aus 
Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG. Es stellt sich die Frage nach einer verfassungsrechtlichen 
Rechtfertigung.

a) Begründungsansätze für die verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer Positivkorrektur

aa) Unterforderung der Schülerin bzw. des Schülers

Für eine staatliche Positivkorrektur des Elternwillens lässt sich vor allem anführen, 
dass es nicht hinnehmbar ist, die Begabung eines Kindes durch Unterforderung ver-
kümmern zu lassen resp. ihm angesichts der faktisch geringen Durchlässigkeit der 
Schulsysteme in Deutschland einen begabungsgerechten Bildungs- und Ausbildungs-
weg vorzuenthalten. Indes hat das BVerfG ausgeführt, dass der Staat zwar die Aufga-
be hat, 

„im Rahmen seiner fi nanziellen und organisatorischen Möglichkeiten ein Schul-
system bereitzustellen, das den verschiedenen Begabungsrichtungen Raum zur 
Entfaltung lässt, sich aber von jeder ‚Bewirtschaft ung des Begabungs potentials‘ 
freihält“ (BVerfGE 34, 165 (184)). 

Und weiter heißt es: 

„Die Entscheidung über den weiteren Bildungsweg des Kindes hat das Grundge-
setz zunächst den Eltern als den natürlichen Sachwaltern für die Erziehung des 
Kindes belassen. Damit wird jedenfalls dem Grundsatz nach berücksichtigt, daß 
sich das Leben des Kindes nicht nur nach seiner ohnehin von den Umweltfakto-
ren weitgehend geprägten Bildungsfähigkeit und seinen Leistungsmöglichkeiten 
gestaltet, sondern daß hierfür auch die Interessen und Sozialvorstellungen der 
Familie von großer Bedeutung sind. Diese primäre Entscheidungszuständigkeit 
der Eltern beruht auf der Erwägung, daß die Interessen des Kindes am besten 
von den Eltern wahrgenommen werden. Dabei wird sogar die Möglichkeit in 
Kauf genommen, daß das Kind durch einen Entschluß der Eltern Nachteile 
erleidet, die im Rahmen einer nach objektiven Maßstäben betriebenen Begab-
tenauslese vielleicht vermieden werden könnten. Dieses Bestimmungsrecht der 
Eltern umfaßt auch die Befugnis, den von ihrem Kind einzuschlagenden Bil-
dungsweg in der Schule frei zu wählen“ (ebd.).
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In der Tat lässt sich Bezug nehmend auf obige Überlegungen für einen weitgehenden 
Primat des Elternwillens anführen, dass es bei der Schulwahl − eben anders als bei 
der Organisation, Planung und Leitung im Schulwesen − um das Einzelschicksal ih-
res Kindes geht (vgl. Maaz et al., 2019, S.  17). Über dieses Schicksal zu bestimmen, ist 
grundsätzlich das Recht der Eltern, welches nicht schon allein durch den Hinweis auf 
die mangelnde Begabungsadäquanz der elterlichen Entscheidung staatlicherseits sub-
stituiert werden darf.

bb) Hemmung der Mitschüler*innen

Anknüpfungspunkt für die verfassungsrechtliche Rechtfertigung könnte ferner die 
Th ese sein, dass das leistungsstärkere Kind etwa eine Gymnasialempfehlung erhal-
ten hat, dessen Eltern aber für die Hauptschule optieren, seine leistungsschwäche-
ren Mitschüler*innen überfordert, frustriert, demotiviert und hemmt, indem es ih-
nen stets deutlich voraus ist. Indes fehlt es − soweit ersichtlich − an Belegen für eine 
solche Th ese aus der Bildungsforschung. Sie bleibt also in der Sache Spekulation und 
vermag demgemäß auch keinen Anknüpfungspunkt für eine verfassungsrechtliche 
Rechtfertigung zu bilden.

b) Ergebnis

Eine in das Elterngrundrecht eingreifende Positivkorrektur, welche freilich in ‚Re-
inform‘ in keinem Bundesland vorgesehen ist, lässt sich verfassungsrechtlich nicht 
rechtfertigen. Angesichts des Befundes zur verfassungsrechtlichen Bewertung einer 
Positivkorrektur muss das oben geschilderte, in Bremen praktizierte Beratungsmodell 
mit Präklusionswirkung als verfassungswidrig gekennzeichnet werden, führt es doch 
letztendlich zu einer eben verfassungswidrigen Positivkorrektur − geschieht dies auch 
nur gegenüber nachhaltig unkooperativen oder desinteressierten Eltern. 

2. Negativkorrektur der elterlichen Entscheidung

a) Verstoß gegen Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG

Auch hinsichtlich der Negativkorrektur einer elterlichen Entscheidung ist zunächst an 
eine Verletzung von Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG (Elternverantwortung) zu denken.
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aa) Überforderung der Schülerin bzw. des Schülers

In dieser Konstellation geht es umgekehrt zur Positivkorrektur um die Frage, ob eine 
Substituierung der elterlichen Schulformwahlentscheidung durch die Empfehlung un-
ter Rekurs auf die Vermeidung einer Überforderung der Schülerin bzw. des Schülers 
verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden kann. Freilich gilt im Grundsatz insoweit 
Vergleichbares wie bei der Positivkorrektur und mithin ein Primat des Elternwillens, 
der von Verfassungs wegen im Interesse des Kindeswohls allenfalls in besonders gela-
gerten Ausnahmefällen staatlicherseits überwindbar ist.

bb) Hemmung der Mitschüler*innen 

Als grundsätzlich tauglicher Anknüpfungspunkt für die Rechtfertigung einer Nega-
tivkorrektur kommt aber der Rekurs auf die Grundrechtspositionen der Mit schüle-
r*innen in Betracht. Und in der Rechtswissenschaft  wird dies in der Tat unter Hin-
weis darauf angenommen, dass (off ensichtlich) ungeeignete/schwache Schüler*innen 
ihre Mitschüler*innen (empfi ndlich) in ihrem Lernerfolg behindern. Zur Vermeidung 
dessen sei die Negativkorrektur verfassungsrechtlich gerechtfertigt (vgl. etwa Avenari-
us & Jeand’Heur, 1992, S.  45; Barczak, 2011, S.  177; Beaucamp, 2009, S.  281).

Indes fi nden sich in der Bildungsforschung keine Belege für diese Hemmungsthese; es 
fehlt – soweit ersichtlich – überhaupt an entsprechenden empirischen Untersuchun-
gen (vgl. dazu auch Orth, 2011, S.  17). Diese dürft en freilich auch nicht leicht durch-
zuführen sein. Erstens mag man davor zurückschrecken, die Schüler*innen zu „Ver-
suchskaninchen“ zu machen, und zweitens wird es nicht leicht fallen, den Erfolg der 
Mitschüler*innen ohne die (mutmaßliche) Hemmung und Behinderung durch unge-
eignete Schüler*innen zu simulieren. Letztlich wird man angesichts all dieser Unge-
wissheit – wie im abwehrrechtlichen Kontext auch sonst üblich – grundsätzlich eine 
Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers akzeptieren müssen, welche vorliegend re-
gelmäßig dazu führen wird, einen Verstoß gegen das Elterngrundrecht abzulehnen. 

Je nach Ausgestaltung und Anwendung des jeweiligen Übergangsmodells kann es 
jedoch dazu kommen, dass auch unter Berücksichtigung der Einschätzungspräro-
gative des Gesetzgebers eine Geeignetheit zu verneinen und damit eine Unverhält-
nismäßigkeit anzunehmen ist. Dies ist der Fall, wenn die notwendige Prämisse, näm-
lich die Fähigkeit der Korrekturentscheidung, die Geeigneten von den Ungeeigneten 
zu unterscheiden und entsprechend zuzuordnen, nicht hinreichend garantiert wird. 
Ein solcher Fall liegt vor, wenn die nachfolgend näher zu untersuchenden sekundär-
en Herkunft seff ekte (siehe  B. II.  3.  b) oder andere leistungsverzerrende Faktoren die 
Grundschulempfehlung bestimmen. Ein leistungsverzerrender Eff ekt bei dem Erstel-
len der Übergangsempfehlung kann etwa dadurch eintreten, dass eine nur relative 
Einschätzung des Leistungsniveaus der Schülerin oder des Schülers im Verhältnis zu 
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einer kleinen Vergleichsgruppe erfolgt, weil keine objektivierten, zentralen Maßstäbe 
angelegt werden. Insbesondere wenn die Grundschulempfehlung durch einen erfolg-
reich bestandenen Probeunterricht revidiert werden kann und sich herausstellt, dass 
der Probeunterricht eine auff ällig hohe Erfolgsquote aufweist, stellt dies die Geeignet-
heit der Grundschulempfehlung nachhaltig in Frage. 

cc) Ergebnis

Unter Ausblendung der Prognoseungenauigkeit der Übergangsempfehlungen und 
namentlich ihrer nachfolgend zu erörternden sozialen Selektivität lässt sich eine in 
Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG (Elternverantwortung) eingreifende Negativkorrektur unter 
Berufung auf die Interessen und Grundrechte der Mitschüler*innen rechtfertigen.

b) Verstoß gegen Art. 3 Abs. 3 Satz 1 6. Alt. GG wegen sekundärer Herkunft seff ekte

aa) Mittelbare Diskriminierung durch verbindliche Übergangsempfehlungen

In der Bildungsforschung wird seit über 40 Jahren immer wieder gezeigt, dass Kinder 
aus bildungsfernen Elternhäusern häufi g erst bei signifi kant höheren Leistungswerten 
eine Gymnasialempfehlung erhalten als Kinder aus bildungsnahen Elternhäusern (nä-
her dazu Barczak, 2011, S.  109 ff .; Bellenberg, 2012; Breidenstein, 2020).

Es fi nden sich verschiedene (kumulativ wirkende) Gründe zur Erklärung dieses Be-
fundes. So gaben Lehrkräft e in einer Interview-Studie (Nölle, Höstermann, Krolak-
Schwerdt & Gräsel, 2009) an, dass die von ihnen antizipierten elterlichen Unter-
stützungsmöglichkeiten die Vergabe der Übergangsempfehlung beeinfl ussen. In der 
Erziehungswissenschaft  wird teils spekuliert, ob es gerechtfertigt oder gar rational 
sei, einem Kind aus einem bildungsnahen Elternhaus eher eine gymnasiale Empfeh-
lung zu erteilen als einem im Hinblick auf die Leistungen vergleichbaren Kind aus 
einem bildungsfernen Elternhaus in der Jahrgangsstufe 4, da die Erfolgsaussichten 
aufgrund der zu erwartenden elterlichen Unterstützung regelmäßig höher seien (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2020). Des Weiteren gaben Lehrkräft e in 
Interviews an, dass sie potentiellen Auseinandersetzungen mit Eltern über eine be-
vorstehende Übergangsempfehlung dadurch ausweichen, dass sie im Vorhinein eine 
entsprechende Anpassung der Noten vornehmen (Pohlmann-Rother, 2010). 
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bb) Verfassungsrechtliche Würdigung

(1) Verfassungsdogmatische Vorbemerkung

Diese ‚soziale Schiefl age‘ der Prognosen und Empfehlungen begründet eine mittelba-
re Diskriminierung, die, vorbehaltlich der sogleich zu behandelnden Zurechnungs-
frage, verfassungsrechtlich von Art.  3 Abs.  3 Satz  1 6.  Alt. GG als Diskriminierung 
nach der Herkunft  eingefangen und vorbehaltlich einer Rechtfertigung zur Verfas-
sungswidrigkeit des Übergangsmodells führt (zur Einbeziehung mittelbarer Diskrimi-
nierungen in Art.  3 Abs.  3 Satz  1 GG vgl. Heun, 2013, Rn.  117 m. w. N.; a. A. Rüfner, 
1996, S.  333 ff .). Das Gruppenmerkmal der „Herkunft “ ist dabei als sozial-ökonomi-
sche, schichtenspezifi sche oder ständische Verwurzelung zu verstehen (vgl. Langen-
feld, 2020, Rn.  60). Verstünde man den Herkunft sbegriff  enger, läge eine ebenfalls 
rechtfertigungsbedürft ige mittelbare Diskriminierung im Sinne von Art.  3 Abs.  1 GG 
vor. In diesem Falle würden sich die weitere Gedankenführung und das Ergebnis der 
Prüfung gleichwohl nicht unterscheiden. 

(2) (Keine) Zurechenbarkeit der Diskriminierung

Zur Rechtfertigung wird zunächst vorgebracht, dass die durch Übergangsempfehlun-
gen gegenüber Kindern aus bildungsfernen Elternhäusern regelmäßig bewirkten mit-
telbaren Diskriminierungen dem Gesetzgeber nicht zurechenbar seien. Zurechen-
bar sollen in Anlehnung an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (insb. 
BVerfGE 84, 239 ff .) sowie des Bundesverwaltungsgerichts zur Wehrpfl icht (BVerw-
GE 122, 331) nur solche Benachteiligungen sein, die für den Gesetzgeber off ensicht-
lich sind. Dies sei indes bei den schulgesetzlichen Regelungen der Bundesländer mit 
verbindlichen Übergangsempfehlungen nicht der Fall. Vielmehr trügen diese „die Ge-
währ ihrer gleichmäßigen Vollziehung in ausreichender Weise in sich“ und seien in 
Normenkomplexe eingebettet, die eine solche Vollziehung fördern (Barczak, 2011, 
S.  321 ff .). Wie sich diese „Behauptungen“ angesichts der geschilderten Ergebnisse 
der Bildungsforschung legitimieren können, ist nicht erkennbar. Vielmehr sind dem 
Normgeber durch eigene Normsetzung bewirkte und angesichts jahrzehntelanger Bil-
dungsforschung seit Langem bekannte Vollzugsdefi zite, welche im Sinne von Art.  3 
Abs.  3 6.  Alt. GG diskriminierend wirken, zurechenbar.

(3) Kein Verstoß mangels Abhilfemöglichkeiten

Des Weiteren hat Tristan Barczak gegen eine Verletzung von Art.  3 Abs.  3 Satz  1 
6.  Alt. GG eingewandt, dass keine gegenüber verbindlichen Übergangsempfehlungen 
überlegene Abhilfemöglichkeit im Hinblick auf die Ausräumung oder jedenfalls Ab-
milderung der Benachteiligung von Schüler*innen aus bildungsfernen Elternhäusern 
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bestünde. Zum Beleg seiner Th ese hat er eine Vielzahl von Abhilfemöglichkeiten er-
örtert und verworfen (vgl. Barczak, 2011, S.  325 ff .), ohne dass dem hier widerspro-
chen werden soll. Anderes gilt allein für die von ihm verworfene Alternative einer 
unverbindlichen Empfehlung und mithin einem Wahlrecht der Eltern. Diesbezüglich 
wendet er ein, dass sich der Übertritt von der Primar- in die Sekundarstufe bei Frei-
gabe des Elternwillens infolge der sozialschichtspezifi schen Bildungserwartungen der 
Eltern ebenfalls sozial selektiv gestalte − mit entsprechend negativen Folgen für das 
Kindeswohl. Barczak nimmt an, dass bildungsferne Eltern bei freier (nur durch Emp-
fehlungen angeleiteter) Übergangswahl mindestens genauso häufi g wie verbindliche 
Übergangsempfehlungen eine Schulform wählen, die unterhalb des Begabungs- und 
Eignungsniveaus ihrer Kinder liegt. Aber selbst, wenn man einmal annimmt, dass bil-
dungsferne Eltern nie nach oben abweichen, bleibt aus rechtlicher Perspektive die 
Frage, ob die geschilderte und dem Staat zurechenbare Diskriminierung unter Bezug-
nahme auf eine Ergebnisgleichheit im Falle diskriminierungsfreier privatautonomer 
Entscheidungsgewalt gerechtfertigt werden kann. Es bedarf wohl keiner näheren Be-
gründung, dass die Antwort nur „Nein“ lauten kann. Eine staatlicherseits zu verant-
wortende, rechtsverbindliche Maßnahme kann nicht unter Hinweis darauf gerechtfer-
tigt werden, dass grundrechtsfundierte privatautonome Entscheidungen (der Eltern) 
im statistischen Durchschnitt zu den gleichen Ergebnissen führen. Wegen der eng be-
grenzten Rechtfertigungsmöglichkeiten im Kontext der speziellen Diskriminierungs-
verbote nach Art.  3 Abs.  3 GG vermittelt auch die im Kontext von Art.  6 Abs.  2 Satz  1 
GG bereits erörterte Hemmungshypothese keine ausreichende Rechtfertigung. 

cc) Ergebnis

Verbindliche Übergangsempfehlungen im Sinne einer Negativkorrektur verletzen ob 
ihrer geschilderten sekundären Herkunft seff ekte Art.  3 Abs.  3 Satz  1 6.  Alt. GG (Dis-
kriminierungsverbot aufgrund von Herkunft ).

C Verfassungsmäßigkeit lediglich unverbindlicher 
Übergangsempfehlungen

Wie eingangs angedeutet, wird in der Literatur auch die Th ese vertreten, dass einem 
Kind der Zugang zu einer bestimmten Schulform der Sekundarstufe staatlicherseits 
von Verfassungs wegen versagt werden muss, wenn es die Mitschüler*innen andern-
falls mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit empfi ndlich hemmen würde. 
Es wurde vorstehend nicht nur gezeigt, dass die Hemmungsthese empirisch nicht be-
lastbar ist, sondern Übergangsempfehlungen zudem an strukturell bedingten Prog-
noseungenauigkeiten, insbesondere zu Lasten von Kindern aus bildungsfernen El-
ternhäusern, leiden. Soweit ein Landesgesetzgeber die Übergangsentscheidung also 
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letztlich den Eltern überlässt und die Übergangsempfehlung lediglich unverbindlich 
ist, begegnet dieses keinen verfassungsrechtlichen Einwänden. 

D Zusammenfassung

Positiv korrigierende verbindliche Übergangsempfehlungen verletzen das Grundrecht 
der Eltern des unmittelbar betroff enen Kindes aus Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG. Das in 
Bremen vorfi ndliche Beratungsmodell mit Präklusionswirkung wirkt letztlich in die-
sem Sinne und ist daher insofern als verfassungswidrig einzustufen. Negativ korri-
gierende verbindliche Übergangsempfehlungen verletzen allein schon ob ihrer se-
kundären Herkunft seff ekte Art.  3 Abs.  3 Satz  1 6.  Alt. GG. Die Statuierung lediglich 
unverbindlicher Übergangsempfehlungen ist verfassungsrechtlich unbedenklich.
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Zusammenfassung
Verfassungsrechtlich werden Bildung und Chancengleichheit in Deutschland von der 
Schulpfl icht her gedacht, die wiederum als Ausdruck des staatlichen Bildungs-, Erzie-
hungs- und Integrationsauft rags verstanden und bislang weitgehend mit einer Schulbe-
suchspfl icht gleichgesetzt wird. Die in der Pandemie gesammelten Erfahrungen erschüt-
tern diese Sichtweise und fordern zu einer Neubewertung der verfassungsrechtlichen 
Grundlage staatlichen Schulehaltens heraus. Sie ergibt, dass sich Schule rechtlich nicht 
mehr sinnvoll von der Schulpfl icht, sondern vom Recht auf Bildung und einer (beding-
ten) Pfl icht zu Bildung her denken lässt.
Schlüsselwörter: Bildungs- und Erziehungsauft rag, Corona-Pandemie, Distanzlernen, 
Freilernen, Grundrechte, Homeschooling, Schulpfl icht, Verfassungsrecht

Compulsory School Attendance: An End in Itself – 
or a Means to an End?
How Constitutional Law Frames Education and Equal Opportunities Before 
and Aft er the Pandemic

Abstract
In Germany, the concept of compulsory school attendance usually serves as the starting 
point for constitutional law reasoning about education and equal opportunities. School 
attendance duty is normally thought of as a corollary of the educational mission of the 
nation state. Th e experiences gathered during the Corona pandemic (such as distance 
learning) have shaken this conventional wisdom and should lead to an unbiased inter-
pretation of the constitutional bases of state schooling. Th e article argues that, rather 
than compulsory schooling, the right to education and a (limited) duty to educate one-
self is at the heart of the constitutional law framework for schooling.
Keywords: civil liberties, constitutional law, Corona pandemic, educational mission, 
compulsory school attendance, free learning, homeschooling
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1 Einführung

Die Schulfrage 

„gehört zu den großen Th emen in jedem modernen Gemeinwesen. Denn in der 
Schule gilt es, das Verhältnis von individueller Freiheit und sozialer Einbindung 
praktisch zu verfertigen – und damit den Bürgerstatus und die öff entliche Ord-
nung insgesamt zu prägen“ (Wißmann, 2012, S.  17). 

Verfassungsrechtlich spitzt sich die Schulfrage am deutlichsten in der Schulpfl icht-
frage, und d. h. vor allem in diesen Fragen zu: Wer ist ab wann für wie lange un-
ter welchen Bedingungen verpfl ichtet, die (welche?) Schule zu besuchen? Denn wenn 
auch das staatliche Schulehalten, der Idee nach egalitäres Angebot von Bildung, Aus-
bildung und Erziehung, primär ein Akt der Leistungsverwaltung ist, so vertraut der 
Staat nicht allein auf dessen Attraktivität und freiwillige Inanspruchnahme, sondern 
sichert diese durch ein dichtgewobenes Netz von Vorschrift en. Sie wurzeln im Verfas-
sungsrecht, denn hinter der Schulpfl icht kann sich ein intensiver Eingriff  in ein Bün-
del von Grundrechten verbergen. Auch für diejenigen, die Schule nicht als Grund-
rechtseingriff  empfi nden, wirkt sie sich als erhebliches Opfer an oder Investition von 
Lebenszeit sowie emotionaler und intellektueller Energie aus. Ihre besondere Rele-
vanz, möglicherweise ihre besondere Rechtfertigung, jedenfalls aber ihre besondere 
Schärfe erhält die Schulpfl icht dadurch, dass sie als Allgemeine, d. h. unterschiedslos 
Greifende ausgestaltet und in der deutschen Rechtswirklichkeit in der Tat kaum Aus-
nahmen zugänglich ist, was mit der Formel „absolute Schulpfl icht“ auf den Begriff  
gebracht werden soll (Reimer, 2008, S.  720).

War die Schulpfl icht in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik juristisch wenig 
umkämpft , so ist sie – möglicherweise mit einer Zunahme gesellschaft licher Plurali-
tät (Hanschmann, 2017, S.  103 ff .) – immer mehr herausgefordert. Der folgende Bei-
trag fragt vor diesem Hintergrund (und unter Ausklammerung des Problems des 
Absentismus) nach verfassungsrechtlichen Gründen für die und Grenzen der Schul-
pfl icht, und zwar in drei Schritten: in einem Rückblick auf die traditionelle Sichtweise 
(Kap. 2), in einer kurzen Analyse der schulverfassungsrechtlichen Relevanz der Coro-
na-Pandemie (Kap. 3) und in einem Vorschlag zur Zusammenführung der auseinan-
dergehenden Erfahrungen (Kap. 4).

2 Schulpfl icht in Deutschland: die bisherige Perspektive

2.1 Stationen auf dem Weg zur allgemeinen Schulpfl icht

Die Schulpfl icht in Deutschland (vor einer näheren Betrachtung hier vorerst als ein-
deutiges, gewissermaßen monolithisches Phänomen zugrunde gelegt) hat sich in ei-
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nem langen, nicht auf eine kurze Formel zu bringenden Prozess entwickelt (vgl. zum 
Folgenden Wißmann, 2012, S.  18 ff .), dessen Ausgangspunkt häufi g in der Reforma-
tion gesehen wird. Zielte die Kirchenreform unter anderem auf den selbständigen 
Zugang der Christgläubigen zur Heiligen Schrift , so konnte dies auf die Dauer nicht 
ohne Folgen für das Bildungssystem bleiben und war zugleich eine Herausforderung, 
derer sich die Gegenreformation annahm. Und bereits Luther selbst brachte 1530 
das Zwangsmoment deutlich zum Ausdruck, wenn er in einer Predigt davon sprach, 
„daß auch die Obrigkeit hier schuldig sei, die Untertanen zu zwingen, ihre Kinder zur 
Schulen zu halten“ (zit. n. ebd., S.  19). Die sich entwickelnden Territorialstaaten nah-
men diesen Auft rag auf, wohl auch aus ökonomischen Interessen. Als Stationen auf 
dem Weg zu einer Kinder und Jugendliche beiderlei Geschlechts adressierenden, aber 
auch Eltern und Gesellschaft  in Dienst nehmenden und dabei fast ausnahmslos be-
folgten Pfl icht zum Schulbesuch werden beispielsweise das Preußische Schulpfl icht-
edikt von 1717 und das Generallandschulreglement von 1763 (näher Mors, 1986, 
S.  144 ff .) hervorgehoben. Letzteres erlaubte „wohlhabenden Eltern“ allerdings „für ihr 
Haus und Kinder Privat-Informatores zu halten“ (Wißmann, 2012, S.  23). Ähnliches 
galt unter dem Preußischen Allgemeinen Landrecht von 1794 (12  II §§  43 f.), das – 
je nach Perspektive – eine Unterrichtspfl icht oder eine bedingte Schulpfl icht vorsah:

„§  43. Jeder Einwohner, welcher den nöthigen Unterricht für seine Kinder in 
seinem Hause nicht besorgen kann, oder will, ist schuldig, dieselben nach zu-
rückgelegtem Fünft en Jahre zur Schule zu schicken.
§  44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit, und des geistlichen Schul vor-
stehers, kann ein Kind länger von der Schule zurückgehalten, oder der Schul-
unterricht desselben, wegen vorkommender Hindernisse, für einige Zeit ausge-
setzt werden“ (ebd.).

Die preußische Verfassung von 1850 schrieb in Art. 21 eine Bildungs- und Unter-
richtspfl icht vor:

„(1) Für die Bildung der Jugend soll durch öff entliche Schulen genügend gesorgt 
werden. 
(2) Eltern und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder oder Pfl egebefohlenen 
nicht ohne den Unterricht lassen, welcher für die öff entlichen Volksschulen vor-
geschrieben ist“ (ebd.).

Etwas Anderes als die in ihrer Entwicklung hier nur skizzierte Rechtslage ist (selbst-
verständlich) stets die Rechtspraxis. So geht die Forschung für das 19. und frühe 20. 
Jahrhundert von erheblichen Umsetzungsdefi ziten aus. Jedenfalls werden die Schulbe-
suchsquoten für Preußen für das Jahr 1816 mit 60 Prozent, für 1871 mit 82 Prozent 
und für 1911 mit 88 Prozent angegeben (Wißmann, 2012, S.  31 m. w. N.). 

Die Weimarer Verfassung (WRV) brachte in Schulfragen, verfassungsrechtlich gese-
hen, eine Zentralisierung (d. h. die Regelung auf Reichsebene) und eine Etatisierung. 
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Art.  145 WRV bekräft igte die allgemeine Schulpfl icht, machte sie aber immer noch 
nicht zu einer ausnahmslosen Pfl icht: „Es besteht eine allgemeine Schulpfl icht. Ih-
rer Erfüllung dient grundsätzlich die Volksschule mit mindestens acht Schuljahren 
und die anschließende Fortbildungsschule bis zum vollendeten achtzehnten Lebens-
jahr […].“ Damit blieben Ausnahmen von der Schulbesuchspfl icht verfassungsrecht-
lich möglich und waren auch einfachgesetzlich vorgesehen (Anschütz, 1933, S.  674). 
Dennoch statuierte der berühmte Kommentator der Weimarer Verfassung mit einer 
vielzitierten Formel: „Schulpfl icht ist Schulbesuchspfl icht“ (Anschütz, a. a. O.). Nicht 
einmal das Reichsschulpfl ichtgesetz vom 06.07.1938 (RGBl. I, S.  799) machte die 
Schulpfl icht zu einer ausnahmslosen Schulbesuchspfl icht (vgl. §  5 Abs.  1: „Zum Be-
such der Volksschule sind alle Kinder verpfl ichtet, soweit nicht für ihre Erziehung 
und Unterweisung in anderer Weise ausreichend gesorgt ist.“). Statistische Daten zu 
Ausnahmen von der Schulbesuchspfl icht im Nationalsozialismus liegen, soweit er-
sichtlich, nicht vor (Wißmann, 2012, S.  44). Festhalten lässt sich jedenfalls, dass die 
allgemeine Schulpfl icht immer stärker umgesetzt wurde, dabei aber ihrem Anspruch 
nach – wie allgemeine Wehrpfl icht und andere staatsbürgerliche Pfl ichten – nie eine 
ausnahms- und unterschiedslos geltende Pfl icht war.

Zu einer Verschärfung der Regelungen kam es, wenn überhaupt, erst nach dem Zwei-
ten Weltkrieg in den Landesverfassungen (bspw. Art.  56 der Hessischen Verfassung 
vom 01.12.1946, Art.  129 der bayerischen Verfassung vom 02.12.1946); hier wurde 
die Schulpfl icht ohne explizite Ausnahmen (Hessen) oder die Schulpfl icht als Schul-
besuchspfl icht (Bayern) statuiert.

2.2 Die Schulpfl icht unter dem Grundgesetz

Trotz der eingehenden Regelungen der Landesverfassungen zu Schulangelegenhei-
ten (und der fehlenden Kompetenz des Bundes zur Schulgesetzgebung) rekurrieren 
Gerichte und Schrift tum für die Klärung schulverfassungsrechtlicher Fragen stets auf 
Art.  7 Abs.  1 GG. Die lakonische Norm lautet: „Das gesamte Schulwesen steht unter 
der Aufsicht des Staates.“ Dabei wird der Aufsichtsbegriff  weit verstanden, sodass die 
Norm nicht nur ein Kontrollrecht, sondern ein Vollrecht enthalte, Sitz der staatlichen 
Schulhoheit sei. In der Folge verortet die herrschende Meinung auch den (in seinem 
Kern durchaus unstreitigen) staatlichen Bildungs- und Erziehungsauft rag in Art.  7 
Abs.  1 GG. Er dient der Vermittlung von Wissen und Fertigkeiten, die die Schüle-
rinnen und Schüler im weiteren Leben individuell und als Teil der Gesellschaft  brau-
chen. Das Bundesverfassungsgericht hat in einer vielzitierten Entscheidung, die einer 
bibeltreuen Familie mit grundschulpfl ichtigen Kindern das Homeschooling versagte, 
den staatlichen Erziehungsauft rag dahingehend zusammengefasst, er richte 

„sich nicht nur auf die Vermittlung von Wissen, sondern auch auf die Heran-
bildung verantwortlicher Staatsbürger, die gleichberechtigt und dem Ganzen 
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gegenüber verantwortungsbewusst an den demokratischen Prozessen in einer 
pluralistischen Gesellschaft  sollen teilhaben können“ (BVerfG, Beschluss der 2. 
Kammer des Ersten Senats vom 29.04.2003, abgedruckt in: Neue Zeitschrift  für 
Verwaltungsrecht 2003, S.  1113).

In der juristischen Literatur wird der Bildungs- und Erziehungsanspruch des Staa-
tes mit dem Selbstentfaltungsrecht der Schülerinnen und Schüler, mit ihrer Berufs-
freiheit, aber auch mit der Funktion der Schule als Keimzelle des demokratischen 
Gemeinwesens begründet (Rux, 2018, S.  40 ff .). Zum Teil wird auf das „Recht auf Bil-
dung sowie auf diskriminierungsfreie Partizipation am Bildungswesen“ rekurriert 
(Hanschmann, 2017, S.  365). Aus erziehungswissenschaft licher Perspektive ist das die 
Schulpfl icht rechtfertigende Bildungsversprechen „gerade auch darauf bezogen, sich 
frei entfalten, sich individuieren zu können, und das auch gegen einen Mainstream 
oder die ‚herrschende Meinung‘“ (Wiezorek, 2021, S.  27).

Unabhängig von den konkreten Begründungswegen wird das staatliche Bildungs- 
und Erziehungsmandat wiederum als verfassungsrechtliche Begründung der Schul-
pfl icht aufgefasst; und diese wird mehr denn je als Schulbesuchspfl icht verstanden 
– und zwar auch dort, wo der Text der jeweiligen Landesverfassung für ein solches 
Verständnis keinen Anknüpfungspunkt bietet. Das Recht auf Bildung – ausdrücklich 
in zahlreichen Landesverfassungen, in Art. 2 des ersten Zusatzprotokolls zur Euro-
päischen Menschenrechtskonvention sowie in Art. 28 der UN-Kinderrechtskonven-
tion verankert – tritt bisher kaum aus den Kulissen. Jedenfalls in den Konfl iktfällen 
spielt es (wohl auch mangels expliziter Verankerung im Grundgesetz) keine nennens-
werte Rolle. Vielmehr stehen sich in den Gerichtsentscheidungen verfassungsrecht-
lich der staatliche Bildungs- und Erziehungsauft rag und die Grundrechte der Schüle-
rinnen und Schüler (insbesondere deren allgemeines Persönlichkeitsrecht aus Art.  2 
Abs.  1 i. V. m. Art.  1 Abs.  1 GG) sowie die der Eltern (insbesondere das Elternrecht 
aus Art.  6 Abs.  2 Satz 1 GG) gegenüber. Bisher galt dabei das Abwägungsmodell, nach 
dem insbesondere das Elternrecht nicht am Schultor endete, sondern auch in schul-
bezogenen Fragen fortwirkte. Dem wird in jüngerer Zeit aus der juristischen Literatur 
heraus ein Abschichtungsmodell entgegengehalten, das die Sphären des Elternrechts ei-
nerseits und der staatlichen Schulhoheit andererseits verfassungsrechtlich zu trennen 
versucht (vgl. hierzu Hanschmann, 2017, S.  101 ff .; Huster, 2013).

Von großer Bedeutung ist nun aber, dass neben den Bildungs- und Erziehungsauf-
trag in den letzten Jahren sowohl in der allgemeinen Wahrnehmung als auch in der 
Rechtsprechung als dritte Säule ein Integrationsauft rag der Schule getreten ist. Diese 
Verselbstständigung verwundert angesichts der erziehungswissenschaft lichen Überle-
gung, dass „gesellschaft liche Integration gerade über Erziehung und Bildung zu ge-
währleisten sei“ (Wiezorek & Reimer, 2021, S.  28). Demgegenüber hat das Integrati-
onsargument mit dem Eigengewicht auch eine beträchtliche Eigendynamik erhalten. 
So stützte im bereits zitierten Fall zum Homeschooling, in dem eine Familie ihre 
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grundschulpfl ichtigen Kinder aus religiösen Gründen daheim unterrichten wollte, das 
Bundesverfassungsgericht seine ablehnende Entscheidung auf folgende (seither von 
anderen Gerichten häufi g aufgegriff ene) Begründung:

„Die Allgemeinheit hat ein berechtigtes Interesse daran, der Entstehung von re-
ligiös oder weltanschaulich motivierten ‚Parallelgesellschaft en‘ entgegenzuwir-
ken und Minderheiten auf diesem Gebiet zu integrieren. Integration setzt da-
bei nicht nur voraus, dass die Mehrheit der Bevölkerung religiöse oder weltan-
schauliche Minderheiten nicht ausgrenzt, sie verlangt vielmehr auch, dass diese 
sich selbst nicht abgrenzen und sich einem Dialog mit Andersdenkenden und 
-gläubigen nicht verschließen. Für eine off ene pluralistische Gesellschaft  bedeu-
tet der Dialog mit solchen Minderheiten eine Bereicherung. Dies im Sinne ge-
lebter Toleranz einzuüben und zu praktizieren, ist wichtige Aufgabe schon der 
Grundschule. Das Vorhandensein eines breiten Spektrums von Überzeugungen 
in einer Klassengemeinschaft  kann die Fähigkeit aller Schüler zu Toleranz und 
Dialog als einer Grundvoraussetzung demokratischer Willensbildungsprozesse 
nachhaltig fördern“ (BVerfG, a. a. O.).

Unter Verweis auf diese Zielsetzung wird nicht nur das Homeschooling in ständi-
ger Rechtsprechung unterbunden, sondern werden auch Anträge auf punktuelle Un-
terrichtsbefreiung versagt. Berühmt ist die Krabat-Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts aus dem Jahre 2013. Es ging um die Frage, ob ein Siebtklässler, der wie 
seine Eltern den Zeugen Jehovas angehörte, an der schulischen Vorführung einer 
Verfi lmung von Otfried Preußlers Krabat teilzunehmen habe. Die Familie hatte die 
Befreiung für die Dauer des Filmes aus religiösen Gründen beantragt, weil im Film 
„schwarze Magie“ zu sehen sei. Das Bundesverwaltungsgericht lehnte dies letztin-
stanzlich ab und stützte sich dafür auf die „Integrationsfunktion“ der Schule. Sie folge

„einer starren, gleichwohl aber verfassungsrechtlich tragfähigen Modellvorstel-
lung: Der einzelne Schüler soll an sämtlichen schulischen Veranstaltungen teil-
nehmen müssen, weil nur die permanente, obligatorische Teilhabe am Schulun-
terricht unter Hintanstellung aller entgegenstehenden individuellen Präferenzen 
gleich welcher Art jenen gemeinschaft stift enden Eff ekt zu erzeugen vermag, der 
mit der Schule bezweckt wird und der die Einführung der staatlichen Schul-
pfl icht zu wesentlichen Anteilen legitimiert“ (Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 11.9.2013 – 6 C 12/12, abgedruckt in: Neue Juristische Wochenschrift  2014, 
S.  804 ff .).

Die Statuierung einer schulischen Integrationsaufgabe, die neben den Bildungs- und 
Erziehungsauft rag tritt, hat weitreichende Bedeutung im Kleinen wie im Großen: 
für individuelle Befreiungsanträge wie für die Gestaltung des Schulwesens insgesamt 
(Avenarius, 2015; krit. Wiezorek & Reimer, 2021).

Dabei sind zwei gegenläufi ge Entwicklungen zu beobachten: Die juristische Litera-
tur sieht und thematisiert die Schulpfl icht zunehmend in ihrer Intensität als recht-
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fertigungsbedürft igen Grundrechtseingriff  (vorbildlich Rux, 2018, S.  39 ff .); ferner be-
ginnt sie sich für das Phänomen des Homeschoolings zu interessieren (Handschell, 
2012; Hauk, 2020; Reimer, 2012; von Lucius, 2017). Auch kommt allmählich das 
„Freilernen“ in den Blick (Rux, 2018, S.  50 f., 104), jenes Lernmodell also, das vom 
Homeschooling konzeptionell und soziologisch – vom Anspruch wie vom Milieu her 
– deutlich zu unterscheiden ist, insofern es Beschulung auch im häuslichen Kontext 
ablehnt, um stattdessen auf das selbstbestimmte und eigenverantwortliche Lernen des 
Kindes zu setzen (Edel, 2016; Kern, 2016). 

Demgegenüber scheinen Schulbehörden und Gerichte ihren Kurs der Ablehnung von 
Befreiungsanträgen und der Sanktionierung von Familien, die Homeschooling oder 
Freilernen betreiben, eher noch zu verschärfen. So kam es in Bundesländern, in de-
nen entsprechende Straft atbestände bestehen, tatsächlich zu strafgerichtlichen Verur-
teilungen von Eltern, die mit ihren Kindern Homeschooling praktizierten. Das Bun-
desverfassungsgericht hält dies für grundgesetzkonform (2.  Kammer des Zweiten 
Senats, Beschluss vom 15.10.2014 – 2 BvR 920/14, abgedruckt in: Neue Juristische 
Wochenschrift  2015, S.  44 ff .).

2.3 Deutsche Schulpfl icht und Europäische Menschenrechtskonvention

Die Nichtzulassung von Homeschooling und Freilernen in Deutschland stellt im eu-
ropäischen Vergleich eine Anomalie dar. In den meisten europäischen Staaten sind 
diese Formen schulfernen Lernens zulässig. Die Vermutung liegt nahe, dass die deut-
sche Praxis eine Grenze in der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) fi n-
den könne. Die EMRK enthält als einschlägige Verbürgungen das Recht auf Achtung 
des Privat- und Familienlebens (Art.  8), die Gedanken-, Gewissens- und Religions-
freiheit (Art.  11) und das Recht auf Bildung (Art.  2 des ersten Zusatzprotokolls). Da-
nach darf niemandem 

„das Recht auf Bildung verwehrt werden. Der Staat hat bei Ausübung der von 
ihm auf dem Gebiet der Erziehung und des Unterrichts übernommenen Aufga-
ben das Recht der Eltern zu achten, die Erziehung und den Unterricht entspre-
chend ihren eigenen religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen sicherzu-
stellen“ (ebd.).

Dennoch wird bislang auch auf der Ebene der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion die deutsche Praxis strikter Unterbindung von Homeschooling und Freilernen 
unbeanstandet gelassen. So hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg die durch deutsche Familiengerichte angeordnete Entziehung des Sorge-
rechts heimbeschulender Eltern (vgl. hierzu näher Vogt, in diesem Band S.  451–460) 
in einem hessischen Fall für mit der Europäischen Menschenrechtskonvention ver-
einbar gehalten (Wunderlich gg. Deutschland, Urteil vom 10.01.2019, Kammer V, Be-
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schwerde-Nr. 18.925/15). Entscheidendes Argument war – wie häufi g – der Ermes-
sensspielraum der Vertragsstaaten („margin of appreciation“). Aber auch insoweit 
fi nden sich in der Literatur abwägende Ansätze. So gewähre die EMRK grundsätzlich 
keinen Anspruch auf Hausunterricht. 

„In eng begrenzten Ausnahmefällen, in denen die Persönlichkeit der Eltern oder 
gar die der Kinder am Konfl ikt zu zerbrechen droht, kann allerdings die Dul-
dung von Hausunterricht geboten sein. Der Wegzug aus Deutschland ist hier 
weder menschenrechtlich noch rechtspolitisch eine Alternative“ (Marauhn, 
2012, S.  108).

Anders als der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (als Organ des Euro-
parats) hat sich der Europäische Gerichtshof in Luxemburg (als Organ der Europä-
ischen Union), soweit ersichtlich, noch nicht mit den Th emen Homeschooling und 
Freilernen befasst.

3 Die Schulpfl icht in der Pandemie

Was die Corona-Pandemie in schulrechtlicher Hinsicht verändert oder aber ans Licht 
gebracht hat, lässt sich derzeit noch nicht überblicken (verfassungsrechtliche Bewer-
tung des ersten Lockdowns bei Pernice-Warnke & Warnke, 2020; eingehend Loh-
se, 2021). Mit Gewissheit kann man bislang nur sagen, dass die Pandemie auch im 
Schulverfassungsrecht zahlreiche Gewissheiten erschüttert hat. Die folgenden Passa-
gen greifen die Frage auf, was man über die Schulpfl icht aus den Erfahrungen der 
Pandemie lernen kann. Ist sie suspendiert worden, oder hat sie lediglich eine andere 
Form angenommen, sodass man für die Zukunft  die Schulpfl icht auch als Bildungs-
pfl icht konzeptualisieren könnte?

3.1 Vom Präsenzunterricht zum Distanzunterricht und zurück

Zu Beginn der Pandemie schien aus der Schulpfl icht, verstanden als Schulbesuchs-
pfl icht, über Nacht ein Schulbesuchsverbot in Verbindung mit einem Homeschoo-
linggebot zu werden. Instrumente für den Übergang aus dem gewohnten Zustand in 
die neue Phase des kollektiven Homeschoolings (d. h. eines verpfl ichtenden Distanz-
lernens) waren nicht primär schulrechtliche, sondern infektionsschutzrechtliche Maß-
nahmen, insbesondere die auf § 32 in Verbindung mit § 28 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) gestützten Rechtsverordnungen der Landesregierungen, in geringerem Umfang 
auch Allgemeinverfügungen (Lohse, 2021, S.  69 f., 77 f.). Was die Schulen anging, so 
wurde der Lockdown im März 2020 eingeleitet durch Formulierungen wie:
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„Es wird allgemein angeordnet, dass Schülerinnen und Schüler dem Unterricht 
und anderen regulären schulischen Veranstaltungen an Einrichtungen gem. § 33 
Nr. 3 des Infektionsschutzgesetzes bis zum 19. April 2020 fernbleiben müssen. 
Ihr Fehlen gilt als entschuldigt. Satz 1 und 2 gelten nicht für die Abnahme von 
Prüfungsleistungen“ (§ 3 der Zweiten [hessischen] Verordnung zur Bekämpfung 
des Corona-Virus vom 13.03.2020, GVBl. S.  153).

Obwohl den Schulgemeinschaft en (Lehrenden, Lernenden und Eltern) am prominen-
testen die Elternbriefe der Kultusministerinnen und Kultusminister entgegentraten, so 
waren diese doch nicht die juristischen Steuerungsinstrumente, sondern nur Kom-
munikationsmittel. Auch Erlasse und Empfehlungen der Kultusministerinnen und 
Kultusminister spielten, rechtlich gesehen, keine zentrale Rolle, ebenso wenig wie die 
Schulgesetze, die nur vereinzelt geändert wurden (Lohse, 2021, S.  70). Es war viel-
mehr das Infektionsschutzrecht, das – vor allem durch Rechtsverordnungen der Lan-
desregierungen – dem Bildungswesen seinen neuen Rahmen gab. Dieser tiefe Eingriff  
in das Schulrecht wurde kompetenziell (im Bund-Länder-Verhältnis) dadurch abge-
mildert, dass mit den Infektionsschutzverordnungen das Hauptinstrument zur Be-
kämpfung der Pandemie in den Händen der Länder lag. Und so wunderlich es ausse-
hen mag, dass eine bislang verfassungsunmittelbar begründete Pfl icht – Schulpfl icht, 
strikt als Schulbesuchspfl icht verstanden – durch einfache Rechtsverordnung soll aus-
gesetzt werden können, so tragfähig mag dies doch verfassungsrechtlich sein (a. A. 
wohl Lohse, 2021, S.  79). Denn das Infektionsschutzgesetz als kompetenzgerechte 
bundesrechtliche Norm (Art.  74 Abs.  1 Nr. 19 GG) kann zu Infektionsschutzzwecken 
auch schulbezogene Regelungen treff en. Zwar konterkarieren oder modifi zieren die-
se Regelungen – auf Zeit – Verfassungsgüter wie den staatlichen Bildungs- und Erzie-
hungsauft rag (von Rechtsprechung und herrschender Meinung in der Literatur kon-
kretisiert zu einer Schulbesuchspfl icht, s. o., Kap. 2.2) oder ein Recht auf Bildung der 
Schülerinnen und Schüler; doch kann dies verfassungsrechtlich durch die staatliche 
Schutzpfl icht für Leib und Leben (Art.  2 Abs.  2 Satz  1 GG) gerechtfertigt sein. Dies 
setzt selbstverständlich voraus, dass eine sorgfältige Abwägung getroff en wird und 
diese ergibt, dass der infektionsschutzrechtliche Eingriff  verhältnismäßig ist (für den 
ersten Lockdown bejaht von Pernice-Warnke & Warnke, 2020). Dabei sind die stark 
asymmetrischen Folgen des Verbots eines Schulbesuchs in Rechnung zu stellen, d. h. 
die Tatsache, dass je nach familiärem Hintergrund einige Kinder besonders nachteilig 
betroff en sind. Insofern ist Chancengleichheit nicht nur ein politisches, sondern auch 
ein verfassungsrechtliches Argument. 

Was den Wechsel zwischen den Modellen angeht, so behalten die Landesregierungen 
ihr Flexibilitätsreservoir: So schnell, wie aus der Präsenzschulpfl icht eine Distanzlern-
pfl icht geworden ist, kann dieser Prozess durch Aufh ebung oder Änderung der in-
fektionsschutzrechtlichen Rechtsverordnungen auch wieder umgekehrt werden, ohne 
dass auch nur ein Iota der Schulgesetze (oder gar der Verfassungen) geändert werden 
müsste.
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3.2 Distanzlernpfl icht?

Die eigentliche Frage aber lautet, ob ein Betretungsverbot (wie das oben abgedruck-
te hessische) oder Schulschließungen (durch Allgemeinverfügung oder Rechtsver-
ordnung) die Schulbesuchspfl icht in eine Pfl icht zur häuslichen Unterrichtsteilnahme 
umwandeln kann. Nach einer Auff assung bleibt die gesetzlich angeordnete Schulbe-
suchspfl icht bestehen; sie könne nicht durch untergesetzliche Normen oder gar All-
gemeinverfügungen landesweit ausgesetzt werden (Lohse, 2021, S.  79 f.). Vielmehr 
müssten Regelungen getroff en werden, die einerseits die Präsenzpfl icht aussetzen, an-
dererseits festlegen, ob und wie die Schulbesuchspfl icht und der Unterrichtsanspruch 
durch Distanzunterricht erfüllt werden können (ebd., S.  80). Diese Regelungen ob-
lägen den Kultusministerien der Länder, da sie nicht mehr zu den Infektionsschutz-
maßnahmen nach §§ 28,   28a IfSG gezählt werden könnten (ebd., a. a. O.). Dem lässt 
sich entgegenhalten, dass die Schulbesuchspfl icht aus infektionsschutzrechtlichen 
Gründen suspendiert werden kann, dies die Schulpfl icht aber gar nicht berührt. In-
sofern lässt sich überzeugender von einem „Fortbestehen der Schulpfl icht bei Aufh e-
bung der Präsenzpfl icht gekoppelt mit einem Betretungs- und Präsenzunterrichtsver-
bot“ (ebd., S.  81) sprechen. Ohnehin geht die Schulpfl icht ja nicht in der Pfl icht zum 
Schulbesuch auf. Die Schulpfl icht ernst zu nehmen bedeutet in bestimmten Situatio-
nen gerade, den Schulbesuch zu verbieten. Sie entpuppt sich als eine Bildungspfl icht, 
die in der Regel, aber eben nicht stets und ständig, erst recht nicht begriffl  ich not-
wendig eine Schulbesuchspfl icht enthält. 

3.3 Schulpfl icht als Bildungspfl icht

Wenn sich in der Pandemie wie in einem Brennglas Schwächen der Gesellschaft  und 
ihrer Systeme zeigen, dann wohl in besonderer Weise hier. Denn die bisherige Recht-
sprechung und Lehre sind weit überwiegend nicht davor zurückgeschreckt, Schule in 
Anlehnung an einen von Hans Heckel 1955 geprägten Schulbegriff  zu defi nieren als 

„eine auf gewisse Dauer berechnete, an fester Stätte unabhängig vom Wechsel 
der Lehrer und Schüler in überlieferten Formen organisierte Einrichtung der Er-
ziehung und des Unterrichts, die durch planmäßige und methodische Unterwei-
sung eines größeren Personenkreises in einer Mehrzahl allgemeinbildender oder 
berufsbildender Fächer bestimmte Bildungs- und Erziehungsziele zu verwirkli-
chen bestrebt ist, und die nach Sprachsinn und allgemeiner Auff assung als Schu-
le angesehen wird“ (Heckel, 1955, S.  218; Nachweise zur anhaltenden Bezugnah-
me auf die Formel bei Reimer, 2021, S.  62 f.).

Schulpfl icht ist dann im Kern tatsächlich Schul(haus)besuchspfl icht. Ob dies dem 
Sinn des Bildungsverfassungsrechts gerecht wird, erscheint zweifelhaft . Hier könn-
te gleich auf zwei Ebenen die Verwechslung von Zweck und Mittel zugrunde liegen: 
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Denn verfassungsrechtlich scheint das Telos der Schulpfl icht die Bildung und Erzie-
hung (ggf. auch die Integration) der jungen Menschen zu sein; ihnen dient die Schu-
le. Der Schule wiederum dient das gemeinsame Lernen im Schulhaus. Der Besuch 
der „festen Stätte“ ist Instrument für das schulische Lernen, schulisches Lernen In-
strument für den staatlichen Bildungs- und Erziehungsauft rag. Im Regelfall sind die-
se Instrumente sachangemessen und funktional; in Grenzfällen (sei es auf individuel-
ler, sei es auf gesellschaft licher Ebene) unangemessen und dysfunktional. Dann darf 
das Instrument keinen Selbststand erhalten, weil es seinem Zweck nicht mehr dient. 
In diesem Sinne ist in jüngerer Zeit dem traditionellen Schulbegriff  ein funktionaler 
Schulbegriff  gegenübergestellt worden (Brosius-Gersdorf, 2013, S.  959 ff .): Danach ist 
als Schule 

„jede Form der Vermittlung von Bildung und bildungsbezogener Erziehung zu 
verstehen, die geeignet und erforderlich ist, um Kinder zu selbstbestimmten und 
verantwortungsbewussten, in die soziale Gemeinschaft  integrierten Bürgern zu 
entwickeln und ihre Teilhabe an Ausbildung, Studium und Beruf sicherzustel-
len“ (Brosius-Gersdorf, 2013, S.  960).

Ob man so weit gehen und damit den Schulbegriff  weitgehend dekonturieren muss, 
mag an dieser Stelle off enbleiben (vgl. Reimer, 2021, S.  68 ff .). Was sich jedenfalls in 
der Pandemie im Großen gezeigt hat – dass Schulpfl icht in ihrem Sinnkern Bildungs-
pfl icht ist –, muss auch in anderen Situationen beherzigt werden, und zwar auch im 
(scheinbar) Kleinen, auf der Ebene des einzelnen Kindes oder der einzelnen Fami-
lie. Wenn sich etwa für eine Schülerin oder einen Schüler die Verwirklichung der Bil-
dungs- und Schulpfl icht durch Schulbesuchspfl icht als dysfunktional erweist, weil die 
Persönlichkeit daran zerbricht (zum Kriterium: Marauhn, 2012, S.  108), dann kann 
sich die Schulbesuchspfl icht aus verfassungsrechtlichen Gründen in eine andere Form 
der Schulpfl icht wandeln, beispielsweise in die Pfl icht, sich nach den Curricula der 
Schule an einem anderen Ort zu bilden. Sonst wird die allgemeine Schulpfl icht ent-
gegen ihrem Ziel, Bildungsgleichheit zu eröff nen, zu einem Mittel, Bildungsungleich-
heit zu erzwingen.

4 Perspektiven

Schulpfl icht lässt sich nach hier vertretener Auff assung nicht mehr überzeugend als 
Schulbesuchspfl icht defi nieren. Sie muss vielmehr ihre anstaltlichen ‚Eierschalen‘ ab-
werfen und sich als (bedingte) Bildungspfl icht verstehen, die in aller Regel durch 
Schule und – konkreter – durch Schulbesuch zu verwirklichen ist, aber weder be-
griffl  ich noch in jedem Einzelfall teleologisch mit dem Schulbesuch steht und fällt. 
Im Gegenteil kann der staatliche Bildungs- und Erziehungsauft rag (der richtigerwei-
se nicht in Art. 7 Abs. 1 GG, sondern in den schulbezogenen und grundrechtlichen 
Vorschrift en des Landesverfassungsrechts verankert zu sehen ist) im Einzelfall oder 
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gar in der Breite – wie die Pandemie gelehrt hat – den Verzicht auf Schulbesuch, ja 
sogar das Verbot des Schulbesuchs gebieten. Die Pfl icht, sich im Rahmen des verfas-
sungsrechtlichen Bildungs- und Erziehungsauft rags zu bilden, besteht fort. Schule ist 
das wertvollste Instrument des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauft rags und der 
Verwirklichung bildungsbezogener Chancengleichheit, aber eben nur ein Instrument: 
Mittel, nicht Zweck.
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Zusammenfassung
Dass Bildung und Schule gleichermaßen Fragen von Pädagogik und Recht tangieren, ist 
aufgrund der rechtlichen Einbettung dieses Gesellschaft sbereichs nicht von der Hand zu 
weisen. Ob rechtliche Analysen hilfreich im Umgang mit erziehungswissenschaft lichen 
(Problem-)Feldern sind, ist Gegenstand dieses Diskussionsbeitrags. Hierzu wird auf die 
Inhalte und Argumente der Grundlagenbeiträge des Th emenheft s zu Inklusion, Über-
gängen und Homeschooling Bezug genommen, um diese erziehungswissenschaft lich kri-
tisch mit Blick auf Chancenungleichheit zu refl ektieren. Die Diskussion fördert off ene 
Fragen, Spannungsmomente, aber auch Erkenntnisse zu Tage. Gerade, weil sich zeigt, 
dass das Recht die Dilemmata der Pädagogik alleine nicht zu lösen vermag, erweist sich 
ein Austausch beider Disziplinen als notwendig.
Schlüsselwörter: Bildungsrecht, Chancenungleichheit, Inklusion, Homeschooling, Über-
gänge

Th  e Law Does not Resolve Important Pedagogical Dilemmas
A Comment on Th ree Attempts to Talk About Major Educational Topics from 
a Legal Perspective

Abstract
Th e fact that education and school equally aff ect questions of pedagogy and law is obvi-
ous due to the legal embedding of this area. Whether legal analyses are helpful in deal-
ing with (problematic) educational issues is the subject of this discussion. For this pur-
pose, reference is made to the content and arguments of the basic articles pertaining to 
the focus topic and concerning inclusion, transitions, and homeschooling, in order to 
critically refl ect on them from an educational science perspective with regard to educa-
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tional inequality. Th e discussion reveals open questions, tensions, but also insights. As 
becomes evident, the law cannot solve the dilemmas of pedagogy on its own. Th erefore, 
an exchange between the two disciplines turns out to be necessary.
Keywords: educational law, inequality of opportunities, inclusion, homeschooling, tran-
sitions

Ich wurde gebeten, die drei rechtswissenschaft lichen Hauptbeiträge dieses Schwer-
punktheft es aus erziehungswissenschaft licher Perspektive zu kommentieren. Ein 
Kommentar erlaubt Meinung. Das entlastet mich. Auch muss ich nicht die Erzie-
hungswissenschaft  ‚an und für sich‘ defi nieren, die hier Perspektive sein soll. Ich darf 
und muss mich auf das verlassen, was ich bei meiner Arbeit in der Schulforschung, 
der Schulentwicklung und der Bildungssoziologie gelernt habe.

Trotz der spezifi schen Aufgabenstellung wäre ich gerne der Versuchung erlegen, die 
Th esen des schlechten Verhältnisses zwischen „Pädagogen und Juristen“ (vgl. Ten-
orth, 2015) und des fehlenden Dialogs zwischen Rechts- und Bildungswissenschaft  
zu widerlegen (vgl. DGfE, 2021). Die Texte allerdings liefern, was ich ihnen selbst-
verständlich nicht vorwerfen kann, wenig, das meinen Widerspruch stützen könnte. 
Das aber dürft e unbestreitbar sein: Die Texte von Kroworsch, Reimer sowie Cremer 
und Tobisch adressieren drei Th emen, die in erziehungswissenschaft lichen – und bil-
dungspolitischen – Arenen bedeutend, virulent und auch nicht entschieden sind. Was 
also helfen juristische Positionen dabei, aus dem off enen Terrain in sicheres Gelände 
zu kommen?

Vielleicht ist das eine Frage, die für die Lektüre der drei Beiträge leitend sein kann: 
Helfen die juristischen Einlassungen, die hier behandelten drei exemplarischen Bil-
dungsdebatten zu entscheiden? Selbstverständlich könnte es passieren, dass die Ant-
worten dem pädagogischen Mainstream widersprechen. Aber Klarheit kann ja helfen. 
Und womöglich würde ein solcher Befund der Erziehungswissenschaft  klarmachen, 
wie wichtig ein proaktiver Dialog mit der Rechtswissenschaft  ist. Zu den drei Beiträ-
gen: 

Menschen, die aus dem System wollen

Franz Reimer legt einen kurzen geschichtlichen Spurt über die Institutionalisierung 
staatlicher Schule hin, der mit der Etablierung der Schulbesuchspfl icht endet. So 
selbstverständlich, wie sie heute zu sein scheint, das lernen wir, ist sie nicht. Dieser 
‚Eckstein‘ der staatlichen Schule wird, wie Reimers Beispiele zeigen, off enbar vor al-
lem, wenn nicht sogar ausnahmslos, von Akteur*innen ‚angebohrt‘, die wir für eher 
skurril halten: Religiöse Sonderlinge befürchten, dass ihre abweichenden Vorstellun-
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gen in einer staatlichen Einrichtung nicht respektiert, möglicherweise auch grund-
sätzlich in Frage gestellt werden. Eine religiöse Orientierung mag Privatsache sein, sie 
ist kein Grund, sich dem gesetzlich defi nierten Bildungsauft rag durch Abwesenheit zu 
entziehen und ein Recht auf ‚Homeschooling‘ durchzusetzen.

Religiöse Motive zur Entlassung von Kindern aus der Schulbesuchspfl icht lassen sich 
im Übrigen durch die staatsrechtlichen Verträge zwischen den Kirchen und dem Staat 
so wenig rechtfertigen wie durch weit hergeholte und den staatlichen Grundsätzen 
widersprechende religiös begründete Absonderlichkeiten ‚bibeltreuer‘ Familien. Aber 
liefern die Urteile des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) nicht andere gute Begrün-
dungen, die im Kern darauf abstellen könnten, dass der Staat seine eigenen Verspre-
chen nicht einhält und er weniger gesellschaft liche Integration als vielmehr Segrega-
tion betreibt, er eben keine inklusive, auf die Pluralität des gesellschaft lichen Lebens 
vorbereitende Schule vorhält, wie der engagierte Einsatz belegt, den Frau Kroworsch 
und viele andere in Sachen Inklusion leisten müssen?

Off enbar hat die Justiz verstanden, was die Pädagogik predigt, dass nämlich Bildung 
ein ganz besonderes und komplexes Gut sei, das die Schule ermöglicht. Das wird mit 
dem von Reimer zitierten Beschluss des BVerfG deutlich: Schule sei ein Institut, das 
nicht nur Wissen vermittele, sondern verantwortliche und verantwortungsbewuss-
te Staatsbürger*innen bilde, Teilhabe und Selbstentfaltung ermögliche und „Keim-
zelle des demokratischen Gemeinwesens“ sei. Wichtig zu sehen, dass Wissensver-
mittlung nicht das zentrale, wenn überhaupt ein Argument für den verpfl ichtenden 
Schulbesuch ist. Schließlich verfügen Lehrkräft e nicht über ein Monopol, Wissen zu 
vermitteln; außerdem gibt es Bücher, Filme, adaptive Lernsysteme auf Basis digitaler 
Technologie usw. Und selbst im improvisierten Fernunterricht in der Corona-Krise 
leuchtete hier und da das Potenzial von Distanzunterricht auf. Das Wissens-Vermitt-
lungs-Argument ist also vom Tisch und könnte allenfalls mit großen Verrenkungen 
wieder reanimiert werden.

Insofern bleibt die höchstrichterliche Begründung übrig, die Schule sichere durch so-
zialen Austausch gesellschaft lichen Zusammenhalt und Integration. Das BVerfG be-
scheinigt der Schule und der Klassengemeinschaft , die Befähigung aller Schüler*innen 
zu Toleranz zu sichern und die hier geübten Dialoge als eine Grundvoraussetzung 
demokratischer Willensbildungsprozesse zu verstehen. Der „gemeinschaft sstift en-
de Eff ekt“ wäre demnach, so die Rechtsprechung, die dem traditionellen Schulbe-
griff  verhaft et ist, nicht ohne die Versammlung einer großen Anzahl von Kindern 
und Jugendlichen in der Schule zu erreichen. Im ersten Moment könnte man glau-
ben, die Richter*innen schrieben aus den Elogen ab, die manche Pädagog*innen in 
ihren Büchern über Bildung verfasst haben. Aber wahrscheinlich zitieren sie nur die 
Kolleg*innen, die für die ersten Paragrafen in den 16 deutschen Schulgesetzen verant-
wortlich zeichnen. Beide Textarten strotzen vor wohlklingenden und wolkigen Begrif-
fen, die Ziele und Aufgaben der Schule formulieren, aber doch nicht die reale Praxis 
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beschreiben. Empirisch fundierter Schulkritik verdanken wir begründeten Zweifel an 
beschönigenden Versionen der Wirklichkeit.

Tatsächlich bestehen ja wenige Zweifel daran, dass unser nicht inklusives hierar-
chisches Schulsystem – wir kommen darauf noch wegen des Beitrags von Susann 
Kroworsch zurück – einen nicht unbeträchtlichen Beitrag zur gesellschaft lichen Spal-
tung leistet: Die Erzeugung und Legitimierung von Bildungsungleichheit ist in Bil-
dungsstatistik und -forschung seit mehr als 60 Jahren belegt, und dass aus Selekti-
on auf Basis individueller Leistungen Kooperation erzeugt wird, würde schon sehr 
überraschen. Die Th ese vom Monopol der Schule auf Erziehung zur Demokratie steht 
schon deshalb auf tönernen Füßen, weil Mitwirkung der Schüler*innen an wesentli-
chen schulischen Prozessen allenfalls projektbasiert aufgezeigt werden kann. Die ‚fes-
te Stätte‘ Schule ist kein gutes Vorbild für Mit- und Selbstbestimmung.

Ich weiß nicht, ob ich Herrn Reimer dafür danken soll, dass er mir die Selbstver-
ständlichkeit raubt, ohne nachzudenken an der Schulbesuchspfl icht festzuhalten. 
Nicht dass ich mir womöglich nicht Argumente für diese Pfl icht ausdenken könn-
te, aber wenn Eltern sich vor Gericht auf eine zu große Diff erenz zwischen Leistungs-
versprechen und Realität berufen würden, möchte ich nicht Richter sein. Womög-
lich kann in einem alternativen Modell – eine andere Schule, demokratische Bildung 
ohne Schule – das Kindeswohl besser gesichert werden als in der schöngeredeten Se-
lektions-Schule.

Ich bin nicht so schulfreundlich wie Reimer, der meint, diese Institution sei lediglich 
„in Grenzfällen […] unangemessen und dysfunktional“. Aber er ist off en für die Po-
sition, dass „sich die Schulbesuchspfl icht aus verfassungsrechtlichen Gründen in eine 
andere Form der Schulpfl icht wandeln“ ließe. Ich sähe darin – Stand jetzt und für 
mich neu – auch keine großen Probleme. Was soll schon passieren? Auch die stren-
ge Pfl icht hat ja nicht verhindert, dass bemerkenswert große Minderheiten glauben, 
der liebe Gott hätte vor ein paar tausend Jahren die Welt erschaff en, Bill Gates würde 
das Blut von Kindern trinken und ich hätte jetzt einen Chip im Körper, weil ich ge-
gen Corona geimpft  bin. 

Bevor die Besorgnis zu groß wird: Studien aus den USA zeigen, dass Homeschooling 
wohl keine Probleme macht (vgl. Prothero, 2018). Also selbst dort, wo es traditio-
nell eine Unterrichts-, aber keine Schulpfl icht gibt, sind die Zahlen der Homeschoo-
ler klein. Wieso? Weil die Schule eine ihrer zentralen, aber zu oft  totgeschwiege-
nen Funktionen sehr ordentlich erfüllt: Sie ermöglicht den Eltern, ihren Beitrag zum 
Wirtschaft ssystem leisten zu können und damit auch ihren eigenen Wohlstand trotz 
der Erziehungspfl ichten steigern zu können. Und sie hilft  der Wirtschaft . Und alles 
das ohne Zuzahlung durch die Nutzer*innen. Für die Kustodialfunktion der Schule 
gibt es keinen adäquaten Ersatz. 
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Menschen, die ins System wollen 

Während manche aus dem System der allgemeinen Bildung herauswollen, weil es be-
stimmte – wenn auch mitunter irgendwie verrückt anmutende – Positionen nicht 
umarmt, wollen andere hinein. Und für diesen Wunsch gibt es in einer auf Gleich-
heit beruhenden Demokratie gute Gründe. Den systematischen Ausschluss bestimm-
ter Menschen aus der allgemeinen Bildung und ihre Abschiebung in einen Sonderbe-
reich muss man nicht akzeptieren.

Das von Susann Kroworsch behandelte Th ema ist seit den 1970er Jahren diskutiert, 
seit etwa 15 Jahren ist es eines der großen bildungspolitischen und pädagogischen 
Konfl iktfelder. Ursächlich verantwortlich ist die UN-Behindertenrechtskonvention, 
aus der im Beitrag folgerichtig verschiedentlich zitiert wird. Sie ist womöglich auch 
die Ursache für einige Probleme. Sie ist in einem Stil verfasst, der, wenn ich recht 
sehe, an ‚Klingelworten‘ kaum zu überbieten ist, damit aber Rechtssicherheit verwei-
gert und Verpfl ichtungen eher im Vagen lässt. Um welche Art von ‚Verpfl ichtungen‘ 
geht es hier, wenn nach 15 Jahren in Deutschland, da kann man der Kritikerin zu-
stimmen, zu viele förderbedürft ige Kinder exkludiert und zu wenige inkludiert wer-
den? Aber was hätte man realistisch erwarten können, wenn nicht zufälligerweise 
ein*e Schulminister*in in dem einen oder anderen Bundesland eine besondere Lei-
denschaft  für das Th ema aufb ringt? Die Auff orderung, hierzulande ein inklusives 
Schulsystem aufzubauen, stößt nicht nur auf Schulstrukturen, die gesonderte Schu-
len für Kinder mit Lernschwierigkeiten oder körperlichen Beeinträchtigungen be-
toniert hatten. Sie stößt auch auf ein Schulsystem, das Kinder nach eingeschätzten 
und prognostizierten schulischen Leistungen auf unterschiedliche Bildungswege ver-
teilt (und dazu kommen wir später mit dem Aufsatz von Cremer und Tobisch). Und 
so ist zwar richtig, wenn die Autorin feststellt, dass von Chancengleichheit zwischen 
Schüler*innen mit und ohne Behinderungen keine Rede sein kann. Aber es ist auch 
richtig, dass diese Chancenungleichheit auch zwischen den Schüler*innen besteht, die 
– mit oder ohne Behinderung – in verschiedenen, chancenungleichen Schularten lan-
den. Das segregierte System ist gefordert, inklusive Schulen aufzubauen: Die Parado-
xie ist off ensichtlich.

Die Inklusion von Kindern mit Behinderung ins System der allgemeinen Bildung ist 
weit hinter den Erwartungen der Protagonist*innen zurückgeblieben. Der Beitrag von 
Kroworsch verbleibt im Modus des Appells. In Appellen dominiert das Verb ‚müs-
sen‘, meint aber eher moralische Ermahnung als Pfl icht. Kann man auf dieser Basis 
auf deutliche Beschleunigung der Entwicklung vertrauen? Aus der Perspektive der 
Streitenden für Inklusion könnte man zur Frage kommen, wie aus der UN-Konventi-
on ein Rechtstext wird, der mit mehr Macht und Verbindlichkeit Bewegung erzeugt, 
ohne die Vorbehalte und Einschränkungen, mit denen sich der Staat entlasten kann. 
Er müsste auch einen anderen Verfasser haben.
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Wenn ich laienhaft  richtig vermute, würde zwar die staatliche Schulpolitik einen stär-
keren Druck zur Neustrukturierung des Schulsystems erfahren, die Inklusion aber 
noch nicht durch- und umgesetzt sein. Würde nicht der Streit zwischen Elternrecht 
und Kinderrecht bleiben: Wer entscheidet? Frau Kroworsch löst den Konfl ikt, indem 
sie den Staat in die Pfl icht zu klaren Entscheidungen nimmt: Die staatliche Verant-
wortung, einen Systemwechsel herbeizuführen, könne nämlich nicht dem „Elternwil-
len“ überantwortet werden. Über das Elternwahlrecht ließe sich auch die Aufrechter-
haltung zweier Schulsysteme menschenrechtlich nicht rechtfertigen. Ich weiß nicht, 
inwieweit das Grundgesetz oder das 8.  Sozialgesetzbuch (SGB VIII), vielleicht sogar 
die Schulgesetze, die ja auch Schulstrukturen begründen, diese Th ese stützen. Sicher 
steht gegen das Elternrecht immer das Kindeswohl. Artikel  7 Absatz  2 der Konven-
tion will für die Kinder sprechen: „Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Behinde-
rungen betreff en, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu be-
rücksichtigen ist“. Das Recht auf inklusive Bildung, so Kroworsch, ist ein Recht des 
Kindes, nicht der Eltern. Aber ob das Kindeswohl gefährdet ist, wenn Eltern sich eine 
Förderschule für ihr behindertes Kind wünschen?

Die Rechte behinderter oder von Behinderung bedrohter Kinder und Jugendlicher 
werden in zwei Sozialgesetzbüchern geregelt. Eingliederungshilfen für seelisch behin-
derte Kinder und Jugendliche sind Leistungen nach § 35a SGB VIII, werden also über 
die Kinder- und Jugendhilfe gewährt. Für Schüler*innen, bei denen eine geistige oder 
körperliche Behinderung diagnostiziert wurde, wird die Schulbegleitung als ambulan-
te Leistung der Sozialhilfe nach §  53 des 12.  Sozialgesetzbuches (SGB XII) gewährt. 
Es herrscht in Fachkreisen Einigkeit, dass wir es hier mit komplizierten Rechtska-
piteln zu tun haben. Was sich in dieser Kürze leicht aufschreiben lässt, ist praktisch 
sehr schwierig zu bewerkstelligen. Mit dem Hinweis auf die UN-Konvention, wonach 
die notwendigen Diagnosen frei von Diskriminierung sein sollen, lassen sich die Pro-
bleme von Anerkennung und Diagnose nicht lösen. Anders als in der Sozialpädago-
gik scheint mir die Sozialgesetzgebung, insbesondere das SGB VIII, im schulpädago-
gischen Diskurs wenig zur Kenntnis genommen zu werden. Aber diese sind doch die 
eigentlich wichtigen Rechtsquellen für die Verhandlung der Probleme mit der Inklu-
sion – nicht die UN-Konvention. Oder sehe ich das falsch?

Aus Sicht der empirischen Bildungsforschung kann das Desiderat nach mehr und ro-
busterer Forschung angesprochen werden. Potenzial dafür sollte angesichts der ge-
schaff enen Professuren für Inklusionspädagogik vorhanden sein. Die bisherigen, 
meist qualitativ ausgerichteten Fallstudien könnten synthetisiert werden, zudem wer-
den mehr quantitative Studien nötig sein. Zu inklusiver Bildung fi nden sich Studien 
überwiegend im Grundschulbereich, weil an der „Schule für alle“ Inklusion ja auch 
sehr viel häufi ger umgesetzt wird als an weiterführenden Schulen. Trotz vieler Belege 
gelingender Inklusion verweisen Studien auch auf Probleme und Hindernisse. Es gibt 
viele unbeantwortete Fragen. Ich kann nur skizzieren: 
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Zum einen ist die oft  unklare Zuständigkeit von Sozialamt und Jugendamt, die ich 
eben angedeutet habe, hinderlich und verzögert Entscheidungen. Für die Kommunen 
stellt sich das Problem der Finanzierung. In erfolgreichen Projekten wird deutlich, 
dass nicht nur pädagogische Fachkräft e nötig sind, sondern dass auch komplexe Ko-
operationen organisiert werden müssen. Wie lassen sich die Ansprüche auf individu-
elle Inklusionsbegleitung mit systemischen Ansätzen wie dem Pool-Modell rechtlich 
vereinbaren? Wie wirken die alternativen Modelle pädagogisch? Wie wird Teilhabe 
am wahrscheinlichsten unterstützt? Wie sind die Kooperationen zwischen Schulbe-
gleitungen und Lehrkräft en zu sichern? Wie gut sind Lehrkräft e für die neuen Kons-
tellationen im Klassenzimmer qualifi ziert?

Susann Kroworsch hat einige dieser Probleme benannt. Allein die Tatsache, dass die 
Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf sich mit den anderen an einem Ort 
befi nden, wird kaum helfen, die erwünschten Inklusionsziele zu erreichen – es sei 
denn, man verstünde Inklusion rein formal. Eines der wichtigsten Defi zite könnte 
hinsichtlich der Qualifi kation einer neuen Akteursgruppe in den Schulen bestehen: 
Schulbegleitungen müssen ihre Rolle fi nden und gestalten, sie müssen professionell 
kooperieren, sie müssen die individuellen Bedürfnisse des Kindes möglichst genau 
ermitteln, ohne zu diskriminieren oder zu stigmatisieren (sagen ja auch die Konven-
tion und Kroworsch), sie müssen Beziehungen aufb auen und die soziale Struktur der 
Schulklasse verstehen können. Trotz der Schlüsselfunktion, die Schulbegleitungen für 
die Inklusion der Kinder einnehmen, existieren für die Ausübung der Tätigkeit kei-
ne Qualifi kationsstandards. Hinzu kommt die häufi g prekäre Anstellungssituation, in 
der sich viele Schulbegleiter*innen befi nden. Meist sind sie befristet bei einem freien 
Träger angestellt, mit deutlich weniger Privilegien als die in aller Regel verbeamteten 
Grundschullehrer*innen.

Die Grundschule, die – grob gesagt – eine „Schule für alle“ ist, die im Klassen-
lehre r*innen modus auf relativ persönliche Weise gestaltet wird und die erst gegen 
Ende der Schulzeit zu stärker werdendem Wettbewerb um positive Übergangschan-
cen führt, ist ein relativ guter Ort, Inklusion einzuführen und zu etablieren. Da-
nach werden die Probleme für die inklusiven Ziele größer: In den weiterführenden 
Schulen kollidieren die inklusiven pädagogischen Konzepte schnell mit den auf Dif-
ferenz zielenden fachlichen Leistungsbewertungen. Probleme beim Lernen oder De-
fi zite in emotionaler und sozialer Entwicklung werden hier womöglich weniger ka-
meradschaft lich und ‚familiär‘ aufgefangen. Ob die behinderten Kinder hier noch auf 
Wohlwollen stoßen wie in der ‚Kinderschule‘, ist weniger wahrscheinlich. Im Übri-
gen haben die Schulen, an denen diese Kinder landen, nicht selten ohnehin Proble-
me mit der Lernfähigkeit und -bereitschaft  ihrer Klientel. Nur einige, nämlich Kin-
der mit bestimmten körperlichen, aber keinesfalls intellektuellen Handicaps werden 
in Gymnasien lernen dürfen, also in den Schulen mit dem besten Lernmilieu. An-
dere sind hier nicht erwünscht, sie passen einfach nicht in eine im doppelten Sin-
ne exklusive Gymnasialpädagogik. Im Beitrag von Wolfram Cremer und Antonia To-
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bisch kann ich sogar ein Argument fi nden, das Pädagog*innen nicht gefallen mag: 
Das Fernhalten ungeeigneter Schüler*innen könnte auch die Grundrechte (potenziel-
ler) Mitschüler*innen schützen. Eine so begründete Leistungshomogenisierung muss, 
wenn sie rechtlich trägt, nicht nur für die Zuordnungen von Kindern zu bestimmten 
Bildungsgängen bedeutend sein.

Frau Kroworsch schließt mahnend: Es sei vor allem mangelndes Wissen über das 
Wesen und die Vorteile von inklusiver Bildung und Vielfalt, das ihre Entwicklung 
hemmt. Es dürft e stimmen, dass Inklusion eine ehrenwerte Haltung ausdrückt. Aber 
die Suche nach Wissen darf mögliche objektive Hindernisse und Probleme nicht aus-
klammern. In der Wissenschaft  ist es üblich, seine eigenen Präferenzen nicht durch 
Forschung bestätigen zu wollen.

Zuweisungen innerhalb des Systems 

Das bedeutende Th ema, das Wolfram Cremer und Antonia Tobisch aus rechtlicher 
Perspektive mit erkennbarer bildungspolitischer Tendenz behandeln, möchte ich zu-
nächst ähnlich wie sie, aber doch anders akzentuiert skizzieren. Wann immer auf den 
Bildungswegen der Bildungsteilnehmer*innen Entscheidungen zwischen einem hö-
herqualifi zierenden und einem weniger anspruchsvollen Curriculum getroff en werden 
(müssen), schlägt ihre jeweilige sozioökonomische Herkunft  durch. Der in diesem 
Forschungszusammenhang häufi g zitierte ‚klassische‘ Soziologe Raymond Boudon 
(1974) modelliert das Bildungssystem als eine Serie solcher Entscheidungspunkte. Er 
will zeigen, dass auch ohne die Annahme herkunft sspezifi scher oder schulischer So-
zialisationseff ekte bei jeder Wahl die ungleichen Positionen der Individuen im System 
sozialer Hierarchie direkt mit den Entscheidungen korrelieren. Er spricht hier vom 
„secondary eff ect of stratifi cation“ (Boudon, 1974, S.  29–31).

Ein besonderer Entscheidungspunkt im deutschen Schulsystem ist der Übergang von 
der Grundschule in die weiterführenden, hierarchisch gegliederten Bildungsgänge. Er 
ist deshalb außergewöhnlich bedeutend, weil hier in der Regel die Qualität des Mi-
lieus bestimmt wird, in dem die kommenden Bildungsjahre verbracht werden. Aber 
die Entscheidung ist auch in der Substanz von solchen Wahlen unterschieden wie: 
Soll ich Chemie abwählen und Kunst wählen oder soll ich das Zusatzangebot In-
formatik besuchen oder nicht? Denn in die Übergangsentscheidung mischt sich der 
Staat aus einer Anzahl nachvollziehbarer Gründe ein. Diese Einmischung ist unver-
zichtbar, will der Staat doch sein Schulsystem schützen und will er auch vermeiden, 
dass durch falsche Platzierungen möglicherweise sogar das Kindeswohl gefährdet 
wird. Mit dem Ausmaß der staatlichen Regulierung – zwischen Verbindlichkeit und 
Unverbindlichkeit des Verfahrens – befassen sich Cremer und Tobisch, und sie be-
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legen, wenn ich recht sehe, dass im Prinzip alle Varianten in Deutschland faktisch 
rechtlich unproblematisch sind (im Fall von Bremen haben sie allerdings Bedenken).

Aber: Je liberaler das System ist, desto stärker ist der Einfl uss der ungleichen sozi-
alen Platzierung in der gesellschaft lichen Ordnung auf die Entscheidung. Insofern 
dämpfen Regelungen, die der Schule gewisse Selektionsrechte zugestehen, sekundä-
re Eff ekte, also den Einfl uss der Eltern, besonders der Eltern, die es ihrem sozialen 
Status schuldig sind, dass sie ihre Kinder auf dem Gymnasium sehen, was auch im-
mer die Grundschullehrerin sagt. Auch wenn Lehrer*innen tatsächlich Leistungen 
der Schüler*innen nicht valide bestimmen können und weder aus der Perspektive 
der Grundschulen noch aus Erfahrungen im Probeunterricht sichere Prognosen über 
Bildungserfolge abgegeben werden können, und selbst wenn solche Einschätzungen 
auch durch Herkunft seff ekte kontaminiert sind, so sind diese externen Bewertungen 
doch realistischer als die schichtspezifi sch determinierten Einschätzungen der Kom-
petenzen der Kinder durch ihre Eltern. Kurz gesagt: Ein strengeres Auswahlinstru-
ment, also eines mit größerer Verbindlichkeit der Bewertungen durch die pädago-
gischen Profi s, reduziert Ungleichheitseff ekte bei der Verzweigung der Bildungswege 
nach der Grundschule. Cremer und Tobisch wissen das. Aus rechtlicher Perspektive 
jedoch ist es aus ihrer Sicht unproblematisch, den Eltern großen Einfl uss zu gewäh-
ren. Sie lassen uns wissen: Soweit ein Landesgesetzgeber die Übergangsentscheidung 
also letztlich den Eltern überlässt und die Übergangsempfehlung lediglich unverbind-
lich ist, begegnet dieses keinen verfassungsrechtlichen Einwänden.

Sie warnen aber auch davor, dass „korrigierende verbindliche Übergangsempfehlun-
gen“, ich verstehe hier „erzwungene Platzierungen“, der Verfassung nicht standhal-
ten. Eine gewisse Verbindlichkeit jedoch, wie sie den Autor*innen zufolge in Bayern, 
Brandenburg und Th üringen existiert, funktioniert aber off enbar störungsfrei. Jeden-
falls berichtet der Text nicht von vermehrten Klagen bayerischer Eltern aus höheren 
gesellschaft lichen Kreisen, die ihr Kind trotz eines Schnitts von 3,3 in den Kernfä-
chern der Grundschule auf das Gymnasium zwingen wollen.

Betrachten wir die Situation aus der Perspektive der Kritiker*innen der besonders 
hartnäckigen sozialen Reproduktion sozialer Ungleichheit im deutschen Schulwe-
sen: Sollten sie gemeinsam mit verständigen Schulrechtler*innen für Modelle höherer 
Verbindlichkeit werben, womöglich mit gleichzeitiger Qualitätsverbesserung der Pro-
gnoseinstrumente? Ich würde abraten, denn gegen sichere Proteste von Eltern wäre 
am Ende selbst im Erfolgsfall der Aufwand für den kleinen Gewinn zu groß. Wenn 
schon, dann sollte man für die Abschaff ung dieser (frühen) Weiche im Schulwesen 
kämpfen. Die empirische Forschungsliteratur bietet hierfür handfeste Argumente, die 
aber politisch nicht „ziehen“. Auf einen Erfolg in diesem Kampf dürft en nur die größ-
ten Optimisten hoff en. Aber vielleicht kann man sich ja mit den Streitenden für In-
klusion verbünden und dadurch die Erfolgschancen etwas verbessern. Man kann ja 
Optimist bleiben. 
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Unterm Strich

Die drei Beiträge bearbeiten drei unterschiedliche Th emen pädagogischer und bil-
dungspolitischer Relevanz. Hier übergreifende und verbindende Schlüsse zu ziehen, 
kann mir nicht gelingen. Ein roter Faden könnte aber mittels der Selbstverständlich-
keit gesponnen werden, dass im Kern jedes Th ema, das die Erziehungswissenschaft  
interessiert, rechtlich diskutiert und bewertet werden kann. Nimmt man unsere drei 
Beispiele, so dürft e aber die Hoff nung nicht sehr groß sein, dass Rechtswissenschaft  
kontroverse Th emen entscheiden kann. Sie löst unsere Dilemmata nicht auf. Wir hö-
ren durchaus neue Argumente und entdecken alternative Sichtweisen, Eindeutig-
keit für bestimmte Entscheidungen ist aber nicht zu erwarten. Das mag auch deshalb 
nicht anders zu erwarten sein, weil es ja um unterschiedliche Interessen geht, die im 
Rechtstext berücksichtigt werden müssen. Juristische Texte im Feld der Bildung sind 
womöglich noch off ener für Interpretation als so manch ein pädagogischer Text, der 
sich normative Parteinahme erlauben kann.

Man könnte bei der Sichtung so mancher Bildungsgesetze oder Erlasse womöglich zu 
dem Schluss kommen, dass sie nicht selten mit assoziativen und wohlklingenden Be-
griff en arbeiten, sich ganz ähnlich lesen wie manch ein idealistischer pädagogischer 
Beitrag. Und sie formulieren Wünsche statt Ziele. Lieblingsverben sind dann auch 
„müssen“ und „sollen“, und sie arbeiten mit Einschränkungen und Vorbehalten. Es 
fehlt an Realismus und am Ausweis der Bedingungen, die nötig sind, um auf dem 
harten Boden des pädagogischen Alltags die gute Arbeit leisten zu können, die die 
Legislative sich vorstellt. In Bezug auf fehlende Voraussetzungen für Inklusion liest 
man bei Frau Kroworsch: „Die ungerechtfertigte Versagung angemessener Vorkeh-
rungen stellt einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot aus Artikel 5 UN-BRK 
dar.“ Vielleicht kann man das generalisieren: „Die ungerechtfertigte Versagung ange-
messener Vorkehrungen zur Erfüllung staatlicher Aufgaben stellt einen Verstoß dar“. 
Der Verstoß sollte inhaltlich beschrieben werden. Aber da gibt es sicher ein paar Ide-
en. Man sollte Jurist*innen fragen. Vielleicht kann man einen solchen Anspruch an 
juristische Texte auch nicht stellen. Aber sicher ist, dass solche Textarten schnell zu 
schlechter Politik werden.

Zum Schluss noch der Appell, der schlicht die Tatsache aufnimmt, dass die Arbeit der 
Pädagog*innen und ihre Arbeitsbedingungen weitgehend und substanziell durch Ge-
setze und Regeln gerahmt sind. Allein deshalb ist es nötig, zumindest die grundle-
genden Texte im erziehungswissenschaft lichen Grundlagenstudium zu lesen und zu 
diskutieren. Unkenntnis bildungsrelevanter Gesetze ist ein Problem für Erziehungs-
wissen schaft ler*innen, und für Lehrkräft e (und die Schüler*innen) fatal. Und mehr 
noch: Die Erziehungswissenschaft  sollte die Jurist*innen als Adressat*innen für die 
Ergebnisse ihrer empirischen Forschungen betrachten. Nur so können Gesetze und 
Regelungen das hier erzeugte Wissen ins Recht importieren. Es gibt die Vereinigun-
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gen1, wo wir die Jurist*innen fi nden, die sich mit Bildung befassen. Sie führen auch 
Veranstaltungen durch, auf denen sie sich zur Weiterbildung treff en. Und es gibt auch 
einschlägige Journale, in denen wir publizieren könnten. Für Erziehungswissenschaft -
ler*in nen, die ihre Disziplin als anwendungsorientierte Wissenschaft  begreifen und 
die Bildungswirklichkeit verändern wollen, läge solches nahe.
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Zusammenfassung
Der Beitrag stellt dar, inwieweit die Umsetzung der Inklusion durch die Rechtsprechung 
der Verwaltungsgerichte unter dem Gesichtspunkt der Chancengleichheit gefördert wor-
den ist. Die Rahmenbedingungen sind bereits vor der Verabschiedung der UN-BRK 
maßgeblich durch die Entscheidung des BVerfG vom 18.10.1997 bestimmt worden. Die 
sich darauf berufenden Entscheidungen der Verwaltungsgerichte lassen nicht erwarten, 
dass eine inklusive Beschulung in jedem Fall gerichtlich durchgesetzt und die nach der 
Beschlussfassung der BRK in der Öff entlichkeit geweckten Erwartungen kurzfristig reali-
siert werden können. Insbesondere die Bezugnahme auf den Haushaltsvorbehalt (Art. 4 
Abs.  2 BRK) wird eine schnelle Umsetzung eher erschweren. Die gerichtlichen Verfah-
ren sichern zwar die rechtsstaatlich gebotene Chancengleichheit auf der Verfahrensebe-
ne. Die materielle Chancengleichheit bemisst sich aber individuell nach den Vorgaben 
des Art. 3 GG.
Schlüsselwörter: Inklusion, UN-BRK, Chancengleichheit, Rechtsprechung

Inclusion and (Un-)Equal Opportunities
An Analysis Based on Case Law

Abstract
Th e article shows the extent to which the implementation of inclusion in Germany has 
been promoted by the case law of German administrative courts from the point of view 
of equal opportunities. Th e framework conditions were already set by the decision of the 
Federal Constitutional Court (October 18, 1997) in advance. Th e decisions of the ad-
ministrative courts based on this do not suggest that inclusive schooling will always be 
enforced in court and that the expectations aroused in the public aft er the resolution of 
the CRPD can be realized in the short term. In particular, the budget reservation (Art. 4 
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Para. 2 CRPD) will impede a quick implementation. Th e judicial procedures ensure the 
equality of opportunities only at the procedural level. Th e individual equality of oppor-
tunities is measured individually according to the requirements of Art. 3 German Con-
stitution. 
Keywords: inclusion, CRPD, equal opportunities, jurisdiction

1 Fragestellung

Seit der Verabschiedung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen 
(UN-BRK) am 13.12.2006 sind fast fünfzehn Jahre vergangen. In dieser Zeit ist nicht 
nur im Jahr 2008 die Konvention in Deutschland in Kraft  getreten, sondern sind in 
den verschiedenen Bundesländern in unterschiedlicher Intensität Schritte zur Umset-
zung dieser Konvention unternommen worden, die immer wieder auch Gegenstand 
verwaltungsgerichtlicher Auseinandersetzungen gewesen sind. Im Folgenden soll der 
Frage nachgegangen werden, inwieweit die Umsetzung der Inklusion durch die Ver-
waltungsgerichte mit Blick auf das Kriterium der Chancengleichheit1 gefördert wor-
den ist.

2 Rechtliche Auswirkungen der Behindertenrechtskonvention

Nach Art.  24 Abs.  2 a BRK soll verhindert werden, dass Menschen mit Behinderun-
gen vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden. Dementsprechend sieht 
Art.  24 Abs.  2 b BRK deren gleichberechtigten Zugang zu einem integrativen, hoch-
wertigen und unentgeltlichen Unterricht an Grund- und weiterführenden Schulen 
vor.2 Dazu sind nach Art.  24 Abs.  2 c BRK angemessene Vorkehrungen zu treff en, die 
den individuellen Bedürfnissen Rechnung tragen, sowie nach Art.  24 Abs.  2 d BRK 
die dazu erforderliche Unterstützung zu leisten. Als Ziel formuliert Art.  24 Abs.  2 e 
BRK Schule so zu gestalten, dass Menschen mit Behinderungen von vornherein da-
zugehören.

Aus diesen Zielen lässt sich zweierlei unmittelbar ableiten: Zum einen will die BRK 
für alle Menschen mit Behinderung verfahrensrechtlich für gleiche Zugangsmög-
lichkeiten sorgen, was einer formellen Gleichbehandlung im Rechtssinne entspricht; 
zum anderen wird die Forderung aufgestellt, für individuelle, d. h. materielle oder 

1 Im Sinne von Art.  3 GG ist Chancengleichheit als Gleichbehandlung im formellen Sinn 
durch Schaff ung verfahrensrechtlich gleicher Zugangsvoraussetzungen und als Gleichbe-
handlung im materiellen Sinn, wonach im wesentlichen gleiche Sachverhalte zur gleichen 
Rechtsfolge führen müssen, zu verstehen.

2 Die amtliche (und damit rechtlich verbindliche) deutsche Übersetzung lautet integrativ und 
nicht inklusiv; allerdings verwendet die Bundesregierung in ihrem Nationalen Aktionsplan 
2.0 vom 28.06.2016 nunmehr selbst den Begriff  Inklusion (vgl. BT-Drs. 16/11234; S.  7, 9).
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inhaltliche Gleichbehandlung zu sorgen. Während die formelle Gleichbehandlung 
durch schulrechtliche Verfahrensregeln verwirklicht werden kann (und in wesentli-
chen Teilen auch bereits verwirklicht worden ist),3 stellt die Umsetzung der materiel-
len Gleichbehandlung mit Blick auf Chancengleichheit ein wesentlich größeres Prob-
lem dar.4

In diesem Kontext wurden und werden insbesondere die folgenden Fragen bis heute 
kontrovers diskutiert: Enthält die Konvention lediglich unverbindliche Zielvorgaben 
oder unmittelbare Anwendungsregeln für das jeweilige Bildungs- und Schulsystem? 
Ist mit dieser bereits ein Zugangsrecht zu oder Ausschluss von Regelschulen verbun-
den? Sind alle Schulformen bis hin zu den Gymnasien zur Umsetzung der Konven-
tion verpfl ichtet, und welche Folgen hat dies für das gegliederte Schulsystem? Und 
schließlich: Welche Bedeutung besitzt der in der BRK enthaltene Haushaltsvorbehalt? 
Daran anschließend stellt sich die Frage nach der Zukunft  der Förderschulen, insbe-
sondere mit Blick auf mögliche Ansprüche von Eltern auf die Beschulung ihres Kin-
des in einer Förderschule.

Mit diesen Fragen mussten sich anhand von Einzelfällen die Gerichte auseinanderset-
zen, deren Rechtsprechung in der Folge nachgezeichnet werden soll.

3 Rechtsprechung zur Inklusion

Noch vor der Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention hat sich das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) am 18.10.1997 (ES Bd.  96, S.  288 ff .) zur Be-
achtlichkeit des Diskriminierungsverbots des Art.  3 Abs.  3 Satz  2 GG bei der Ent-
scheidung über den Schulbesuch nach Feststellung eines sonderpädagogischen För-
derbedarfs geäußert. Im Kern wurde eine Zuweisung zur Förderschule dann als 
diskriminierend bezeichnet, wenn diese erfolgt, obwohl eine Unterrichtung an der 
Regelschule mit sonderpädagogischer Förderung möglich ist, der dafür erforderliche 
personelle und sachliche Aufwand geleistet werden kann und dem keine sonstigen 
organisatorischen Schwierigkeiten oder schutzwürdige Belange Dritter entgegenste-
hen.5

3 Vgl. z. B. die Verfahrensregeln in § 54 HSchG oder vergleichbare Regeln in anderen Landes-
schulgesetzen.

4 Vgl. Anm. 1; formell beinhaltet die äußeren Bedingungen einer Entscheidung wie Zustän-
digkeit, Form und Verfahren; materiell beinhaltet die inhaltlichen Anforderungen einer Ent-
scheidung, jeweils gemessen an den Voraussetzungen der konkreten – gesetzlichen – Er-
mächtigungsgrundlage.

5 Diese Entscheidung des BVerfG ist wegweisend für die weitere Rechtsprechung der Ver-
waltungsgerichte, als darin bereits eine Diskriminierung und damit eine unzulässige Un-
gleichbehandlung angenommen worden ist, wenn alternative Beschulungsmöglichkeiten bei 
Vorliegen sonderpädagogischen Förderbedarfs anstelle einer Förderschule bestehen. Diese 
Entscheidung stellt bis heute einen Orientierungsrahmen für die Verwaltungsgerichte dar 
(vgl. z. B. VGH Baden-Württemberg vom 21.11.2012, s. u.).
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Die erste Entscheidung eines Verwaltungsgerichts in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Problemkreis Inklusion ist vom Hessischen Verwaltungsgerichtshof (HVGH) 
mit Beschluss vom 12.11.2009 (Az.: 7 B 2763/09; NVwZ-RR 2010, 602) ergangen. Zu 
diesem Zeitpunkt war die BRK zwar verabschiedet und im Bundestag ratifi ziert, aber 
noch nicht durch eine Änderung des Schulgesetzes in Landesrecht umgesetzt. In die-
ser Entscheidung hat der HVGH zunächst festgestellt, dass aus der BRK selbst keine 
Individualrechte von Schülerinnen und Schülern oder deren Eltern abgeleitet werden 
könnten, da die BRK keine hinreichende inhaltliche Bestimmtheit aufweise, sodass 
sie keine unmittelbare Bindungswirkung entfalten könne, sondern lediglich Zielvor-
gaben enthalte. Darüber hinaus sehe die BRK selbst nur eine mittelfristige Zielerrei-
chung vor, was die Ableitung konkreter Ansprüche ebenfalls ausschließe. Selbst wenn 
eine Transformation in Landesrecht erfolgt sei, könne unter Berufung auf die BRK 
kein subjektives Recht auf inklusiven Unterricht in der Regelschule abgeleitet wer-
den, denn die BRK enthalte lediglich ein Programm, das der konkreten Ausgestaltung 
durch die Vertragsstaaten bedürfe. Hieraus folge für die Rechtslage in der BRD wegen 
deren föderaler Struktur, dass die Ratifi zierung durch den Bundestag allein (auch mit 
Zustimmung durch den Bundesrat) nicht ausreiche, sondern jeweils eine landesrecht-
liche Umsetzung erforderlich sei, die zum Zeitpunkt der Entscheidung des HVGH in 
Hessen noch nicht vorgelegen hatte.

In der Folge haben sich sowohl das Verwaltungsgericht (VG) Arnsberg mit Be-
schluss vom 17.08.2010 (Az.: 10 L 397/10) als auch das VG Düsseldorf mit Beschluss 
vom 16.12.2010 (Az.: 18 K 5702/10) dieser Rechtsprechung des HVGH mit inhalts-
gleicher Begründung und ausdrücklicher Bezugnahme angeschlossen.

In einer auf der niedersächsischen Rechtslage beruhenden Entscheidung des Ober-
verwaltungsgerichts (OVG) Lüneburg vom 16.09.2010 (Az.: 2 ME 278/10; SPE 333 
Nr. 25) wird der weite organisatorische Entscheidungsspielraum der zuständigen 
Schulbehörden in den Vordergrund gerückt. Dieser betreff e sowohl die Organisati-
on des Schulsystems als solches als auch den Einsatz der Lehrkräft e an den verschie-
denen Schulen. Hieraus resultiere, dass Schülerinnen und Schüler mit Behinderung 
oder deren Eltern keinen einklagbaren Anspruch dergestalt geltend machen könn-
ten, dass Lehrkräft e von Förderschulen abgezogen würden, um ein Kind mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf an einer Regelschule zu unterrichten. Es bestehe dem-
entsprechend kein Anspruch auf eine bestimmte Schul- und Unterrichtsorganisation, 
sondern nur auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung der jeweils zuständigen Be-
hörde (Schule oder Schulaufsichtsbehörde) auf der Grundlage der Wünsche der El-
tern und der organisatorischen, personellen und sächlichen Gegebenheiten.6 Im Üb-
rigen könne auch wegen der fehlenden Bestimmtheit des Art. 24 BRK, der nur die 

6 Die Einräumung von Ermessen in einer Rechtsnorm eröff net der zuständigen Behörde ei-
nen Entscheidungsspielraum, der von den Verwaltungsgerichten nur auf Rechtsfehler, nicht 
aber auf rein pädagogische oder Zweckmäßigkeitserwägungen hin überprüft  werden kann. 
Derartige Ermessensfehler können in der Nichtanwendung des Ermessens, der Überschrei-
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Beschreibung einer Zielvorstellung beinhalte, kein unmittelbar einklagbarer An-
spruch auf inklusive Beschulung bestehen, zumal sich aus dem Haushaltsvorbehalt 
des Art.  4 Abs.  2 BRK ergebe, dass die gesamte BRK lediglich auf eine mittelfristige 
Umsetzung angelegt sei.

Mit einer weiteren Entscheidung vom 16.05.2012 (Az.: 7 A 1138/11.Z; SchulVerwal-
tung HR 2013, 88) hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof (HVGH) nach Inkraft -
treten der Schulgesetznovelle 2012 im Wesentlichen seine frühere Rechtsprechung 
bestätigt, indem er ausführt, dass Art. 24 BRK auch nach der vorgesehenen inklu-
siven Beschulung durch die Neuregelungen im Hessischen Schulgesetz (HSchG) zur 
sonderpädagogischen Förderung keine unmittelbare Anwendbarkeit erfahren könne. 
Dies ergebe sich zum einen aus der Unbestimmtheit des Regelungsgehalts des Art.  24 
Abs.  1 bis 3 BRK und zum anderen aus dem in Art.  4 Abs.  2 BRK enthaltenen Vorbe-
halt der Verfügbarkeit ausreichender Mittel. Leider hat sich der HVGH in dieser Ent-
scheidung nicht inhaltlich mit den Neuregelungen des HSchG zur sonderpädagogi-
schen Förderung befasst.7

Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Württemberg hat in seiner Entschei-
dung vom 21.11.2012 (Az.: 9 S 1833/12; SPE 800 Nr. 51) ausdrücklich auf die Ent-
scheidung des BVerfG vom 18.10.1997 (s. o.) Bezug genommen und das in Baden-
Württemberg angewandte Verfahren zur Feststellung der Förderschulpfl icht dann für 
rechtlich unbedenklich gehalten, wenn die vom BVerfG aufgestellten Bedingungen 
eingehalten werden. Denn der Gesetzgeber verfüge bei der Umsetzung der BRK über 
einen vom VGH nur auf Rechtsanwendungsfehler überprüfb aren Gestaltungsspiel-
raum, bei dem sich die inhaltlichen Maßstäbe zur Zuweisung an eine Förderschule 
weiterhin an den vom BVerfG festgelegten Kriterien zu orientieren hätten. Ferner hat 
der VGH zur Anwendbarkeit der BRK darauf verwiesen, dass schon wegen der Zu-
ständigkeit des Landesgesetzgebers die BRK keine unmittelbare Rechtswirkung ent-
falten könne, sondern eine landesrechtliche Transformation erforderlich sei, die zum 
Zeitpunkt der Entscheidung des VGH noch nicht erfolgt war. Darüber hinaus sei die 
BRK auch wegen der Unbestimmtheit ihrer Formulierungen nicht unmittelbar an-
wendbar.

Das OVG Hamburg geht bei seiner Entscheidung vom 30.07.2013 (Az.: 1 Bs 231/13; 
SchuR 2014, 9) einen grundsätzlich anderen Weg, indem es den Kindern mit festge-
stelltem sonderpädagogischen Förderbedarf einen vorrangigen Anspruch auf Aufnah-
me an den von den Eltern gewünschten schulischen Lernort zuerkennt. Das OVG 

tung des eingeräumten Rahmens oder der Missachtung konkreter Vorgaben wie Übermaß-
verbot, Gleichbehandlungsgrundsatz oder unzulässiger Zweckverfolgung bestehen.

7 Dies ist insbesondere deshalb bedauerlich, weil der HVGH selbst in seiner Entscheidung 
vom 12.11.2009 (s.  o.) die Änderung des HSchG für wesentlich angesehen hat, sodass eine 
Auseinandersetzung mit den zum Zeitpunkt dieser Entscheidung vorliegenden Änderungen 
zu erwarten gewesen wäre.
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geht davon aus, dass bei Ausschöpfung der begrenzten und in der Regel nicht ver-
änderbaren Aufnahmekapazitäten die übrigen Schülerinnen und Schüler zugunsten 
der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf zurückstehen 
müssten. Diese Entscheidung ist wegen der besonderen Rechtslage in Hamburg nicht 
auf andere Bundesländer übertragbar.

Das VG Braunschweig hat mit Beschluss vom 18.07.2014 (Az.: 6 B 107/14; SchuR 
2015, 16) über die Frage entschieden, ob die Eltern eines Kindes mit erheblicher 
Lernbehinderung berechtigt seien, statt des Besuchs einer Schule mit inklusivem Un-
terricht die Beschulung an einer Förderschule mit einem der Behinderung ihres Kin-
des entsprechenden Förderschwerpunkt zu verlangen. Das VG hat unter Bezugnah-
me auf den in § 59 Abs.  5 Satz 1 NSchG (Niedersächsisches Schulgesetz) enthaltenen 
unbestimmten Rechtsbegriff  des Kindeswohls8 entschieden, dass im konkreten Fall 
das richtig verstandene Kindeswohl den Wechsel auf eine Förderschule erfordere, da 
die Lernumstände an der bisher besuchten Grundschule die bestmögliche Förderung 
nicht zuließen. Im Übrigen ergebe sich aus §  4 Abs.  1 Satz  2 NSchG ein Wahlrecht 
der Eltern bezüglich des Schulbesuchs ihres Kindes. Dieses schließe das Recht, für ihr 
Kind den Besuch der Förderschule zu wählen, ausdrücklich ein.

Der Hessische VGH hat mit Beschluss vom 12.03.2018 (Az.: 7 B 2227/17; Schul-
Verwaltung HR 2020, 222) ebenfalls unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die Ent-
scheidung des BVerfG vom 18.10.1997 (s. o.) die Notwendigkeit einer Abwägung der 
Vor- und Nachteile einer inklusiven Beschulung sowohl für die zu fördernden Schü-
lerinnen und Schüler selbst als auch für Dritte wie Mitschülerinnen, Mitschüler und 
Lehrkräft e gefordert und im konkreten Fall die gutachterlichen Feststellungen, dass 
der betroff ene Schüler besser an einer Förderschule gefördert werden könne, aus-
drücklich als rechtlich nicht zu beanstandend eingeschätzt.

Der Sächsische Verfassungsgerichtshof (SächsVerfGH) hat mit Urteil vom 
22.05.2014 (Az.: 20-IV-14; Raabe Schule und Recht 1/2016) über die Frage entschie-
den, ob Schülerinnen und Schülern mit Behinderung eine „Dehnung“ des Besuchs 
der Qualifi kationsphase von zwei auf vier Schuljahre zur Kompensation ihrer Behin-
derung zu gewähren sei. Der SächsVerfGH hält dabei die BRK für eine heranzuzie-
hende Auslegungshilfe bei der Anwendung des Art.  7 Abs.  2 SächsLV, wonach der 
Freistaat Sachsen verpfl ichtet sei, Menschen mit Behinderung zu unterstützen. Auch 
wenn Art. 24 BRK nicht unmittelbar herangezogen werden könne, folge aus dem all-
gemeinen Diskriminierungsverbot des Art.  5 Abs.  2 BRK eine allgemeine Verpfl ich-
tung, die Teilhabe von Menschen mit Behinderung möglichst umfassend zu gewähr-
leisten. Unter Bezugnahme auf die Entscheidung des BVerfG vom 08.10.1997 (s. o.) 
stellt der SächsVerfGH fest, dass der Nachteilsausgleich zur Kompensation von behin-

8 Richtig verstandenes Kindeswohl meint die vom Gericht vorgenommene Ausfüllung des un-
bestimmten Rechtsbegriff s Kindeswohl im konkreten Fall bezogen auf die bestmögliche För-
derung.
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derungsbedingten Nachteilen diene, nicht aber zur Veränderung der Leistungsanfor-
derungen; er fi nde seine Grenze erst in den schützenswerten Rechten Dritter und sei 
im Rahmen des organisatorisch, personell und sächlich Möglichen unter Berücksich-
tigung aller wesentlichen Bereiche des Schulwesens zu gewähren. Gemessen an diesen 
Voraussetzungen hält der VerfGH – im Gegensatz zum OVG Bautzen – eine Deh-
nung des Besuchs der Qualifi kationsphase der gymnasialen Oberstufe von zwei auf 
vier Schuljahre zur Kompensation behinderungsbedingter Nachteile ausdrücklich für 
geboten.

Das VG Bremen (Urteil vom 27.06.2018; Az.: 1 K 762/18; Raabe Schule und Recht 
2/2019) hatte schließlich über die Frage zu entscheiden, inwieweit sich eine einzel-
ne Schule mit Aussicht auf rechtlichen Erfolg weigern kann, eine bildungspolitische 
Vorgabe umzusetzen. Im konkreten Fall sollte ein Gymnasium mehrere inklusiv zu 
beschulende Schülerinnen und Schüler aufnehmen. Hiergegen hat die Schulleiterin 
zunächst nach §  36 Abs.  2 BeamtStG (Beamtenstatusgesetz) remonstriert9 und nach 
Zurückweisung der Remonstration Klage beim VG Bremen erhoben, die mit der Be-
gründung als unzulässig zurückgewiesen worden ist, dass weder der Schule als Be-
hörde noch der Schulleiterin als Beamtin gegen eine Weisung der dienstvorgesetzten 
Behörde ein eigenes Klagerecht zustehe, mit dem die Verletzung eigener Rechte im 
Sinne von § 42 Abs.  2 VwGO geltend gemacht werden könne.

4 Schlussfolgerungen

Die schulrechtlichen Rahmenbedingungen für eine inklusive Beschulung sind letzt-
lich bereits vor Verabschiedung der BRK durch die Entscheidung des BVerfG vom 
18.10.1997 (s. o.) bestimmt worden, die dann in der Folge von der Rechtsprechung 
der Verwaltungsgerichte immer wieder zur Begründung ihrer Entscheidungen heran-
gezogen worden ist (vgl. z. B. SächsVerfGH s.  o. und VGH Baden-Württemberg, s. o.).

In den darauff olgenden Entscheidungen der Verwaltungsgerichte zur inklusiven Be-
schulung lässt sich eine Tendenz beobachten, die sehr frühzeitig durch die beiden 
Entscheidungen des HVGH vorgezeichnet worden ist. Danach wird zunächst ein un-
mittelbar aus der BRK abzuleitender Anspruch auf inklusive Beschulung wegen der 
Unbestimmtheit der BRK abgelehnt und eine landesgesetzliche Transformation gefor-
dert und nach deren Vorliegen weiterhin auf den bereits in Art.  4 BRK enthaltenen 
Haushaltsvorbehalt verwiesen. Dadurch wird den Landesgesetzgebern und diesen fol-
gend den Landesschulverwaltungen ausdrücklich die Möglichkeit off engehalten, sich 
auf diesen Haushaltsvorbehalt auch in Einzelumsetzungsfällen zu beziehen.

9 Remonstration nach §  36 Abs.  2 BeamtStG bedeutet, Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit 
einer Weisung dem bzw. der nächsthöheren Vorgesetzten vorzutragen.



Wolfgang Bott

440 DDS, 113. Jg., 4(2021) Fallbezogene Berichte zum Schwerpunktthema

Die dargestellten Entscheidungen der Verwaltungsgerichte – außer der auf einer ab-
weichenden Rechtslage beruhenden Entscheidung des OVG Hamburg, die ihrerseits 
möglicherweise eine Ungleichbehandlung von Kindern ohne Behinderung zur Fol-
ge haben könnte10 – lassen jedenfalls nicht erwarten, dass eine inklusive Beschulung 
in jedem Fall in der von den Betroff enen gewünschten Weise gerichtlich durchge-
setzt werden kann; insoweit ist nicht davon auszugehen, dass die nach der Ratifi zie-
rung der BRK in der Öff entlichkeit geweckten Erwartungen kurzfristig realisiert wer-
den können. Insbesondere die von den Gerichten ausdrücklich als zulässig gewertete 
Bezugnahme auf den in Art.  4 Abs.  2 BRK enthaltenen Haushaltsvorbehalt wird eine 
schnelle Umsetzung eher erschweren.
 
Hieraus folgt, dass eine Ausweitung der inklusiven Beschulung von Schülerinnen und 
Schülern mit Behinderung an Regelschulen nur schrittweise wird erfolgen können. 
Der Fortbestand der Förderschule wird schon aus diesem Grund nicht infrage ge-
stellt. Sie wird aber auch auf lange Sicht als Angebot unverzichtbar bleiben, da das El-
ternrecht auf freie Schulwahl auch das Recht einschließt, für ihr Kind mit Behinde-
rung den Besuch der Förderschule zu wählen, um – mit der Entscheidung des VG 
Braunschweig (s. o.) gesprochen – ihm die alltägliche Erfahrung des Andersseins und 
des Wenigerleistenkönnens für die Dauer des Schulbesuchs zu ersparen.

Aus der dargestellten Rechtsprechung ist des Weiteren als Handlungsgrundsatz zu 
entnehmen, dass jede Beschulung am Maßstab des Kindeswohls auszurichten ist; dies 
betrifft   nicht nur die Schülerinnen und Schüler mit Behinderung selbst, sondern auch 
deren Mitschülerinnen und Mitschüler.

Die praktische Umsetzung der Inklusion in der Schule ist jedoch nicht nur eine Fra-
ge vorhandener oder zusätzlich erforderlicher Ressourcen, die unter Bezugnahme auf 
den Haushaltsvorbehalt häufi g als Begründung für fehlende Umsetzungsmöglichkei-
ten herangezogen wird, sondern auch der Bereitschaft , bereits innerhalb vorhande-
ner Strukturen und Regeln unkonventionelle, der Inklusion förderliche Wege über-
haupt beschreiten zu wollen. Dies wird beispielshaft  an dem vom SächsVerfGH zu 
entscheidenden Fall deutlich. Denn die vom SächsVerfGH zur Kompensation einer 
vorhandenen Behinderung ermöglichte Dehnung des Schulbesuchs in der gymnasi-
alen Oberstufe benötigt keinen zusätzlichen Ressourceneinsatz, beeinträchtigt weder 
Mitschülerinnen und Mitschüler noch Lehrkräft e und erfordert keine Änderung der 
Rechtslage, sondern lediglich die Bereitschaft , eingefahrene Wege zu verlassen.

Insoweit ist es einerseits erfreulich, dass Gerichte solche Wege ermöglichen, anderer-
seits aber auch bedauerlich, dass Behörden erst durch Gerichte dazu gebracht werden 
(müssen), solche Wege überhaupt zu beschreiten.

10 Wegen des Aufnahmevorrangs der Schülerinnen und Schüler mit Behinderung erhalten 
Schülerinnen und Schüler ohne Behinderung unter Umständen keine Aufnahmemöglichkeit 
an der gewünschten Schule.
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Aus dem vom VG Bremen zu entscheidenden Fall wird schließlich deutlich, dass die 
Umsetzung der Inklusion als Aufgabe aller Schulen nicht in das Belieben der Einzel-
schule gestellt ist, sondern insoweit der Einschätzungsvorrang der Entscheidungsträ-
ger greift , wodurch eine gleichmäßige Umsetzung der inklusiven Beschulung zumin-
dest gefördert wird.

Insgesamt ist festzustellen, dass die gerichtlichen Verfahren zwar geeignet sind, die 
Chancengleichheit auf der Verfahrensebene zu sichern, was unter rechtsstaatlichen 
Gesichtspunkten unverzichtbar ist, dass aber die individuelle Chancengleichheit je-
weils nur am Einzelfall gemessen werden kann, der auch nach den Vorgaben des 
Art.  3 GG jeweils individuell entschieden werden muss.

Hinweis der Redaktion: Als Hilfestellung sind die wesentlichen rechtlichen Regelungen, auf 
die in den Beiträgen des Heft es Bezug genommen wird, in einem das Heft  begleitenden 
Online-Anhang abgedruckt. Er ist unter folgendem Link abrufb ar: https://www.waxmann.
com/artikelART104608

Wolfgang Bott, Dr., geb. 1949, Ministerialrat. i.R., Geschäft sführer von HLP-Bildungs-
management, Frankfurt am Main
E-Mail: info@drwolfgangbott.de
Korrespondenzadresse: Im Klaf 21, 65207 Wiesbaden
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Zusammenfassung
Kaum ein Bereich schulischer Entscheidungen war und ist rechtlich so umstritten und 
pädagogisch so anspruchsvoll wie die Übergangsmodalitäten nach dem Ende der Grund-
schulzeit auf eine weiterführende Schule. Mit diesem Beitrag werden zunächst die ju-
ristischen Dimensionen des Verfahrens in ihrer historischen Genese mit Fokus auf das 
Bundesland Hessen beschrieben und rechtlich eingeordnet. Anschließend werden jen-
seits der bloßen Übergangsempfehlung die Phasen eines gelingenden Übergangs als pä-
dagogische Herausforderung mit Blick auf die Frage skizziert, wie dieser gelingen kann. 
Es zeigt sich, dass sich die Frage nach Chancengleichheit im Kontext von Übergangsre-
gelungen nicht auf die rechtlichen Vorgaben reduzieren lässt. Vielmehr realisieren sich 
Übertrittsentscheidungen erst mit dem faktischen Übertritt, der pädagogisch zu beglei-
ten ist, damit er erfolgreich bewältigt werden kann.
Schlüsselwörter: Übergänge, Schulrecht, Hessen

Th e Transition to Secondary Schools from a Legal and a Pedagogical 
Point of View
Abstract
Hardly any area of school decisions was and is legally so controversial and pedagogi-
cally so demanding as the transition modalities from primary to secondary school. Th is 
article fi rst describes the legal dimensions of the proceedings in their historical genesis 
with a focus on the federal state of Hesse. Th en, beyond the mere transition recommen-
dation, the phases of a successful transition are outlined as an educational challenge. It 
turns out that the question of equal opportunities in the context of transitional regulati-
ons cannot be reduced to legal requirements. Rather, transfer decisions are only realized 
within the actual transfer, which must be accompanied pedagogically so that it can be 
successfully managed.
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1 Die juristischen Dimensionen des Übergangsverfahrens

1.1 Entwicklungen der Regelungen im Bundesland Hessen

Um die heutige Rechtslage einordnen zu können, ist ein kurzer Rückblick auf frühere 
rechtliche Regelungen hilfreich, da dieser zeigt, welche Modalitäten es gab und wie es 
zur heutigen Regelungspraxis gekommen ist.

In der Zeit von 1949 bis 1955 war das Übertrittsverfahren in Hessen lediglich durch 
verwaltungsinterne Regeln festgelegt, nach denen die abgebende (Volks-)Schule auf-
grund der Ergebnisse eines landeseinheitlichen Tests in der Klasse 4 entschied, ob ein 
Schüler bzw. eine Schülerin an einem Ausleseverfahren zum Besuch einer weiterfüh-
renden Schule (Gymnasium, Mittelschule) teilnehmen durft e. Dieser Test wurde im 
Laufe der Jahre durch die Noten des Zwischenzeugnisses der Klasse 4 und die Beur-
teilung der Klassenlehrkraft  ersetzt.1

In dem Ausleseverfahren musste mindestens ein Notendurchschnitt von 2,5 erreicht 
werden, um in die gewünschte weiterführende Schule aufgenommen werden zu kön-
nen. Das erste Jahr an der weiterführenden Schule war zudem als Probejahr ausge-
staltet, sodass Schülerinnen und Schüler bei Unterschreiten der geforderten schuli-
schen Leistung an die Volksschule zurücküberwiesen werden konnten (vgl. hierzu 
Hess-Köller Anm. 1 zu § 5a HSchVwG).

Mit Verwaltungsvorschrift  vom 19.12.1960 (ABl., 1961, S.  8 ff .) wurden die Bestim-
mungen zum Übergang innerhalb der allgemeinbildenden Schulen in Hessen erst-
mals rechtssatzmäßig geregelt. Diese Bestimmungen, die mit Erlass vom 31.05.1972 
(ABl., S.  599) erneut in Kraft  gesetzt worden sind2, hatten vorgesehen, dass die El-
tern nach einer regelhaft  vorangegangenen Beratung mit der Klassenlehrkraft  über 
die Schulleitung der Volksschule bei der Schulleitung der gewünschten weiterführen-
den Schule die Aufnahme für ihr Kind beantragen konnten. Seitens der Volksschule 
wurden diesem Antrag die letzten beiden Zeugnisse, der Schüler- bzw. Schülerinnen-
bogen sowie ein Gutachten der Klassenlehrkraft  oder der Klassenkonferenz zur Bil-
dungsfähigkeit und dem Arbeitswillen des Schülers bzw. der Schülerin beigefügt, in 
dem auch zur Eignung für die gewünschte weiterführende Schule Stellung genom-
men wurde. Für den Fall der Übereinstimmung von Elternwunsch und schulischer 
Einschätzung war die Aufnahme an der gewünschten Schule vorgesehen. Im Diver-
genzfall musste sich der Schüler bzw. die Schülerin, sofern die Eltern ihren Antrag 
aufrechterhielten, einem mehrtägigen Ausleseverfahren unterziehen, das aus einem 
sechstägigen Probeunterricht in den Fächern Deutsch, Rechnen (sic) und Heimat-

1 Vgl. Hess-Köller Anm. 1 zu § 5a HSchVwG.
2 Verwaltungsvorschrift en treten in Hessen nach 10 Jahren automatisch außer Kraft  und sind 

dann erneut zu erlassen.
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kunde bestand und in dessen Verlauf eine Nacherzählung, eine Nachschrift  und zwei 
Rechenarbeiten anzufertigen waren.

Mit der auf §  58 Abs.  2 Nr.  2 HSchVwG fußenden Verordnung über die Übergän-
ge innerhalb der allgemeinbildenden Schulen vom 10.03.1983 (ABl., S.  293) wurde 
nach Einzug des Gesetzesvorbehalts in das Schulrecht die bisherige Regelung in ei-
ner rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechenden Weise mit geringen inhaltlichen 
Veränderungen fortgeführt. Nunmehr war vorgesehen, dass die Eltern ihr Kind über 
die Grundschulleitung bei der Leitung der gewünschten weiterführenden Schule (d. h. 
Realschule, Gymnasium oder vergleichbarer Schulzweig einer schulformbezogenen 
Gesamtschule) anmeldeten. Sofern die Klassenkonferenz der Grundschule ein Kind 
nur als bedingt geeignet für die gewünschte Schulform beurteilt hatte, war nach §  2 
Abs.  2 Satz 3 und § 3 Abs.  4 der Übergangsverordnung ein Gutachten zur Bildungsfä-
higkeit, zu den Leistungen und zum Arbeitswillen des Kindes anzufertigen. In diesen 
Fällen war nach §  4 Abs.  1 ÜbergangsVO ein fünft ägiger Probeunterricht mit min-
destens drei Stunden pro Tag vorgesehen, in dessen Verlauf das Kind drei schrift liche 
Arbeiten anzufertigen hatte (davon je eine in den Fächern Deutsch und Mathematik).

Mit der Verordnung vom 05.02.1988 (ABl., S.  39) wurde die bisherigen Rechtslage da-
hingehend verändert, dass nunmehr zunächst die abgebende Schule in einem Eig-
nungsgutachten feststellen sollte, für welchen weiterführenden Bildungsgang das Kind 
geeignet erscheint, ehe die Erziehungsberechtigten ihre Entscheidung treff en. Bei Ab-
weichungen zwischen Eignungsgutachten und elterlicher Wahlentscheidung sollte das 
Ergebnis eines Probeunterrichts über die weitere Schullaufb ahn entscheiden.

Diese Verordnung ist vom Hessischen Verwaltungsgerichtshof (HVGH) mit einem 
in einem Normenkontrollverfahren nach §  47 VwGO ergangenen Beschluss vom 
20.06.1988 (Az.: 6 N 1364/88) in Teilen für nichtig erklärt worden; insbesondere hat 
es der HVGH für unverhältnismäßig angesehen, dass in einer so wichtigen Frage wie 
der Entscheidung über die weitere Schullaufb ahn eines Kindes der Staat noch vor den 
Eltern das „erste Wort“ haben sollte. Darüber hinaus hat der HVGH die Regelung 
auch wegen ihres Eingriff scharakters mit der Lehre vom Gesetzesvorbehalt für unver-
einbar angesehen, da sie auf keiner gesetzlichen Grundlage beruhe.

Der hessische Gesetzgeber hat unter Beachtung dieser Rechtsprechung des HVGH 
durch die Einfügung des §  5a HSchVwG vom 17.03.1989 (GVBl. I, S.  101) und der 
darauf fußenden Verordnung über die Übergänge innerhalb der allgemeinbildenden 
Schulen bis zur Jahrgangsstufe 10 vom 05.05.1989 (ABl., S.  354) sowohl die notwen-
dige rechtssatzmäßige Regelung erlassen als auch die vom HVGH geforderte Reihen-
folge der Entscheidungen von Eltern und Schule bezüglich der Schullaufb ahnent-
scheidung getroff en.
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Mit dem Gesetz zur „Einführung der freien Wahl der Bildungswege und zur vor-
läufi gen Regelung der Übergänge nach der Grundschule und der Förderstufe“ vom 
13.06.1991 (GVBl. I, S.  181) wurde das Primat der elterlichen Entscheidung wieder-
hergestellt. Die nunmehr geltende Regelung des §  5a Abs.  2 HSchVwG gestand den 
Eltern die Wahl der weiterführenden Schulart zu; sofern die Klassenkonferenz die-
se Wahlentscheidung befürwortete, war das Kind an dieser aufzunehmen. Im Di-
vergenzfall musste die Klassenkonferenz ihren Beschluss schrift lich begründen. So-
fern die Eltern trotzdem an ihrer Wahlentscheidung festhielten, war die aufnehmende 
Schule – zumal es in Hessen nie eine Versetzung auf Probe gab – hieran gebunden.

In entsprechender Weise ist diese Regelung in § 77 des am 17.06.1992 verabschiede-
ten und zum 01.08.1993 in Kraft  getretenen HSchG (GVBl. I, S.  233 ff .) aufgenom-
men worden.

Mit der Schulgesetznovelle des Jahres 1999 (vom 30.06.1999, GVBl. I, S.  354) wur-
de das Verfahren dahingehend geändert, dass die Grundschule zunächst die Erzie-
hungsberechtigten nach ihren Vorstellungen fragen musste und danach eine eigene 
Einschätzung in Gestalt einer Bildungsempfehlung abgab.

Sofern Elternwunsch und schulische Einschätzung übereinstimmten, konnte das 
Kind seinen schulischen Werdegang ohne Einschränkungen entsprechend fortsetzen. 
Für den Fall, dass Elternwunsch und Einschätzung der Grundschule nicht überein-
stimmten, war die Grundschule verpfl ichtet, den Eltern eine weitere Beratung anzu-
bieten, zu deren Entgegennahme oder Beachtung die Erziehungsberechtigten jedoch 
nicht verpfl ichtet waren. Vielmehr stand es den Erziehungsberechtigten frei, nunmehr 
in eigener Zuständigkeit über den weiteren Bildungsgang ihres Kindes zu entschei-
den. Die Aufnahme an einer Schule des von den Erziehungsberechtigten gewünsch-
ten Bildungsgangs – nicht allerdings an einer konkreten Schule dieses Bildungsgangs 
– erfolgte dann unter dem Vorbehalt, dass die Schule bis zum Ende des 5. Schuljah-
res berechtigt war, bei Nichterfüllung der Leistungsvoraussetzungen eine Querverset-
zung des Kindes in einen weniger anspruchsvollen Bildungsgang gemäß §  75 Abs.  3 
HSchG zu beschließen. Mit der Versetzung in die Jahrgangsstufe 6 des gewünschten 
Bildungsgangs erfolgte die vorerst endgültige Zuordnung zu dem gewählten Bildungs-
gang.

Diese Form des Übergangs in die Sekundarstufe I ist mit der Novellierung des Schul-
gesetzes vom 14.07.2011 (GVBl. I, S.  265) wieder aufgegeben worden. Seitdem gilt in 
Hessen wieder das Letztentscheidungsrecht der Erziehungsberechtigten, denen seitens 
der Grundschule lediglich eine rechtlich unverbindliche Einschätzung zum weiteren 
schulischen Werdegang des Kindes zur Verfügung gestellt wird.
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Vergleichbare Übergangsregelungen ohne Letztentscheidungsrecht des Staates haben 
sich in der Folgezeit in den meisten Bundesländern – mit Ausnahme der Freistaaten 
Bayern und Sachsen – durchgesetzt (vgl. Art.  44 BayEUG; § 34 SächsSchG).

1.2 Rechtliche Einordnung

Bei der rechtlichen Einordnung der Modalitäten des Übergangs auf weiterführende 
Schulen ist von der verfassungsrechtlich gesicherten Grundposition auszugehen, dass 
die Entscheidung über den nach der Grundschule zu besuchenden Bildungsgang so-
wohl zentraler Bestandteil des in Art.  6 Abs.  2 GG geschützten Erziehungsrechts der 
Eltern ist, als auch zum selbstverständlichen Inhalt der dem Staat nach Art.  7 Abs.  1 
GG obliegenden Organisations- und Aufsichtsbefugnis gehört.

Der praktische Ausgleich dieser beiden grundgesetzlich einander gleichberechtigt ge-
genüberstehenden Positionen hat nach der Rechtsprechung des BVerfG (vgl. grund-
legend BVerfG vom 06.12.1972, AS 34, 165 ff .) nach dem Grundsatz der praktischen 
Konkordanz3 zu erfolgen. Insoweit ist bis heute unumstritten, dass der Staat be-
rechtigt ist, den Übergang nach Klasse 4 bzw. 6 in eine weiterführende Schule letzt-
verbindlich selbst zu regeln. Hierfür ist lediglich erforderlich, dass eine gesetzliche 
Grundlage vorhanden ist, in der die grundlegenden Voraussetzungen für den Über-
gang geregelt sind und des Weiteren verfahrensrechtlich sichergestellt ist, dass die Er-
ziehungsberechtigten als erste ihre Vorstellungen über den weiteren Bildungsgang 
ihres Kindes äußern können. Der Staat ist in diesem Verfahren erst in zweiter Li-
nie berechtigt zu entscheiden, ob er die Wahlentscheidung der Erziehungsberechtig-
ten teilt oder nicht. Das in den meisten Bundesländern zwischenzeitlich vorgesehene 
Letztentscheidungsrecht der Erziehungsberechtigten ist nach dieser verfassungsrecht-
lichen Ausgangslage zwar nicht geboten, aber jedenfalls zulässig und erscheint als 
pragmatische Lösung. Möglicherweise auft retende Dissensfälle, die sich im weiteren 
schulischen Werdegang als off ensichtliche Fehlentscheidung herausstellen, können 
entweder durch gezieltere Beratungen gelöst oder als Einzelfälle vom System aufge-
fangen und ausgehalten werden.

Im Sinne einer Liberalisierung der Übergangsmodalitäten könnte daher bei Vorhan-
densein eines funktionierenden Beratungssystems der Grundschule auf weitergehen-
de Instrumente staatlicher Lenkungsentscheidungen grundsätzlich verzichtet werden.

3 Praktische Konkordanz bezeichnet die notwendige Abwägung zweier miteinander kollidie-
render grundrechtlicher Güter (vgl. schon BVerfGE 41, 29 (103)).
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2 Übergangsprozesse von der Grundschule in die weiterführende 
Schule als pädagogische Aufgabe – ein Kommentar4

Der Übergang von der Grundschule in weiterführende Schulen lässt sich nicht auf 
bloße, formale Übergangsempfehlungen reduzieren. Im Sinne der Liberalisierung der 
Übergangsmodalitäten ist eine stärkere pädagogische ‚Einhegung‘ des Übergangspro-
zesses unerlässlich. An die Stelle der rechtlichen Steuerung tritt die pädagogische Be-
ratung und Begleitung der Schülerinnen und Schüler. Vor diesem Hintergrund han-
delt es sich beim Übergang um eine Phase, die mindestens ab der 5., idealerweise 
schon ab dem 2. Schulhalbjahr der 4. Klasse beginnt und pädagogisch begleitet wird. 
Diese Phase stellt für viele Schülerinnen und Schüler eine besondere Herausforde-
rung dar. Neue Klassenkameradinnen und Klassenkameraden, ein neuer Schulweg, 
ein größeres und unter Umständen unübersichtliches Gebäude bzw. Schulgelände, 
eine größere Anzahl von Lehrkräft en, die in der Klasse unterrichten u. a. m. können 
sich als große Hürden zu Beginn des ersten Schuljahres in der Sekundarstufe erwei-
sen.

Im Regelfall haben Sekundarstufenschulen im Grundschulbereich verschiedene Zu-
lieferschulen aus Stadtteilen bzw. benachbarten Gemeinden. Daher ist es notwendig, 
sich gemeinsam dieser für die Schülerinnen und Schüler so wichtigen Phase anzu-
nehmen und bereits das zweite Halbjahr des 4.  Schuljahres in die Planungen einzu-
beziehen. Nur so kann es gelingen, den Übergang zwischen den betroff enen Grund-
schulen und den Sekundarstufenschulen gut vorzubereiten und in der Stufe 5/6 
angemessen zu begleiten. 

Eine in diesem Sinne geeignete Konzeption könnte sich in drei Phasen gliedern:

Phase 1: Zeit der Entscheidungsfi ndung zum Übergang (etwa bis zu den Osterferien im 
4. Schuljahr)

Diese Phase betrifft   die Entscheidungsfi ndung der Eltern für den zukünft igen Werde-
gang ihrer Kinder. Hier fi nden Informationsveranstaltungen für die und Kontakte mit 
den Eltern, aber auch das Sammeln erster Erfahrungen durch die Schülerinnen und 
Schüler statt. Hierfür eignen sich unter anderem: 

• Tage der off enen Tür,
• Mitmachunterricht und
• Beratungsgespräche.

4 Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich auf die Erfahrungen und Schulleitungspraxis 
des Verfassers, Heinz Kipp.
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Phase 2: Zeit nach der Entscheidung und vor dem eigentlichen Übergang (etwa Ostern 
bis zu den Sommerferien)

Für die Sekundarstufenschule könnten folgende Aktivitäten im Rahmen eines Ken-
nenlerntages angeboten werden:

• Teilnahme am Regelunterricht;
• Teilnahme an besonderen Unterrichtsveranstaltungen, z. B. sportliche Aktivitäten, 

Unterricht mit digitalen Medien, Dichterlesungen, Darstellendes Spiel etc.;
• Kennenlernen der zukünft igen Klassen- bzw. Fachlehrkräft e;
• Gestaltung eines gemeinsamen Wandertags, eines Klassenfests o. ä.; 
• Durchführung eines Kennenlerntages zwischen den Lehrkräft en der weiterführen-

den Schule und Grundschullehrkräft en des vierten Schuljahres.

Um den Übergang zu erleichtern und ihn fl ießender zu gestalten, sollte die neue 
Schule ferner in Kontakt zu den Grundschulen ihres Einzugsgebietes stehen. So kön-
nen beispielsweise im 1.  Schulhalbjahr Treff en mit den Lehrkräft en der abgebenden 
Grundschulen und den Lehrkräft en der Sekundarstufenschulen stattfi nden. Auf die-
sen Zusammenkünft en tauschen sich die Lehrkräft e zum einen über einzelne Schüle-
rinnen und Schüler aus. Die Kolleginnen und Kollegen der Grundschule erfahren bei 
dieser Gelegenheit, wie sich ihre ehemaligen Schülerinnen und Schüler entwickeln. 
Die Lehrkräft e der weiterführenden Schule erhalten wichtige Informationen über ihre 
neuen Fünft klässlerinnen und Fünft klässler. Zum anderen erfolgt ein fachlicher Aus-
tausch. Hier kann beispielsweise über die Gestaltung und Bewertung von Klassenar-
beiten gesprochen oder das Anspruchsniveau von Schulbüchern verglichen werden. 
Um den Austausch eff ektiver zu gestalten, sollten sich die jeweiligen Fachsprecherin-
nen und Fachsprecher der einzelnen Schulen zu einem gesonderten Termin zusam-
menfi nden und die dort getroff enen Absprachen an ihre Kolleginnen und Kollegen 
weitergeben. 

Phase 3: Zeit nach dem Übergang (nach den Sommerferien bzw. nach der Einschulung)

Für die Schülerinnen und Schüler der 5. Klassen beginnt das Schuljahr in der Regel 
mit einer sogenannten ‚Einführungsphase‘ oder auch ‚Orientierungsphase‘, die sich 
über das erste Schulhalbjahr erstrecken kann. Ziel ist es, den Schülerinnen und Schü-
lern die Integration in die weiterführende Schule und vor allem in die jeweils neue 
Klasse zu erleichtern. Auch sollen dabei unterschiedliche Leistungsstände kompen-
siert und Grundlagen für eine erfolgreiche Arbeit an der Schule geschaff en werden. 
In den ersten Tagen und Wochen des Schuljahres werden die Schülerinnen und Schü-
ler mit der Organisation des Alltagsbetriebs an der besuchten Schule behutsam ver-
traut gemacht. Sie erfahren, wie der Unterrichtsablauf gestaltet ist und an wen sie sich 
bei Fragen wenden können.
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Eine wichtige Funktion der Einführungsphase bzw. Orientierungsphase ist die För-
derung des sozialen Lernens sowie der Gruppenbildungsprozesse in den Klassen. So 
können besonders zu Beginn Kennenlernspiele, gemeinschaft liche Lösungen von Auf-
gaben und kleine gemeinsame Unternehmungen das Einleben in das neue Umfeld 
fördern. Über die Gestaltung eines positiven Klassenklimas hinaus sollte eine allmäh-
liche Identifi kation mit der gesamten Schule angestrebt werden.

Zusätzlich kann der Übergang von der Grundschule in die weiterführende Schule er-
leichtert werden, indem 

• eine tragfähige Klassengemeinschaft  entsteht bzw. wächst;
• Schülerinnen und Schüler zu selbstständigem Arbeiten angeleitet werden; 
• Teamarbeit gefördert wird;
• Schülerinnen und Schüler in all ihren Bedürfnissen ernst genommen werden;
• soziales Lernen unterstützt und gefördert wird.

Weitere Möglichkeiten bieten zum Beispiel auch die Kontingentstundentafeln, die für 
jede Schulart festlegen, wie viele Jahreswochenstunden insgesamt in den Schuljahren 
bis zum Abschluss des Bildungsgangs zu erteilen sind. Wie diese Jahreswochenstun-
den jedoch auf die einzelnen Klassenstufen verteilt werden, entscheiden die einzel-
nen Schulen. Sie erhalten damit pädagogischen Freiraum und können die Verteilung 
der Stunden nutzen, um Schwerpunkte zu setzen und die Schulkonzepte zu gestalten. 
Aber auch die stärkere Einbindung der Planungen in an der Schule bereits vorhande-
ne Konzepte kann vielfältige Möglichkeiten eröff nen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es für die Planung des Übergangs 
von Schülerinnen und Schülern von der Grundschule in die weiterführende Schu-
le von großer Bedeutung ist, dass bei Grundschule und weiterführender Schule glei-
chermaßen das Bewusstsein vorhanden ist, dass isolierte Vorhaben, die nicht auf 
eine Verzahnung abzielen, keine große Wirkung entfalten werden. Damit Kinder den 
Übergang nicht als tiefen Einschnitt in ihrer persönlichen Schullaufb ahn erfahren, 
ist somit ein gemeinsames und abgestimmtes Vorgehen von abgebender und aufneh-
mender Schule erforderlich. Rückbezogen auf die Frage nach Chancengleichheit zeigt 
sich, dass die Frage nach der Herstellung materieller Chancengleichheit zwar von den 
Modalitäten der Übergangsempfehlung bedingt wird, sich jedoch nicht auf diese re-
duzieren lässt. Realisiert wird sie in der konkreten Ausgestaltung und pädagogischen 
Begleitung des Übertritts.

Hinweis der Redaktion: Als Hilfestellung sind die wesentlichen rechtlichen Regelungen, auf 
die in den Beiträgen des Heft es Bezug genommen wird, in einem das Heft  begleitenden 
Online-Anhang abgedruckt. Er ist unter folgendem Link abrufb ar: https://www.waxmann.
com/artikelART104608

https://www.waxmann.com/artikelART104608
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Zusammenfassung
Ausgehend vom Status Quo der Schulpfl icht in Deutschland gibt der Beitrag einen Über-
blick über Homeschooling in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und der 
Familiengerichte. Es zeigt sich, dass die Auff assung, Homeschooling bedeute unbesehen 
eine zu Eingriff en in die elterliche Sorge berechtigende Kindeswohlgefährdung, nicht in 
Einklang mit dem Elternrecht (Art. 6 Abs. 2 S.  1 GG) steht. Vielmehr entscheidend sind 
die Umstände des Einzelfalles, die das Familiengericht sorgfältig zu ermitteln hat. 
Schlüsselwörter: Bundesverfassungsgericht, Elternrecht, elterliche Sorge, Familiengericht, 
Homeschooling, Kindeswohlgefährdung, Schulpfl icht

Not Going to School as a Child Welfare Risk?
Homeschooling in the Case Law of the Federal Constitutional Court and the 
Family Courts

Abstract
Based on the status quo of compulsory school attendance in Germany, the article gives 
an overview of case law of the Federal Constitutional Court and the family courts on 
homeschooling. It turns out that the view that homeschooling implies a risk to the best 
interests of the child and justifi es encroachments on parental rights is not in line with 
parental law (Art. 6, Par. 2, S. 1 of the Basic Law). Rather, the circumstances of the in-
dividual case, which the family court must carefully determine, are decisive.
Keywords: Federal Constitutional Court, parental rights, parental custody, family court, 
homeschooling, child endangerment, compulsory school attendance
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1 Einleitung

Während fast alle europäischen und westlichen Staaten für eine Bildungs- oder Un-
terrichtspfl icht optiert haben, besteht in den Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land die Pfl icht zum Besuch einer Schule. Minderjährige ab sechs Jahren müssen am 
Unterricht und an den sonstigen Veranstaltungen einer Schule regelmäßig teilneh-
men. Die Erziehungsberechtigten sind sanktionsbewehrt1 verpfl ichtet, für die Erfül-
lung dieser Pfl icht zu sorgen. Bis auf wenige Ausnahmen sehen die Schulgesetze un-
ter besonderen Umständen die zwangsweise Zuführung vor (sog. Schulzwang). Den 
Schulbegriff  defi nieren die Gesetze nicht2, sie gewähren nur die Freiheit der Wahl 
zwischen öff entlichen Schulen und staatlich genehmigten oder anerkannten Privat-
schulen (Ersatzschulen).

Die mithin rigide verstandene Schulpfl icht bedeutet eine massenhaft e und beson-
ders intensive Verkürzung der Freiheit junger Menschen; in Spannung steht sie auch 
zu dem Erziehungsrecht der Eltern3. Nach herrschender Meinung sind diese Grund-
rechtsbeschränkungen verfassungsrechtlich gerechtfertigt. Art.  7 Abs.  1 GG4 setze ei-
nen sog. Bildungs- und Erziehungsauft rag des Staates voraus, der durch die landesge-
setzliche Schulpfl icht konkretisiert werde; die mit ihr einhergehenden Eingriff e in das 
Selbstbestimmungsrecht des Kindes und das Elternrecht seien zur Erreichung des le-
gitimen öff entlichen Zwecks geeignet, erforderlich und angemessen.

Nimmt ein schulpfl ichtiges Kind unentschuldigt nicht am Unterricht und den sonsti-
gen Schulveranstaltungen teil, werden die Schulbehörde, die Ordnungsbehörde und/
oder das Jugendamt regelmäßig aktiv. Nicht selten wird ein familiengerichtliches Ver-
fahren eröff net. Das Familiengericht hat in Ausübung des staatlichen Wächteramts5 
nach §  1666 Abs.  1 BGB bei Gefährdung des Kindeswohls die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treff en, wenn die Eltern nicht willens oder in 
der Lage sind, die Gefahr abzuwenden.6 Was gilt, wenn das betroff ene Kind aber zu 
Hause unterrichtet wird oder sonst schulbesuchsfrei lernt? Bedeutet Homeschooling 

1 Erziehungsberechtigte, die ihre Pfl icht vorsätzlich oder fahrlässig verletzen, begehen in allen 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland eine Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldbuße 
geahndet werden kann. In Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und im 
Saarland ist das „Entziehen eines anderen (von) der Schulpfl icht“ unter bestimmten Voraus-
setzungen sogar eine Straft at. Schulpfl ichtige, die zum Zeitpunkt der Tat bereits vierzehn 
Jahre alt sind, können in den meisten Ländern selbst mit Geldbuße belangt werden. 

2 Zum Schulbegriff  des Grundgesetzes jüngst Reimer (2021, S.  58 ff .).
3 Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG: „Pfl ege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der 

Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pfl icht.“
4 „Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.“
5 Art.  6 Abs.  2 Satz 2 GG: „Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft .“
6 Zu den gerichtlichen Maßnahmen gehören insbesondere „Gebote, für die Einhaltung der 

Schulpfl icht zu sorgen“ und „die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sor-
ge“ (§ 1666 Abs.  3 BGB). Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elter-
lichen Familie verbunden ist, sind nur zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, 
auch nicht durch öff entliche Hilfen, begegnet werden kann (§ 1666a Abs.  1 Satz 1 BGB). 
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stets eine Gefährdung des Kindeswohls? Während manche Familiengerichte dies be-
jaht haben, hat sich das Bundesverfassungsgericht dazu noch nicht geäußert.

2 Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

Die Erziehung des Kindes ist von Verfassungs wegen primär und bis zur Grenze der 
Kindeswohlgefährdung in die Verantwortung der Eltern gelegt, wobei dieses „natürli-
che Recht“ den Eltern nicht vom Staate verliehen worden ist, sondern als vorgegebe-
nes Recht anerkannt wird.7 Ein staatliches Erziehungsleitbild verfasst das Grundgesetz 
nicht. Eltern, deren sozioökonomische Verhältnisse, Werte und Verhaltensweisen sind 
grundsätzlich das Schicksal eines Kindes, d. h. Chance und Lebensrisiko zugleich.8 
Zum Wächteramt des Staates gehört es darum nicht, die bestmögliche Förderung des 
Kindes und seiner Fähigkeiten sicherzustellen.9 Sorgen darf der Staat nur für die Ein-
haltung gewisser Mindeststandards elterlicher Verantwortung.

Mit diesen Direktiven stellt das Bundesverfassungsgericht hohe Anforderungen be-
reits an die Begründung einer Gefahrenlage im Sinne des § 1666 Abs.  1 BGB. Bislang 
nicht geäußert hat es sich zu der Frage, ob und inwieweit familiengerichtliche Maß-
nahmen verfassungsrechtlich gerechtfertigt sind, wenn Eltern nicht für den Schulbe-
such sorgen, aber ihr Kind selbst zu Hause unterrichten oder es sonst schulbesuchs-
frei lernen lassen. Alle in Fällen von Homeschooling ergangenen Judikate, die das 
Bundesverfassungsgericht überhaupt mit Gründen versehen hat10, betreff en nicht fa-
miliengerichtliche Beschlüsse, sondern Maßnahmen der Schul- und Ordnungsbehör-
den sowie Entscheidungen der Verwaltungsgerichte und der Fachgerichte in Bußgeld- 
und Strafsachen. 

2.1 Fall Bartmann (1986)

Im Fall Bartmann beriefen sich die Beschwerdeführer11, gegen die im Ausgangsver-
fahren Geldbußen verhängt worden waren, auf den Respekt vor dem Willen ihres 
sechs Jahre alten Sohnes, nicht zur Schule zu gehen. Die 2. Kammer des Ersten Senats 
des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 05.09.1986 – 1 BvR 794/86) nahm die 
Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung an. „Die allgemeine Schulpfl icht und 
die sich daraus ergebenden weiteren Pfl ichten beschränken in zulässiger Weise das in 

7 BVerfGE 59, 360. Den überpositiven Charakter des Elternrechts hat das Bundesverfassungs-
gericht bereits in BVerfGE 1, 14 kräft ig herausgestrichen. 

8 BVerfG, FamRZ, 2010, 713; 2017, 1577.
9 BVerfG, FamRZ, 2014, 907; 2015, 112.
10 Die Verfassungsbeschwerde bedarf der Annahme zur Entscheidung (§ 93a Abs.  1 BVerfGG 

i. V. m. Art.  94 Abs.  2 GG). Die Ablehnung der Annahme muss nicht begründet werden 
(§ 93d Abs.  1 Satz 3 BVerfGG).

11 Anmerkung der Redaktion: Auf Wunsch des Autors wird ausschließlich das generische Mas-
kulinum verwendet.
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Art.  6 Abs.  2 Satz  1 GG gewährleistete elterliche Bestimmungsrecht über die Erzie-
hung des Kindes.“ Die Beschwerdeführer, die nur „ihre eigenen pädagogischen Vor-
stellungen durchsetzen“ wollten, verkennten die rechtliche und tatsächliche Ausgangs-
lage. Von einer freien Entscheidung gegen den Schulbesuch, die es zu respektieren 
gelte, könne bei einem Sechsjährigen keine Rede sein; das Grundgesetz selbst setze 
die „Notwendigkeit einer Bevormundung von Kindern“ voraus.

2.2 Fall Treu (1989)

Derselbe Spruchkörper (2.  Kammer des Ersten Senats) führte im Nichtannahme-
beschluss vom 21.04.1989 – 1 BvR 235/89 (Fall Treu) aus, allein das pauschale Vor-
bringen der Beschwerdeführer, die Schule mache ihren Sohn krank und das derzei-
tige Schulsystem erwecke Ängste in den Schülerinnen und Schülern, biete „keinen 
konkreten Anhaltspunkt für eine verfassungsrechtliche Kontrolle“. Eltern hätten kei-
nen Anspruch darauf, dass Schule so organisiert und der Unterricht so gestaltet sein 
muss, wie es ihren eigenen pädagogischen Anschauungen entspricht. Darüber hinaus 
hätten Eltern es „hinzunehmen, dass der Staat seinen verfassungsrechtlichen Erzie-
hungsauft rag nach seinen bildungspolitischen Vorstellungen zu verwirklichen sucht“. 
Ein gegen den Schulbesuch gerichtetes Selbstbestimmungsrecht von Kindern sei mit 
dem Grundgesetz nicht vereinbar. Auf die Freiheit ihres Gewissens könnten sich die 
sorgeverpfl ichteten Beschwerdeführer nicht berufen.

2.3 Fall Konrad (2003)

Im Fall Konrad richteten sich die Beschwerdeführer gegen die Ablehnung einer Ge-
nehmigung zur Erteilung von elterlichem Heimunterricht außerhalb staatlicher oder 
privater Schulen. Die 2.  Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts 
nahm auch diese Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung an (Beschluss vom 
29.4.2003 – 1 BvR 436/03) und führte zur Begründung aus:

„Die Pfl icht zum Besuch der staatlichen Grundschule dient dem legitimen Zweck 
der Durchsetzung des staatlichen Erziehungsauft rags und ist zur Erreichung die-
ses Ziels geeignet und erforderlich. Dieser Auft rag richtet sich nicht nur auf die 
Vermittlung von Wissen, sondern auch auf die Heranbildung verantwortlicher 
Staatsbürger, die gleichberechtigt und dem Ganzen gegenüber verantwortungsbe-
wusst an den demokratischen Prozessen in einer pluralistischen Gesellschaft  sol-
len teilhaben können. […] soziale Kompetenz im Umgang auch mit Andersden-
kenden, gelebte Toleranz, Durchsetzungsvermögen und Selbstbehauptung einer 
von der Mehrheit abweichenden Überzeugung können eff ektiver eingeübt wer-
den, wenn Kontakte mit der Gesellschaft  und den in ihnen vertretenen unter-
schiedlichsten Auff assungen nicht nur gelegentlich stattfi nden, sondern Teil einer 
mit dem regelmäßigen Schulbesuch verbundenen Alltagserfahrung sind.“
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2.4 Fall Bauer (2006)

Die Verfassungsbeschwerde im Fall Bauer wurde von Eltern erhoben, die wegen Ent-
ziehung ihrer Kinder (von) der Schulpfl icht gemäß §  182 Abs.  1  HSchG (Hessisches 
Schulgesetz)12 schuldig gesprochen und (lediglich) mit Strafvorbehalt verwarnt wor-
den waren. Im Nichtannahmebeschluss vom 31.05.2006 – 2 BvR 1693/04 – über-
nahm die 1.  Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts die oben 
zitierte Konrad-Formel und führte weiter aus, dass der Widerspruch zwischen dem 
strafb ewehrten Handlungsgebot – die Teilnahme ihrer Kinder am Unterricht einer 
anerkannten Schule – und den eigenen Glaubensüberzeugungen sich im Falle der Be-
schwerdeführer nicht als derart ausweglos erweise, dass diese berechtigt gewesen wä-
ren, dem Verbotsgesetz zuwider zu handeln. 

2.5 Fall Schaum (2014)

Ebenfalls die Strafb arkeit von Eltern betraf die Verfassungsbeschwerde im Fall 
Schaum. Obwohl die Ausgangsgerichte, die die Beschwerdeführer gemäß § 182 Abs.  1 
HSchG schuldig gesprochen und zu Geldstrafen verurteilt hatten, gerade nicht fest-
gestellt hatten, dass das Wohl der Kinder durch die häusliche Unterrichtung gefähr-
det war, nahm die 2. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts auch 
diesen außerordentlichen Rechtsbehelf nicht zur Entscheidung an. Nach Ansicht der 
Kammer, die in dem Beschluss vom 15.10.2014 – 2 BvR 920/14 auch breite Ausfüh-
rungen zur Gesetzgebungsbefugnis des Landes macht und die Strafnorm des §  182 
Abs.  1 HSchG scharf abgrenzt gegenüber § 171 StGB (Verletzung der Fürsorge- und 
Erziehungspfl icht), verhindert
 

„selbst ein mit erfolgreichen Ergebnissen einhergehender Hausunterricht […] 
nicht, dass sich die Kinder vor einem Dialog mit Andersdenkenden und -gläu-
bigen verschließen, und ist deshalb nicht geeignet, die insbesondere in einer 
Klassengemeinschaft  gelebte Toleranz gegenüber einem breiten Meinungsspek-
trum nachhaltig zu fördern“.

3 Familiengerichtliche Rechtsprechung

Die jüngere Judikatur in Familiensachen ist uneinheitlich.13 Während einige Fachge-
richte die früher anerkannte Gleichung Nichtschulbesuch = Kindeswohlgefährdung auf-
gegeben haben, verteidigen andere sie weiterhin. In die zuletzt genannte Kategorie 

12 „Wer einen anderen der Schulpfl icht dauernd oder hartnäckig wiederholt entzieht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessät-
zen bestraft .“

13 Zur familiengerichtlichen Rechtsprechung bis 2015 vgl. Vogt (2016, S.  95 ff .).
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fallende Sorgerechtsentscheidungen referieren gewöhnlich zwei Beschlüsse des Bun-
desgerichtshofs vom 11.07.2007 (XII ZB 41/07 und XII ZB 42/07)14, allerdings re-
gulieren sie ihr Zwischenergebnis (Nichtschulbesuch  =  Kindeswohlgefährdung) am 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und gelangen so häufi g zu dem Ergebnis, von fa-
miliengerichtlichen Maßnahmen abzusehen.

3.1 Oberlandesgericht Nürnberg (Beschluss vom 15.09.2015 – 9 UF 542/15 
– und Beschluss vom 18.11.2016 – 9 UF 551/16)

In einem turbulenten Fall aus Franken wurde das Kindesschutzverfahren 2012 einge-
leitet, weil das betroff ene im Frühjahr 2006 geborene Kind nicht am Schulunterricht 
teilnahm. Im März 2015 entzog das Amtsgericht – Familiengericht – gemäß §  1666 
Abs.  1 BGB der allein sorgeberechtigten Kindesmutter Teile der elterlichen Sorge 
(„Recht zur Regelung schulischer Angelegenheiten“, „Aufenthaltsbestimmungsrecht, 
soweit es die Durchführung des Schulbesuchs betrifft  “, „Recht Hilfe zur Erziehung zu 
beantragen“), ordnete insoweit Ergänzungspfl egschaft  an und ermächtigte den Ergän-
zungspfl eger, 

„die Herausgabe des Kindes zum Schulbesuch notfalls unter Einsatz von Gewalt 
und mittels Betreten und Durchsuchung der Wohnungen beider Eltern sowie 
unter Inanspruchnahme der Hilfe des Gerichtsvollziehers oder der Polizei zu er-
zwingen“.

Die dagegen eingelegten Beschwerden der Kindeseltern und des weitere Sorgerechts-
eingriff e begehrenden Jugendamts wies das Oberlandesgericht Nürnberg – 9. Zivilse-
nat und Senat für Familiensachen – durch Beschluss vom 15.09.2015 – 9 UF 542/15 – 
als unbegründet zurück.

Nachdem das betroff ene Kind am Schulunterricht lediglich von April 2015 bis Ok-
tober 2015 teilgenommen hatte, hob das Amtsgericht im März 2016 auf Antrag der 
Kindesmutter seinen rechtskräft ig gewordenen Beschluss vom Vorjahr auf und sah 
von familiengerichtlichen Maßnahmen ab. Dagegen legte das Jugendamt Beschwer-
de ein; zur Begründung trug es insbesondere vor, der bisherige Entzug der Teilsor-

14 Danach kann ein „Missbrauch der elterlichen Sorge, der das Wohl der Kinder nachhaltig 
gefährdet“ und Maßnahmen des Familiengerichts nach §§ 1666, 1666a BGB erfordert, darin 
liegen, dass sich Eltern beharrlich weigern, ihre Kinder der öff entlichen Grundschule oder 
einer anerkannten Ersatzschule zuzuführen. Von der Einholung eines Sachverständigengut-
achtens, meint der Bundesgerichtshof (a. a. O.) weiter, habe das Beschwerdegericht im Aus-
gangsverfahren absehen dürfen. „Der Erhebung eines solchen Sachverständigengutachtens 
bedurft e es […] nicht, da sich die vom Oberlandesgericht – in Anlehnung an die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts – geschilderten Vorzüge eines nicht hausgebundenen 
Unterrichts ebenso wie die relativen Nachteile eines Hausunterrichts dem tatrichterlichen 
Sachverstand ohne weiteres erschließen und sich zudem mit der Einschätzung des deut-
schen Schulgesetzgebers wie auch des Bundesverfassungsgerichts decken.“



Nichtschulbesuch als Kindeswohlgefährdung?

457DDS, 113. Jg., 4(2021)Fallbezogene Berichte zum Schwerpunktthema

gerechtsbereiche sei unzureichend, es bedürfe eines umfassenderen Rechts des Er-
gänzungspfl egers auf Unterbringung notfalls in einer Jugendhilfeeinrichtung, um den 
Schulbesuch des Betroff enen sicherzustellen. Diesem Rechtsmittel aber verhalf das 
Oberlandesgericht Nürnberg – 9.  Zivilsenat und Senat für Familiensachen – nicht 
zum Erfolg (Beschluss vom 18.11.2016 – 9 UF 551/16).

Nach Auff assung des Senats bedeutet der Nichtbesuch einer Schule eine Kindeswohl-
gefährdung. Zwar sei in dem Fall kein Zurückstehen hinter dem Wissensstand und 
den kognitiven Fähigkeiten Gleichaltriger festzustellen. Der Betroff ene, an dessen so-
zialer Kompetenz nach den amtsgerichtlichen Feststellungen keine Zweifel bestün-
den, „wirkt in seiner geistigen Entwicklung durchaus altersgerecht“. Darauf komme 
es jedoch nicht an. Ob und mit welchem Erfolg es den Eltern bisher gelungen ist, ei-
nen altersangemessenen Lern- und Bildungsstand ihres Kindes zu gewährleisten, sei 
nicht entscheidend. Denn es gelte „der staatliche Bildungs- und Erziehungsauft rag 
der Schule“ (Art.  7 Abs.  1 GG), und dieser richte sich über die Vermittlung von Wis-
sen hinaus auch auf die „Aufgabe, den Kindern durch einen gemeinsamen Schulbe-
such die Gelegenheit zu geben, in das Gemeinschaft sleben in der Gesellschaft  hinein-
zuwachsen“.

Gleichwohl war nach Überzeugung des Senats ein Eingriff  in das elterliche Sorgerecht 
„nicht mehr aufrechtzuerhalten“. Erfolgreich abgewendet werden könne die Kindes-
wohlgefährdung nur durch eine Trennung des Kindes von seinen Eltern, aber eine 
solche Maßnahme zur Durchsetzung der Schulpfl icht „erscheint […] nicht mehr ver-
hältnismäßig“;

„Eine Herausnahme aus diesem stabilen Umfeld verbunden mit einer dauerhaf-
ten Fremd- oder Internatsunterbringung würde […] zu einer eigenständigen er-
heblichen Beeinträchtigung des Kindeswohls führen, die den hierdurch erstreb-
ten Zweck, nämlich den Schulbesuch des Kindes sicherzustellen und die aus der 
Nichtbeschulung resultierenden Nachteile abzuwenden, im Ergebnis nicht recht-
fertigen kann.“

Ein geringerer Eingriff  in das elterliche Sorgerecht sei ebenfalls „nicht mehr gerecht-
fertigt“, nachdem sich der vom Amtsgericht bereits im März 2015 beschlossene teil-
weise Sorgerechtsentzug „als ungeeignet zur Abwendung der bestehenden Kindswohl-
gefahr erwiesen“ habe: „Die schulverweigernde Haltung der Eltern hat sich hierdurch 
nicht verändert.“ Wegen der „weltanschaulich begründeten beharrlichen Weigerung 
der Eltern, den Schulbesuch ihres Kindes zu gewährleisten“, stelle sich auch das fami-
liengerichtliche Gebot, für die Einhaltung der Schulpfl icht zu sorgen (§  1666 Abs.  3 
Ziff er 2 BGB) als „nicht zielführend“ dar.
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3.2 Oberlandesgericht Schleswig (Beschluss vom 27.12.2018 – 
10 UF 176/18)

Auch nach Auff assung des schleswig-holsteinischen Oberlandesgerichts – 2.  Famili-
ensenat – stellt der unterbliebene Schulbesuch eines Kindes ab der 6. Klasse eine ge-
genwärtige und erhebliche Kindeswohlgefährdung dar. Der „staatliche Bildungs- und 
Erziehungsauft rag der Schule“ diene über die Vermittlung von Wissen hinaus auch 
der Aufgabe der Integration „in ein Gemeinschaft sleben außerhalb der Familie“. Fa-
miliengerichtlichen Maßnahmen zur Durchsetzung der Schulpfl icht könne aber der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entgegenstehen. Dies könne der Fall sein, wenn 
eine 14-Jährige wiederholt und nachhaltig äußert, nur noch „selbstbestimmt“ außer-
halb der Schule lernen zu wollen, sie die sog. „Kulturtechniken“ beherrscht und über 
angemessenes Grundwissen und angemessene Sozialkompetenz verfügt.15 Der wie-
derholt und nachhaltig geäußerte Wille der bei Erlass der obergerichtlichen Entschei-
dung bereits 15 Jahre alten Betroff enen, bis auf weiteres nur noch „selbstbestimmt“ 
außerhalb der Schule zu lernen, könne familienrechtlich nicht unbeachtet bleiben. 
Der Kindeswille sei Ausdruck der verfassungsrechtlich zu achtenden Selbstbestim-
mung des Kindes und erlange mit dem Alter des Kindes zunehmend an Bedeutung. 
Ein gegen den ernsthaft en Widerstand eines Kindes erzwungenes Verhalten könne 
durch die Erfahrung der Missachtung der eigenen Persönlichkeit unter Umständen 
mehr Schaden verursachen als Nutzen bringen.

3.3 Oberlandesgericht Düsseldorf (Beschluss vom 25.07.2018 – 2 UF 
18/17), Oberlandesgericht Naumburg (Beschluss vom 02.05.2019 – 
3 UF 142/18) und Oberlandesgericht Hamm (Beschluss vom 11.10.2019 
– 3 UF 116/19)

Verzichtet auf die Rezeption der Gleichung Nichtschulbesuch = Kindeswohlgefährdung 
hat der 2.  Senat für Familiensachen des Oberlandesgerichts Düsseldorf. In diesem 
Fall hatte Ende 2016 das Amtsgericht – Familiengericht – der allein sorgeberechtigten 
Kindesmutter unter Fristsetzung insbesondere aufgegeben, das betroff ene 2005 gebo-
rene Kind an einer öff entlichen Schule oder einer anerkannten Ersatzschule anzumel-
den und es einer Beschulung zuzuführen. Im Verfahren über die dagegen eingelegten 
Beschwerden des Kindes und seiner Mutter erachtete der angerufene Senat nach Ein-
holung von Sachverständigengutachten und mündlicher Verhandlung die Rechtsmit-
tel für begründet. In den Gründen des obergerichtlichen Beschlusses vom 25.07.2018 
– 2 UF 18/17 – wird ausgeführt: Dass der unterdessen 13 Jahre alte Betroff ene

15 Vgl. FamRZ 2019, 453.
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„bislang weder eine öff entliche Schule noch eine staatlich anerkannte Ersatz-
schule besucht hat und anzunehmen ist, dass er dies auch in Zukunft  nicht tun 
wird, reicht allein für familiengerichtliche Maßnahmen nach § 1666 BGB nicht 
aus“. 

Der Entwicklungsstand des Kindes „in körperlicher, kognitiver, sprachlicher, motiva-
tionaler, emotionaler und sozialer Hinsicht [sei] als normgerecht einzustufen und in 
jeder Hinsicht altersgemäß“. Auch vor dem Hintergrund des Ergebnisses des schul-
psychologischen Gutachtens lasse sich „bei weiterhin unterbleibendem Schulbesuch“ 
eine „erhebliche Schädigung […] nicht mit der erforderlichen Sicherheit feststellen“.

Dieser Entscheidung haben sich das Oberlandesgericht Naumburg – 1. Senat für Fa-
miliensachen, mit Beschluss vom 02.05.2019 – 3 UF 142/18 – und das Oberlandesge-
richt Hamm – 3. Familiensenat, mit Beschluss vom 11.10.2019 – 3 UF 116/19 – an-
geschlossen. Nach den Leitsätzen der zuletzt genannten Entscheidung16 stellt allein 
die Weigerung der Eltern, ihr Kind auf einer öff entlichen Schule oder einer staatlich 
anerkannten Ersatzschule beschulen zu lassen, keine Kindeswohlgefährdung dar, die 
sorgerechtliche Maßnahmen nach §  1666 BGB rechtfertigen würde, wenn sie dem 
Kind durch Heimbeschulung hinreichend Wissen vermitteln und keine konkreten 
Anhaltspunkte für eine Gefährdung der körperlichen, kognitiven, sprachlichen, mo-
tivationalen, emotionalen und sozialen Entwicklung des Kindes vorliegen. Zur Beur-
teilung möglicher, sich aus der fehlenden Regelbeschulung ergebender kindeswohlge-
fährdender Umstände bedürfe es einer sachverständigen Begutachtung, die auch die 
Ermittlung des bisherigen Wissensstandes umfasst.

4 Ergebnis 

Die Auff assung, Homeschooling bedeute per se eine Kindeswohlgefährdung, fi ndet in 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts keine Stütze. Sie wird in der fa-
miliengerichtlichen Judikatur nur noch selten vertreten, jüngst vom Oberlandesge-
richt Celle (Beschluss vom 02.06.2021 – 21 UF 205/20), und ist zu Recht im Rückzug 
begriff en. Für die Durchsetzung der Pfl icht zum Besuch einer Schule im organisato-
risch-formalen Sinne mag es sozialpolitische Argumente geben. Solche überindividu-
ellen Interessen müssen im Kontext der tatbestandlich begrenzten Ermächtigung der 
Familiengerichte aber dahingestellt bleiben. Aspekte des Gemeinwohls dürfen wegen 
des Telos des § 1666 BGB, der Ideologieanfälligkeit des unbestimmten Kindeswohlbe-
griff s und der als Abwehrrechte gegen den Staat zu begreifenden Grundrechte nicht 
dazu führen, dass auf die fundierte Prüfung verzichtet wird, ob die Nichterfüllung 
der Schulpfl icht im individuellen Fall das Wohl des betroff enen Kindes gegenwärtig 
und nachhaltig gefährdet (vgl. Fröschle, 2018, S.  219). Der Schluss vom Homeschoo-

16 Vgl. FamRZ, 2020, 344.
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ling auf eine Kindeswohlgefährdung im Sinne des § 1666 Abs.  1 BGB ist keineswegs 
zwingend; vielmehr entscheidend sind die Umstände des Einzelfalls, die das Famili-
engericht sorgfältig zu ermitteln hat, etwa durch Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens. Damit nicht beantwortet sind rechtsdogmatische Fragen, die sich jenseits 
des Familienrechts insbesondere im Schulrecht stellen, und die rechtspolitische Frage, 
ob die Schulpfl icht weniger eng begriff en und durch eine Bildungspfl icht ersetzt wer-
den sollte (vgl. Reimer in diesem Heft , S. 409–421).
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Zusammenfassung
In dem Beitrag stellen wir ein Projekt vor, in dem wir Schulpolitiken der 16 Bundeslän-
der seit 1949 aufgearbeitet haben. Die so erarbeitete schulrechtliche Datenbank ist über 
einen Zeitraum von zehn Jahren entstanden und wird fortlaufend aktualisiert. Mit ihr 
können schulrechtliche Veränderungen historisch im Vergleich der Bundesländer analy-
siert werden. Dargelegt wird auch, welche interdisziplinären Forschungsfragen mithilfe 
der Datenbank untersucht werden können, wie sie zukünft ig weiterentwickelt wird und 
wie sie der Fachöff entlichkeit mittelfristig zur Verfügung gestellt werden soll.
Schlüsselwörter: Bildungsungleichheit, Bundesländer, Datenbank, Reformtätigkeit, Schul-
system, Schulrecht

Th e Database “Changes in School Law in the German Federal States” 
(SVDBL)
Abstract
In this article, we present a project in which we have reconstructed school policies of the 
16 German states since 1949. Th e database has been developed over a period of 10 years 
and is continuously updated. It can be used to analyse changes in school law in a histor-
ical comparison of the German states. We also outline what kind of interdisciplinary re-
search questions can be investigated with the help of the database, how it will be devel-
oped further in future, and how it will be made available to the professional public in 
the medium term.
Keywords: educational inequality, database, federal states, reform, school system, school 
law
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1 Einleitung

Bereits zu Beginn unserer ‚Bildungsforschungskarrieren‘ haben wir ein gewisses Un-
behagen darüber verspürt, dass im deutschen Bildungsföderalismus zwar 16 Schul-
systeme existieren, jedoch über die schulrechtliche Ausgestaltung und Entwicklung 
dieser Systeme ebenso wie über die Auswirkungen einzelner schulrechtlicher Gestal-
tungsmerkmale auf (soziale) Bildungsungleichheiten relativ wenig bekannt ist. Aus 
diesem Unbehagen entstand Ende der 2000er Jahre bei uns der Wunsch, eine Da-
tenbank schulrechtlicher Regelungen der 16 Bundesländer zu erstellen, um auf die-
ser Grundlage deren Schulsystemgestaltung gleichsam ‚vermessen‘ zu können. Schul-
rechtliche Vorgaben in Form von Schulgesetzen, Verordnungen und Erlassen legen 
die Handlungsspielräume und Abläufe beim Zugang zu Lerngelegenheiten und Bil-
dungszertifi katen fest und eine grundlegende Annahme des Projektes war, dass schul-
rechtliche Unterschiede in der Ausgestaltung von Schulsystemen zu je nach Bundes-
land unterschiedlichen Bildungschancen führen.

Th eoretische Basis der ausgewählten Indikatoren waren zum einen Vorarbeiten von 
Susanne von Below (2002), die die Gestaltungsmerkmale von Bildungssystemen ent-
lang der Dimensionen „Struktur“, „Kontrolle von Inhalten“ und „Inhalte“ beschrieben 
hat, sowie zum anderen bildungssoziologische Überlegungen, wie sich schulrechtliche 
Regelungen auf (soziale) Bildungsungleichheiten beim Erwerb von Bildungszertifi ka-
ten auswirken können. Hierfür haben wir auf Grundlage der Werterwartungstheorie 
Annahmen darüber formuliert, wie sich bestimmte Regelungen auf soziale Ungleich-
heiten auswirken (könnten). So könnte eine Verlängerung der Schulzeit (z. B. G8- und 
G9-Gymnasien) zu einer Vergrößerung sozialer Ungleichheiten führen, weil mit der 
Bildungsgangdauer die Kosten für den gymnasialen Bildungsgang steigen. Demgegen-
über sollten Regelungen, die das Risiko einer Bildungs(fehl)entscheidung verringern 
(z. B. automatische Zuerkennung eines Abschlusses nach Beendigung der Sek.  I auf 
dem Gymnasium), eher zu einer Verringerung von sozialen Bildungsungleichheiten 
führen. Inwieweit die verschiedenen schulrechtlichen Regelungen tatsächlich soziale 
Ungleichheiten beeinfl ussen, ist bisher indes kaum untersucht.

Hätten wir damals gewusst, wie naiv unsere Vorstellung war, die Schulsysteme der 
deutschen Bundesländer vergleichbar zu machen, hätten wir das hier vorgestellte 
Projekt einer Datenbank schulrechtlicher Regelungen wohl nie begonnen: Mit gro-
ßem personellen Mitteleinsatz wurden am Wissenschaft szentrum Berlin für Sozial-
forschung (WZB) mehr als 6.000 juristische Dokumente ausgewertet (vgl. hierzu auch 
Helbig & Nikolai, 2015b) und auf dieser Grundlage die schulrechtliche Entwicklung 
in den deutschen Bundesländern für den Zeitraum der Schuljahre 1949/50 (für die 
ostdeutschen Länder seit 1990/91) bis 2009/10 dokumentiert. 2015 konnten wir mit 
der Studie „Die Unvergleichbaren“ (Helbig & Nikolai, 2015a) unter Rückgriff  auf die 
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nunmehr bestehende Datenbank erstmals eine einzigartige Gesamtschau schulrechtli-
cher Regelungen in den 16 Bundesländern vorlegen.

Im Folgenden stellen wir vor, welche schulrechtlichen Gesichtspunkte wir für die Da-
tenbank erhoben haben, welche Fragen mit der Datenbank beantwortet werden kön-
nen und welche nächsten Schritte wir mit der Datenbank verfolgen bzw. planen.

2 Was in dem Projekt erhoben wurde

Ziel des Projekts war es, mehr als 60 Jahre schulrechtliche Entwicklung zu beschrei-
ben, zu analysieren und darauf aufb auend Typen von Schulsystemen im Zeitverlauf 
zu identifi zieren. Um Kausalanalysen zur Wirkung schulrechtlicher Regelungen auf 
Bildungsverläufe durchführen zu können, war uns von vornherein klar, dass wir uns 
nicht mit einer Querschnittserhebung würden begnügen können, sondern die schul-
rechtlichen Regelungen der Bundesländer im Zeitverlauf aufarbeiten mussten. In un-
serer Studie „Die Unvergleichbaren“ (Helbig & Nikolai, 2015a1) haben wir für die 
Schuljahre 1949/50 bis 2009/10 anhand von rund 60 Indikatoren untersucht, wie sich 
die schulrechtlichen Regelungen in den Bundesländern entwickelt haben. Dabei wur-
den drei Dimensionen der Schulorganisation berücksichtigt: Strukturen (z. B. Schul-
formen, Dauer bis zum Abitur), Kontrolle von Inhalten (z. B. Notenbindung bei der 
Gymnasialempfehlung) und Inhalte (Vorhandensein und Stundenumfang bestimmter 
Fächer). Der Fokus lag dabei neben der allgemeinen Ausgestaltung der Schulstruk-
turen vor allem auf dem Zugang zum Gymnasium bzw. zur allgemeinen Hochschul-
reife. Dadurch, dass das Gymnasium die einzige Schulform ist, die über die gesamte 
Untersuchungsperiode in allen Bundesländern existierte, war dies für uns eine folge-
richtige Entscheidung, gerade um die Rolle des Schulrechts für Bildungsungleichhei-
ten beim Gymnasialbesuch zu untersuchen. Regelungen zu den anderen Schulformen 
(z. B. Hauptschule, Realschule, Förderschulen) haben wir zunächst nicht berücksich-
tigt bzw. nur dann, wenn diese die Aufnahme von Schüler*innen ins Gymnasium be-
trafen (z. B. Regelungen für den Übergang von der Realschule zum Gymnasium nach 
Klasse 6).

1 https://www.pedocs.de/volltexte/2015/11095/pdf/Helbig_Nikolai_2015_Die_Unvergleichba-
ren.pdf.

https://www.pedocs.de/volltexte/2015/11095/pdf/Helbig_Nikolai_2015_Die_Unvergleichbaren.pdf
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Tab. 1: Notenbindung, bindende Empfehlung und Aufnahmeprüfung als Kriterien für den 
Übergang von der Grundschule/schulartenunabhängigen Orientierungsstufe auf 
das Gymnasium in den deutschen Bundesländern 1949/50 bis 2009/10 (reduzierter 
Auszug).

Quelle: Helbig & Nikolai 2015a, S.  150–151.
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Zur Anschauung sind in Tabelle 1 die seit 1949/50 geltenden Regelungen zur Noten-
bindung, bindenden Empfehlung und Aufnahmeprüfung als Kriterium für den Über-
gang von der Grundschule bzw. schulartenunabhängigen Orientierungsstufe auf das 
Gymnasium festgehalten.

Mithilfe der unterschiedlichen Indikatoren war es nicht nur möglich, zu erkunden, 
was wann für die einzelnen Schulsysteme der Bundesländer galt. In unserer Studie 
„Die Unvergleichbaren“ (Helbig & Nikolai, 2015a) gehen wir auf Basis einer Vielzahl 
von Sekundärquellen auch auf die Gründe ein, warum bestimmte Regelungen in ei-
nem Bundesland eingeführt oder zurückgenommen wurden und wie Bundesländer 
auf schulrechtliche Regelungen in anderen Bundesländern reagierten. Zudem konn-
ten wir auch Konjunkturen bildungspolitischer Reformen herausarbeiten. In der Di-
mension der Struktur zeigte sich z. B., dass die ‚Nach-PISA-Zeit‘ zwar viele schul-
rechtliche Veränderungen aufwies, aber bei weitem nicht als das reformfreudigste 
Jahrzehnt gelten kann. Die meisten schulrechtlichen Veränderungen gab es vielmehr 
in den 1960er Jahren. Dagegen wurden in den 1980er und 1990er Jahren kaum schul-
strukturelle Veränderungen in den Bundesländern vorgenommen.

3 Für welche Fragen in Bildungsforschung und Bildungspolitik die 
Datenbank genutzt werden kann

Mit der Datenbank und den darauf basierenden Analysen in der Studie „Die Unver-
gleichbaren“ (Helbig & Nikolai, 2015a) können vielfältige Fragen für die Bildungsfor-
schung und Bildungspolitik beantwortet werden. Zunächst bleibt festzuhalten, dass 
damit ein umfangreiches Nachschlagewerk zu Regelungen der Struktur, der Kontrol-
le von Inhalten und der Inhalte vorgelegt wurde. Das institutionelle Wissen in der 
Bildungspolitik ist zumeist gering, auch aufgrund von kurzen Wahlperioden in den 
Bundesländern und den damit verbundenen Amtszeiten. Wer sich über das Schulwe-
sen und seinen zeitlichen Wandel im eigenen, aber auch in anderen Bundesländern 
informieren möchte, kann in der Datenbank und der auf ihr beruhenden Studie eini-
ge Antworten fi nden.

Die Datenbank kann aber auch als Quelle für Bildungsforschung in verschiedenen 
Disziplinen dienen. Für Forschende aus der Bildungssoziologie und -ökonomie so-
wie der Erziehungswissenschaft  kann auf Basis der Daten mit kausalanalytischen Ver-
fahren die Wirkung verschiedener schulrechtlicher Regelungen auf Bildungsverläufe, 
Kompetenzen oder Einstellungen von Kindern und Jugendlichen untersucht wer-
den. Dies veranschaulicht etwa eine Studie von Jähnen und Helbig (2015), die auf 
Basis der Datenbank untersucht, wie sich die bindende oder nicht bindende Grund-
schulempfehlung auf Bundesländerunterschiede und soziale Ungleichheiten der Bil-
dungsübergänge ausgewirkt hat. Eine Reihe anderer Reformen schulrechtlicher Re-
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gelungen wird in einem Kooperationsprojekt zwischen WZB und ifo Institut (Institut 
für Wirtschaft sforschung) bearbeitet.2 In quasi-experimentellen Analysen werden die 
Konsequenzen verschiedener schulrechtlicher Reformen in den Bundesländern unter-
sucht. Hierbei wird z. B. analysiert, ob der Umfang (gemessen in Schulstunden) von 
politischer Bildung im Schulunterricht die politischen Einstellungen und das späte-
re Wahlverhalten beeinfl usst, oder inwieweit die schulstrukturellen Eigenheiten der 
Bundesländer soziale Ungleichheiten beim Erlangen der allgemeinen Hochschulreife 
verändern. In einem weiteren Projekt wird derzeit die Stellung von Religionslehre als 
Unterrichtsfach auf Einstellungen von Kindern und Jugendlichen erkundet.

Die Datenbank ermöglicht es auch, schulrechtliche Veränderungen als Ergebnis pfad-
abhängiger Prozesse zu verstehen. So hilft  sie dabei, die unterschiedliche Ausgestal-
tung der Privatschulfi nanzierung (Akkaya, Helbig & Wrase, 2019), die Regularien zur 
Einhaltung des sogenannten Sonderungsverbots (Art.  7. Abs.  4 GG) an privaten Schu-
len (Wrase & Helbig, 2016) oder die Umsetzung schulischer Inklusion (Steinmetz, 
Wrase, Helbig & Döttinger, 2021) im Bundesländervergleich zu verstehen. Beispiels-
weise wird die Ausgestaltung und Finanzierung des Privatschulwesens in Rheinland-
Pfalz und Nordrhein-Westfalen dadurch beeinfl usst, dass es in beiden Bundesländern 
lange öff entlich fi nanzierte Bekenntnisschulen gab bzw. immer noch gibt. Dadurch 
haben sich zumindest im Grundschulbereich deutlich weniger kirchliche Privatschu-
len etabliert (Helbig & Nikolai, 2015a, S.  138; vgl. auch Nikolai & Helbig, 2019).

Auch für die politikwissenschaft liche Schulpolitikforschung dürft e die Datenbank 
eine wichtige Datengrundlage bilden. Denn mit ihrer Hilfe lässt sich in Erfahrung 
bringen, wann es in einem interessierenden schulpolitischen Gestaltungsbereich zu 
Reformen gekommen ist, um die Determinanten einer Reform (Entscheidungsprozes-
se, Akteurskonstellationen u. a. m.) sodann prozessanalytisch rekonstruieren zu kön-
nen.

Für die Rechtsgeschichte und Rechtssoziologie innerhalb der Disziplin der Rechtswis-
senschaft  bietet die Datenbank ferner die Möglichkeit, auf Basis der zugrunde liegen-
den Rechtstexte die sich historisch verändernde Regelungsdichte ebenso wie die Ver-
änderung von Rechtsbegriff en zu analysieren.

4 Wie geht es weiter mit der Datenbank?

Sowohl im Rahmen des Forschungsprojekts von WZB und ifo Institut, als auch ak-
tuell am Leibniz Institut für Bildungsverläufe (LIfBi) wird die Datenbank aktuali-
siert, d. h. die berücksichtigten Regelungen werden bis zum aktuellen Schuljahr fort-

2 Vgl. hierzu https://www.wzb.eu/de/forschung/forschungsgruppe-der-praesidentin/forschung s 
gruppe/projekte/effi  zienz-und-chancengleichheit-in-der-bildung-quasi-experimentelle-evi 
denz-von-schulreformen-der.

https://www.wzb.eu/de/forschung/forschungsgruppe-der-praesidentin/forschungsgruppe/projekte/effizienz-und-chancengleichheit-in-der-bildung-quasi-experimentelle-evidenz-von-schulreformen-der
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geschrieben. Zudem werden für die Zeit seit 1949 weitere Indikatoren aufgenommen, 
die bisher nicht im Fokus standen, darunter z. B. die Übergangsregelungen zwischen 
den nicht-gymnasialen Schulformen oder der Stundenumfang bestimmter Schulfä-
cher (z. B. politische Bildung und Informatik).

Am LIfBi verfolgen wir zudem das Vorhaben, eine digitale Plattform aufzubauen, 
auf der die schulrechtlichen Regelungen in allen Bundesländern seit 1949 nachvoll-
zogen und mit den zugrunde liegenden Rechtstexten verlinkt werden können. Mit 
dem Aufb au bzw. der Institutionalisierung der Datenbank werden mehrere Ziele ver-
folgt. Erstens soll die Datenbank wichtige Hintergrundinformationen bereitstellen, die 
als Hintergrundmerkmale an die Daten des Nationalen Bildungspanels (NEPS) ange-
spielt werden können. Zweitens wollen wir mit der Datenbank eine wissenschaft liche 
Plattform für Schulrecht und Schulpolitik der Bundesländer etablieren. Mittel- und 
langfristig sollen auch andere Bildungsforschende die Datenbank für weiterführen-
de Analysen nutzen und sich an ihrer Fortführung und Weiterentwicklung beteiligen 
können. Drittens soll die Datenbank über ein anschauliches Design auch der interes-
sierten Öff entlichkeit einen vereinfachten Zugang ermöglichen, um erkunden zu kön-
nen, welche schulrechtlichen Regelungen aktuell gelten oder in der Vergangenheit ge-
golten haben, und wie sich die Bundesländer in ihren Regelungen unterscheiden.

Gegenwärtig, im Sommer 2021, wird eine webbasierte Lösung erarbeitet, um die Da-
tenbank in einem geeigneten Format zugänglich zu machen. Mit einer ersten öff ent-
lich zugänglichen (Beta-)Version wird wohl bis Ende 2022 zu rechnen sein.
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Bildungsgerechtigkeit, Leistungsentwicklung und Begabungsförderung
sind drängende Herausforderungen für das deutsche Bildungssystem, 
 wie nationale und internationale Vergleichsstudien (TIMSS, IGLU, PISA)

zeigen. Es ist erforderlich, dass benachteiligte und talentierte Kinder auf ihren
jeweiligen Kompetenzstufen gezielte Unterstützung und individuelle Förderung
erfahren. Das Herausfordern und Fördern von Begabungen und Talenten soll 
dazu beitragen, dass offensichtliche wie verborgene Potenziale bei Kindern aus
sozial benachteiligten Lagen sowie bei Kindern mit Beeinträchtigungen ent-
wickelt und entfaltet werden können. Vom 19. bis 22. September 2018 widmete
sich der 6. Münstersche Bildungskongress mit dem Thema „Begabungsförderung,
Leistungsentwicklung, Bildungsgerechtigkeit – für alle!“ ebendiesen Chancen 
und Herausforderungen mit dem Ziel, die Begabungsförderung und Potenzial-
entwicklung in die Mitte der Gesellschaft zu rücken und so mehr Bildungs-
gerechtigkeit zu schaffen.
Mit über 130 Beiträgen haben Wissenschaftler*innen und Praktiker*innen neue 
Impulse gesetzt, Themen diskutiert und neue Ansätze vorgetragen. Dank der 
interessanten Beiträge und anregenden Gespräche wurde der 6. Münstersche 
Bildungskongress zu einem anspruchsvollen Format wissenschaftlichen 
Austausches und interdisziplinären Gesprächs. Viele der vorgetragenen und 
diskutierten Beiträge werden hier zusammengefasst. 
Dieser zweite Band umfasst Beiträge aus der Begabungsförderung aus der
fachspezifischen und fachübergreifenden schulischen sowie außerschulischen
Praxis. Zusätzlich finden sich in diesem Band auch Beiträge aus dem Verbund-
projekt „Leistung macht Schule“ (LemaS), dessen 1. Jahrestagung in den
Kongress eingebunden wurde und diesen durch Beiträge bereichert hat,
sowie Beiträge zu internationalen Perspektiven in der Begabungsförderung.

Christian Fischer 
Christiane Fischer-Ontrup 

Friedhelm Käpnick  
Nils Neuber 

Claudia Solzbacher 
Pienie Zwitserlood  

(Hrsg.)

Begabungsförderung, Leistungsentwicklung, 
Bildungsgerechtigkeit – für alle!
Beiträge aus der Begabungsförderung

Mit Beiträgen von

Camilla P. Benbow, Ralf Benölken, René 
Dohrmann, Katarina Farkas, Jürgen 
Flender, Christian Fischer, Christiane 
Fischer-Ontrup, Françoys Gagné, Julia 
Gilhaus-Schütz, Jessika Golle, Lena Hain, 
Robert Hauke, Evelin Herbein, Claudia 
Hildebrandt, Kerstin Höner, Harrison J. 
Kell, Britta Klopsch, Hilde Köster, Lisanne 
Kraeva, Beate Laudenberg, Birgit Lehfeldt, 
David Lubinski, Kristiena Matis, Matthias 
Matzner, Tobias Mehrtens, Nils Neuber, 
Volkhard Nordmeier, Stephanie Ohlber-
ger, Colm O‘Reilly, Michael Pfitzner, Silke 
Rogl, David Rott, Julia Schiefer, Mario 
Schmiedebach, Sarah Schulte ter Hardt, 
Anne Sliwka, Carmen Spiegel, Maja Storch,  
Vivian Marielle van Gerven, Michael 
Voges, Anne Vohrmann, Nele von Wieding, 
Anja Wardemann, Sabine Warnecke, 
Astrid Wasmann, Birgit Wegerich-Bauer, 
Claas Wegner, Gabriele Weigand, Heike 
Werneburgh
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Digitalisierung ist ohne Zweifel eines der bestimmenden Zukunftsthemen der frühen 
2020er-Jahre und als solches sowohl gesamtgesellschaftlich als auch für die am Bildungs- 
wesen beteiligten Akteur*innen von hoher praktischer Relevanz. Der Sammelband ver-
bindet Beiträge sowohl aus Erziehungswissenschaft und Bildungsforschung als auch aus 
Schulpraxis, Recht und Bildungspolitik.

Ziel ist es, eine Orientierung zu Fragen der Digitalisierung(en) sowie deren Implikationen 
im schulischen Kontext anhand der schulgestalterischen Bereiche Organisationsentwick-
lung, Unterrichtsentwicklung und Personalentwicklung zu geben. Dabei zeigen wissen-
schaftliche Beiträge aktuelle Diskurs- und Forschungslinien auf; Fokusbeiträge werfen 
kaleidoskopartige Schlaglichter auf jenseits des Diskurses virulente Themenfelder (wie 
z. B. ethische Fragen im Umgang mit Algorithmen).

Der Band richtet sich damit gleichermaßen an Forschende und Wissenschaftler*innen 
der Erziehungswissenschaften und Bezugsdisziplinen sowie an Akteur*innen der Bil-
dungspolitik, Schulpraxis und -administration.

Julia Hugo, Raphael Fehrmann, Shirin Ud-Din, Jonas Scharfenberg (Hrsg.)

Digitalisierungen in Schule und 
Bildung als gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung
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Digitalisierung ist ohne Zweifel eines der bestimmenden Zukunftsthemen der frühen 2020er-Jahre und als solches sowohl gesamtgesellschaftlich als auch für die am Bildungswesen beteiligten Akteur*innen von hoher prak-tischer Relevanz. Der Sammelband verbindet Beiträge sowohl aus Erzie-hungswissenschaft und Bildungsforschung als auch aus Schulpraxis, Recht und Bildungspolitik.
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